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Beginn der Sitzung: 19.00 Uhr

Präsident Dr. Knnblich:

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie herzl ich zur 21. Sitzung
des Landtages Brandenburg in seiner 3. Wahlperiode begrüßen.
Mein Gruß gilt neben den Abgeordneten den Vertretern der
Medien, die heute nicht ganz so zahlreich erschienen sind. Um-
so mehr freue ich mich. dass unsere Gästeplätze gut besetzt
sind. Herzlich willkommen. ich freue mich, dass Sie an unserer
Plenarsitzung tei Inelumen.

{Allgemeiner Beifall)

Mit der Einladung ist Ihnen der Entwurf der Tagesordnung
zugegangen. zu dem ich mir fol gende Bemerkungen erlaube:

Es wurde vorgeschlagen. als zusätzlichen Tagesordnungspunkt 4
die Beratung der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inne-
res zur 2. Lesung des Gesetzes zur Ändening des Benitkechts der
öffentlich bestellten Vermessungsingenieure im Land Branden-
burg - Drucksache 37173 - ohne Debatte aufzunehmen.

Zudem wurde vorgeschlagen, als zusätzlichen Tagesordnun gs-
punkt 6 die Beratung der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Haushalt und Finanzen zu der Anmeldung der Landes-
regierung gemäß § I 0 Abs. 3 der Landeshaushaltsordnung ..Ge-
meinschaftsaufgabe nach Artikel 91 a des Grundgesetzes 'Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes — - Druck-
sache 3/1704 - aufzunehmen. Auch hier soll auf eine Debatte
verzichtet werden.

Schließlich darf ich darauf hinweisen, dass die unter Tages-
ordnungspunkt 7 angeführte Beantwortung der Kleinen Anfrage
589 entfällt. weil die Landesregierung immer in einen gestreck-
ten Galopp verfällt. wenn die Gefahr besteht. dass diese Auf-
gabe öffentlich erledigt wird,

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Die Antwort liegt bereits vor.

Gibt es von Ihrer Seite zum Entwurf der Tagesordnung Anmer-
kungen. Ergänzungs- oder Änderungswünsche' - Wenn dies
nicht der Fall ist. dann bitte ich uni Ihr zustimmendes Handzei-
chen, dem Entwurf entsprechend zu verfahren. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Damit ist die Tagesordnung so
beschlossen.

Es gibt eine Reihe von Abwesenheitserklärungen einiger Minis-
ter und einiger Abgeordneter. Die Liste ist so lang, dass ich mir
erspare. sie vorzulesen. weil dies von unserer Sitzungszeit ab-
ginge. Auf die Zeit zu achten ist nicht zuletzt deshalb wichtig.
weil wir heute Nachmittag noch die ersten drei Disziplinen für
das Sportabzeichen absolvieren wollen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt II auf:

Fragestunde

Durcksache 3'1685
Drucksache 3/1686

Das Wort geht an den Abgeordneten Dr. Sternagel von der
SPD-Fraktion zur Formulierung der Frage 381 (Verwertung
von Forschungsergebnissen im Land Brandenburg). Bitte sehr!

Dr. Sternagel (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In einem Beitra g. der
„Berliner Morgenpost - vom 6. Juli 2000 stellt der Brandenbur-
ger Bundestagsabgeordnete Stephan Hilsberg fest. dass der
Forschungsstandort Deutschland zwar attraktive Forschungs-
bedingungen biete. die Umsetzung der Forschungsergebnisse
jedoch unzureichend sei. Andernorts entstehen pro geförderter
Forschungsmilliarde circa zehnmal mehr Arbeitsplätze oder gar
neue Firmen - so Stephan Hilsberg. der immerhin Mitglied des
Wissenschaftsausschusses des Bundesta ges ist.

Ich frage die Landesregierung: Wie schätzt die Landesregierung
die Effektivität der Verwertung von in universitären und außer-
universitären Brandenburger Forschun gseinrichtungen erzielten
Forschungsergebnissen ein?

Präsident Dr. Knohlieh:

Zur Beantwortung dieser Frage erteile ich dem neu berufenen
Staatssekretär Herrn Weber das Wort. Auf diese Weise lernen
Sie ihn gleich kennen. - Bitte sehr!

Staatssekretär im !Ministerium für Wissenschaft. Forschung
und Kultur Prof. Dr. Weber:

Im Namen der Landesregierun g beantworte ich die Mündliche
Anfrage des Abgeordneten Dr. Manfred Stemagel. Mn der
Etablierung von Forschung in den nett gegründeten und be-
stehenden Hochschulen und außenuniversitären wissenschaftli-
chen Einrichtungen des Landes Brandenburg zu Beginn der
90er Jahre stand immer auch die Frage nach der Verwertung der
Ergebnisse. Nicht nur in Brandenburg, sondern auch bundesweit
erlangt die Umsetzun g wissenschaftlicher Erkenntnisse in
marktfähige Produkte eine zunehmende wirtschaftliche Bedeu-
tung. Dem trägt die Landesregierung in der Form Rechnung.
dass eine immer engere Vernetzun g der Hochschulforschung
und der außeruniversitären Forschung mit der Wirtschaft erfolgt
- in der Regel bei kleinen und mittleren Unternehmen, aber auch
bei Unternehmen wie BASF Schwarzheide. LAUBAG. BMW
Rolls-Royee und anderen. Als sehr vorteilhaft hat sich dabei die
Etablierung von Technologie- und Investitionsberatungsstellen
an den Forschungseinrichtungen erwiesen. die als Bindeglied im
Spannungsfeld von Wissenschaft und Wirtschaft sowohl die
Überführung wissenschaftlicher Forschungsergebnisse in
marktfähige Anwendungen als auch die Wünsche der Wirtschaft
nach wissenschaftlichen Lösungen für Verfahren und Produk-
tionen durch Forschungseinrichtungen effektiv anbahnen und
unterstützen.

Im Rahmen der Förderprogramme des Ministeriums für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur und des Wirtschaftsministeri-
ums sind die ausgereichten Fördermittel wirtschaftsorientiert
eingesetzt und haben neben neuen grundlegenden Erkenntnissen
in der Wissenschaft zu marktfähigen Produkten geführt sowie
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze beigetragen. Als Beispiel sei
nur das Förderprogramm ..Verbundforschung" des Ministeriums
für Wissenschaft. Forschung und Kultur genannt, durch das im
Zeitraum von 1997 bis 1999 mehr als 60 Verbundprojekte als
Kooperationen von Forschungseinrichtungen. Hochschulen und
Unternehmen in Höhe von 10,6 Millionen DM gefördert wur-
den. Die Ergebnisse erbrachten wirtschaftlich bisher ein Mehr-
faches der Fördersumme und schufen zusätzliche Arbeitsplätze.

Es werden zunehmend wissenschaftliche Ergebnisse in Patente
überführt, die Gradmesser der technologischen und wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit einer Gesellschaft sind. Mit dem in
Zusammenarbeit des Ministeriums für Wissenschaft. Forschung
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und Kultur mit der Patentstelle für die deutsche Forschung der
Fraunhofer-Gesellschaft entwickelten _Brandenburgischen
Patentkonzept für Hochschulen und Forschungseinrichtungen-
werden zukünfti g den Forschenden Patentierungen und Lizen-
zierungen erleichtert und der Zugang zu nationalen und interna-
tionalen Märkten stärker geöffnet.

Den außeruniversitären Forschungseinrichtungen in Branden-
burg wird im Ergebnis von Evaluationsverfahren eine qualitativ
hochwertige Forschungsarbeit bestätigt. deren Ergebnisse zum
Teil als internationale Spitzenleistungen bewertet werden. Die
Landesregierung stellt deshalb fest. dass sich die außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen in den Wissenschaftsparks - in
Golm und auf dein Telegrafenberg. auf Hermannswerder, in
Rehbrücke. Babelsberg. Luckenwalde, Hennigsdorf, Teltow.
Bonuni. Großbeeren. Zeuthen. Erkner. Frankfurt (Oder) und
Cottbus - für das Land insgesamt wie regional zu strukturprä-
genden Standortfaktoren entwickelt haben und bewähren. Die
Effektivität der Verwertung von Forschungsergebnissen an
brandenhurgischen Hochschulen und außeruniversitären Ein-
nchitingen hat gerade in den letzten drei Jahren beachtlich zu-
genommen. Forschung gilt heute als eine der Voraussetzungen
für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes. - Vielen Dank.

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. - Herr Dr. Trunschke. bitte!

Dr. Trunschke (PDS):

Herr Staatssekretär. ich weiß, dass Sie neu in dem Amt sind.
aber ich möchte - da Sie selbst die Verbundforschung sehr lo-
bend erwähnt haben - trotzdem die Frage stellen: Können Sie
mir erklären, waruni die Landesregierung die Verbundfor-
schung, bei der die Wirtschaft und die Universitäten in besonde-
rer Weise zusammenkommen, so stiefmütterlich behandelt und
die Gelder dafür Jahr für Jahr kürzt?

Staatssekretär Prof. Dr. Weber:

Mittel können immer nur im Rahmen dessen ausgegeben wer-
den, was zur Verfügung steht. Ich kann nur wiederholen, dass
gerade die Verbundforschung als ein außerordentlich wichtiges
Thema vorn Ministerium für Wissenschaft. Forschung und
Kultur angesehen wird und dass im Rahmen der Möglichkeiten
prioritär darauf geachtet wird, dass in diesem Bereich auch in
der Zukunft geleistet werden kann, was möglich ist.

Präsident Dr. Knoblich:

Herzlichen Dank. - Wir kommen zur Frage 382 (Referendum
über EU-Erweiterung?), gestellt vom Abgeordneten Dierk !To-
meyer. Bitte sehr!

Homeyer (CDU):

Die Äußerung des EU-Kommissars Günter Verbeugen: _Bei der
EU-Erweiterung dürfen wir nicht wieder über die Köpfe der
Menschen hinweg entscheiden-. führte zu heftigen Diskussio-
nen über Plebiszite.

Ich frage die Landesregierung: Welche Möglichkeiten sieht sie,
bei diesem Prozess die Bevölkerung „mitzunehmen"?

Nlin ister der Justiz und für Europaangelegenheiten
Prof. Dr. Schelter:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Abgeordneter Homeyer, in den kommenden Monaten und Jah-
ren werden in Europa die Weichen für das neue Jahrhundert
gestellt. Die Europäische Union wird neue Mitglieder unseres
Kontinents aufnehmen. Es ist überfällig, dass alle politisch
Verantwortlichen in der Europäischen Union und in den Kandi-
datenländern die Chancen. aber auch die Risiken der Oster-
weiterung offen ansprechen.

Die Beitrittsverhandlungen mit den zehn mittel- und osteuropä-
ischen Bewerberländern sind im Gang. Die Verantwortlichen in
der Europäischen Union. auch die Staats- und Regieruneschefs,
dürfen die Erweiterun g nicht nur als Routinepunkt auf der übli-
chen Tagesordnung behandeln. Wir brauchen nach dem Ab-
schluss der laufenden Regiemngskonferenz einen Sondergipfel
des Europäischen Rates zu den Fragen der Osterweiterung.

Mit diesem für die Zukunft Europas entscheidenden Projekt
müssen sich aber auch das Europäische Parlament und die na-
tionalen Parlamente der Mitgliedsstaaten und der Kandidaten-
länder stärker befassen. Wir brauchen deshalb auch eine inter-
parlamentarische Konferenz zur Osterweiterung.

Ein offenes Gespräch über den Stand der umfangreichen und
schwierigen Vorbereitungen in den beteiligten Ländern ist die
notwendige Basis für die weitere vertrauensvolle Zusammen-
arbeit auf dem Weg zur Erweiterung. Wir brauchen eine Infor-
mationsoffensive in den Mitgliedsstaaten der Europäischen
Union. Regierungen. Parteien. politiknahe Organisationen und
Medien - wir alle müssen uns der schwierigen Aufgabe stellen,
bei den Bürgern um Zustimmung für die anstehenden europa-
politischen Entscheidungen zu werben.

Meine Damen und Herren, es gibt keine Alternative zur Oster-
weiterung. Aber wir müssen und können es schaffen. den davon
betroffenen Menschen glaubwürdig darzustellen. dass die Chan-
cen dieses Projekts größer sind als die Risiken. - Vielen Dank.

Präsident Dr. Knnblich:

Es eibt Klärungsbedarf - Herr Homeyer. bitte!

Homeyer (CDU):

Herr Minister Schelter. ich habe eine Nachfrage. Wie kann sich
das Land Brandenburg in diesen notwendigen Prozess einbrin-
gen'? Wie kann das Land Brandenburg sich zum Beispiel in die
von ihnen angesprochene interparlamentarische Konferenz. die
notwendig ist. einbringen?

Minister Prof. Dr. Scheiter:

Herr Abgeordneter Homeyer, es gibt eine Reihe von Möglich-
keiten. Ich will eine nennen. Das ist die Möglichkeit über den
Bundesrat. Sie wissen. dass Herr Kollege Tillich aus Sachsen
und ich die Bundesratsvertreter für die Osterweiterung sind. Wir
haben gestern am Rande des Ausschusses der Regionen darüber
gesprochen. dass wir mit einer solchen interparlamentarischen
Konferenz einen Anfang machen und die Beauftragten der Par-
lamente in Ungarn, in Polen und in der Tschechischen Republik
zu einer solchen ersten Konferenz einladen wollen.

Sie wissen. dass es im Übrigen eine Initiative des Europaminis-
Präsident Dr. Knoblich: 	 ters dieses Landes ist. die Regionen der Beitrittsstaaten als

Beobachter am Ausschuss der Regionen teilnehmen zu lassen.
Herr Minister Schelter, Sie haben das Wort. 	 Auch das bringt die Menschen näher zusammen und gibt Mög-
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lichkeiten, die Argumente pro und contra miteinander auszutau-
schen.

( Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knohlich:

Ich bedanke mich. - Damit sind wir bei der Frage 361 (Fehlen-
de Ausbildungsplätze). die gestern getauscht worden ist. Frau
Dr. Schröder. bitte sehr!

Frau Dr. Sehröder (PDS):

Wie der Arbeitsmarktstatistik des Landesarbeitsamtes für den
August 2000 zu entnehmen ist, waren zum Ende des Monats
13 365 Bewerberinnen und Bewerber für eine Ausbildungsstelle
noch nicht vermittelt. Dem standen 1 740 unbesetzte Stellen
gegenüber, Die Landesregierung hat angekündi gt. 3 386 Aus-
bildungsplätze gemeinsam mit dem Bund im Ausbildungsplatz-
programm Ost 2000 und weitere 2 514 Plätze mit Landesmitteln
zu fördern. Insgesamt könnten damit 5 900 Ausbildungsplätze
angeboten werden.

Ich frage die Landesregierung: Durch welche weiteren Maß-
nahmen soll die noch bestehende Lücke von 5 700 Ausbildungs-
plätzen geschlossen und damit die Zusage der Landesregierung
erfüllt werden, jedem ausbildungswilligen Jugendlichen ein
Ausbildungsplatzangebot zu unterbreiten?

Präsident Dr. knohlich:

Herr Minister Ziel, Sie haben das Wort.

Minister für Arbeit. Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Kollegin
Dr. Schröder. die Aussage, die Sie am Schluss Ihrer Frage
zitiert haben, dass jeder ausbildungswillige Jugendliche in Bran-
denburg auch ein Ausbildungsplatzangebot bekommen soll. ist
fiir mich eine der wichtigsten Aussagen dieser Landesregierung
und eine der besonderen Verpflichtungen für den zuständigen
Fachminister.

Die Auseinandersetzung um die Statistik, die Sie soeben ange-
führt haben. führen wir seit 1990 alljährlich in derselben Weise.
Und noch immer ist es gelungen. jedem ausbildungswilligen
Jugendlichen einen Ausbildungsplatz zur Verfügung zu stellen.

Sie wissen. Frau Kollegin Dr. Schröder, dass Statistiken zu
einer ganz bestimmten Zeit in einem ganz bestimmten Umfeld
und in ganz bestimmten Grenzen eine ganz bestimmte Situation
betrachten. So verhält es sich auch mit den Zahlen der Arbeits-
verwaltung. Sie beruhen auf Erhebungen der Berufsberatung bei
den Arbeitsämtern und geben die dort gemeldeten und dort
nach gefragten Berufsausbildungsstellen zu einem bestimmten
Zeitpunkt - Sie nennen August - wieder. Viele, gerade kleine
Unternehmen melden ihre Ausbildungsstellen gar nicht heim
Arbeitsamt. Sie können auch nicht gezwungen werden. ihre
freien Ausbildun gsstellen bzw. ihre Lehrverhältnisse dem Ar-
beitsamt zu melden. Dasselbe gilt für die sich bewerbenden
Jugendlichen. Das bedeutet für eine jede Statistik. dass sie im-
mer nur eine Momentaufnahme für den Zeitpunkt ist. zu dem sie
erstellt wurde.

Dazu kommt ein weiterer Unsicherheitsfaktor. Dic Bericht-
erstattung der Berufsberatung erfolgt jeweils für den Zeitraum
1. Oktober bis 30. September des Folgejahres. Demzufolge ist
aufgrund der zu unterschiedlichen Zeiten begonnenen Ausbil-
dungsplatzprogrammc 1998 und 1999 die Statistik für das Aus-
bildungsjahr 2000 nur bedingt verwertbar. Die monatliche Be-

rufsausbildungsstatistik ist also eine Momentaufnahme. Jedoch
ist sie ein wichtiges Kriterium für die Einschätzun g des Aus-
bildungsmarktes.

Vergleicht man nun diese Momentaufnahme mit der vom Vor-
jahresmonat. so ist festzustellen, dass die Differenz zwischen
nicht vermittelten Bewerberinnen und Bewerbern und gemelde-
ten Ausbildungsplätzen, also die so genannte Ausbildungs-
platzlücke, geringer geworden ist. So fehlten im Jahre 1998
fast 11 780. im Fol gejahr 11 740 und in diesem Jahr sind es
I 1620 Berufsausbildun gsstellen. Die entscheidende Frage ist.
ob die Lücke geschlossen werden kann und welche zusätzlichen
Maßnahmen dafür erforderlich sind.

Sie werden sicherlich verstehen. dass die Antwort wegen der
eingangs genannten Unsicherheiten nicht ganz einfach ist. Des-
halb berufe ich mich auf ein Gremium außerhalb meines Hau-
ses. in dem mein Haus aber vertreten ist. Das ist der Landesaus-
schuss für Berufsbildung. Der Landesausschuss für Berufs-
bildung. in dem neben der Landesregierun g auch die Kammern
und die Gewerkschaften vertreten sind. hat diese Frage unifas-
send diskutiert. Hierbei wurde berücksichti gt. dass die Aus-
bildungsplatzlücke gegenüber dem Vorjahr gerin ger geworden
ist. was erfreulich ist. Die Aussage dieses wichtigen Gremiums
lautet: Im Vorjahr ist es bei vergleichbarer Zahlenlage und ei-
nein annähernd gleich großen Programm gelungen. rechnerisch
den Ausildungsstellenmarkt auszu g leichen. Vor diesem Hinter-
grund ist der Landesausschuss für Berufsbildung zu der Ein-
schätzung gelangt, dass es in diesem Jahr mit dem Ausbildungs-
programm Ost - Frau Kollegin, Sie haben darauf hingewiesen.
es sind ca. 3 500 Plätze zusätzlich - und unserem landeseigenen
Aufstockungsprogramm - das sind ca. 2 500 Plätze zusätzlich -
gelingen wird, diese Lücke zu schließen.

Daher sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine weiteren zusätz-
lichen Förderun gen geplant. Natürlich werden wir die Situation
weiterhin intensiv beobachten und falls erforderlich reagieren. -
Danke schön.

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Minister. es gibt Klärungsbedarf. Wir beginnen mit Frau
Dr. Schröder.

Frau Dr. Schrüder (PDS):

Ich habe zwei Nachfragen. Stimmen Sie meiner Auffassung zu.
dass die Statistik einen ganz bestimmten Fakt offenbart, näm-
lich dass es eine Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage
gibt, die meiner Meinung nach nur durch eine Umlagefinanzie-
rung perspektivisch gelöst werden kann? Dazu hätte ich gern
vor dem Parlament Ihre aktuelle Auffassung.

Meine zweite Frage lautet: In welchen Bereichen werden Aus-
bildungsplätze über die Pro gramme. die Sie angesprochen ha-
ben. geschaffen?

Minister Ziel:

Frau Kollegin Dr. Schröder, ich stimme Ihnen zu, dass die Au-
guststatistik wie jede Statistik zu diesem Themenbereich offen-
bart, dass es eine Ausbildungsplatzlücke gibt. Ich hoffe. Sie
stimmen mir aber auch zu. dass sowohl die Bundesregierung als
auch die Landesregierung alles unternommen haben, diese Aus-
bildungsplatzlücke zu schließen. Die Landesregierung ist immer
wieder bei den Handwerkskammern und bei den Industrie- und
Handelskammern vorstelli g geworden, uni betriebliche Aus-
bildungsplätze, die sicherlich die wichtigsten sind - darin sind
wir uns einig -, zusätzlich zu schaffen.
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Ich bin sehr dankbar. dass über all die Jahre die Handwerks-
kammern an der vordersten Front mitgeholfen haben. Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung zu stellen. Wir haben vereinbart.
dass wir in weiteren Gesprächen für die Folgejahre noch nachle-
gen werden, Das zu Punkt 1.

Zu Punkt 2: Die Industrie- und Handelskammern haben mächtig
zugelegt. Sie haben ca. IX " q) zusätzliche Ausbildungsplätze in
Brandenburg zur Verfügung gestellt. Ich denke, auch das sollte
man nennen. Die Diskrepanz ist vorhanden, sie lässt sich nicht
wegdiskutieren. Zu Recht legen Sie den Finger auf diese Wun-
de. Ich bin der Meinung. dass wir es mit den beiden Program-
men wieder schaffen werden, so wie wir es jedes Jahr geschafft
haben. denn die Zahlen erscheinen dieses Jahr günstiger. Somit
haben wir bessere Chancen. es zu schaffen. Den Weg. den Sie
vorschlagen - über Umlagefinanzierung das Problem zu lösen -,
halte ich für problematisch.

Bei allen Gesprächen. die ich führe, insbesondere mit den ge-
nannten Kammern. spüre ich deutlich den eisernen Willen,
hierbei zuzulegen. In einer solchen Situation aber mit der Peit-
sche zu kommen halte ich für problematisch. Hierbei sind mehr
der Konsens und das Aufeinanderzugehen gefragt. Ich weiß.
dass die Umlagefinanzierung im Bund diskutiert worden ist,
und ich will das nicht als schlechte Lösung an die Wand malen.
aber Sie wollten meine persönliche Meinung dazu wissen. Ich
will für mich sagen: Ich halte diesen Lösungsansatz für Bran-
denburg nu Moment nicht für den angezeigten.

Wir wollen so schnell wie möglich in den Bereichen auf den
Weg kommen. in denen die Nachfrage immer deutlicher wird.
Sie können sich vorstellen. dass gerade der I T-Bereich - das darf
aber nicht zum Schlagwort werden - mit besonderen Angeboten.
insbesondere für junge Mädchen. aufwartet. Ich mache Mut,
sich in diesen Bereich zu begehen. weil ich eine gewisse Be-
nachteiligung von Frauen sehe.

Präsident Dr. Knohlich:

Frau Kaiser-Nicht. bitte!

Frau Kaiser-Nicht (PDS):

Herr Minister, Sie sagen. dass wir jährlich mit dem Thema in
der gleichen Weise umgehen. Wie reagieren Sie auf die vor
zwei Tagen auf dem Ausbildungstag der Stadt Strausberg. an
dem 43 Firmen und 2 000 Schüler teilgenommen haben, ge-
machten Äußerungen von einer Vertreterin der Berufsberatung
des Arbeitsamtes, dass die jährlichen Zusatzprogramme - öf-
fentlich gefördert von Bund und Land - zu spät kommen und
dass im Frühjahr bereits absehbar sei, in welcher Höhe betriebli-
che Ausbildungsplätze zur Verfügung stünden? Damit sei auch
absehbar, wie viele Schüler unversorgt blieben. Was tun Sie. um
den Schülern und den Eltern den Frust zu ersparen. im Sommer
unversorgt zu bleiben?

Minister Ziel:

Ich habe diese Hinweise in Foren selbst vorgehalten bekommen.
Die Problematik besteht darin, dass die Förderung erst dann
gegeben wird, wenn die Verträge abgeschlossen sind und das
Land sein eigenes Programm aufgelegt hat. Ich bin der Mei-
nung. hierbei lässt sich noch etwas verbessern. Auch wenn wir
davon ausgehen. dass es eine freie Berufswahl gibt - es soll
möglichst jeder den Beruf erlernen können, den er sich wünscht
-, wissen wir. dass wir soundso viele nicht unterbringen können.
Das Ganze muss uns in einem Verhandlungspaket als Ergebnis
vorliegen.

Das Bundespaket war mit allen neuen Bundesländern gleich-

zeitig abzustimmen. Sie können sich vorstellen. dass jeder von
diesem Kuchen möglichst viel abbekommen wollte. Die Ab-
stimmungen dazu waren nicht ganz leicht. Sie wissen. dass wir
auch sehr aufgeatmet haben, als wir diese 3 50(1 Stellen beka-
men. Andere haben darüber diskutiert. dass wir über die Bun-
desebene weit weniger bekommen sollten. Das hätte bedeutet.
dass unser Programm noch viel größer hätte ausfallen müssen.
Ich werde mich jedenfalls auch dafür einsetzen - ich habe das
von den jungen Leuten und ihren Eltern sehr deutlich übennit-
telt bekommen. was Sie selbst auch aufgegriffen haben -. dass
die Programme eher kommen. weil man denjenigen auch eher
Sicherheit geben muss.

Ich bedanke mich ganz besonders hei denjenigen Finnen. Hand-
werksmeisterinnen und Handwerksmeistern. die sehr zeitig ihre
Verträge mit den Jugendlichen abschließen. Sie dürfen für die-
sen zeitigen Abschluss nicht damit bestraft weiden. dass man
sagt: Die Förderung bekommt ihr nicht. weil ihr schon vor dem
Programm abgeschlossen habt. - Damit muss ein für alle Mal
Schluss sein, Wir sind auch mit dem Finanzministerium im
Gespräch. um Lösungen zu finden. Das sage ich vor allem an
die Adresse derjenigen. die ihren guten Willen sehr zeitig zei-
gen. damit wir dann auch mit den Zahlen. die wir jährlich in der
Statistik haben. realistischer umgehen können.

Ich will Ihnen noch ein Beispiel nennen, welches die ganze
Sache deutlich erhellt. Statistik ist ja für viele sozusagen ein
Buch mit sieben Siegeln. Wir hatten vor kurzem ein Gespräch
mit Herrn Jagoda. Ich meine jetzt nicht das gestrige hier in
Potsdam. sondern eines etwas weiter im Lande. Ein Arbeits-
amtsdirektor hat gesagt. dass er bis vor kurzem noch 2 000
Jugendliche hatte. die ein Lehrverhältnis gesucht haben. Das
war die August-Zahl. Jetzt hat er noch etwa 60 Jugendliche. die
suchen. Das heißt, hier steckt auch in der Statistik etwas, was
wir aktuell viel besser haben müssten - aber die Statistik stelle
ich nicht selbst auf, das könnte ich auch gar nicht weil wir
immer darauf angewiesen sind. die Statistiken des jeweiligen
Monats zugrunde zu le gen. Ich bitte hierfür auch uni Verständ-
nis.

Präsident Dr. knohlich:

Danke sehr. - Wir sind damit hei der nächsten Frage. Bevor ich
die Fragestellerin bitte. noch einen Hinweis. Wenn Sie sich
heute einer Kamera Auge in Auge gegenübersehen. liegt es
daran, dass eine Fraktion darum gebeten hat. Aufnahmen von
vorn machen zu lassen. Insofern wird Frau Thomas heute im
Laufe des Tages im Plenarsaal auch einmal ihre Position. die
sonst den Fotografen zugeordnet ist. verlassen. Ich bitte Sie, das
bewusst zur Kenntnis zu nehmen.

Wir sind bei der Frage 392 (Unterstützung des Vorschlags von EU-
Kommissar Günter Verheugen zu einer Volksabstimmung überdie
EU-Osterweiterung durch Europa- und Justizminister Kurt Sehet-
leo, die auf Wunsch der Fragestellerin für die Frage 384 getauscht
worden ist. Frau Hesselbarth. ich erteile Ihnen das Wort zur
Formulierung.

Frau Hesselbarth (DVU):

Meine Frage bezieht sich auf das Interview des Ministers
Prof. Dr. Schelter. was heute schon von Herrn Homeyer an-
gesprochen wurde.

Meine spezielle Frage: Aus welchem Grunde wurde während
der 15. Sitzung des Landtages Brandenburg am 17. Mai 2000
sowohl während der Aktuellen Stunde zum Thema _Chancen
und Risiken der EU-Osterweiterung- als auch während der
Debatte über den DVU-Antrag „Bundesratsinitiative zur Aus-
setzung der EU-Osterweiterung" die Position der DVU-Frakti-
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on, die Osterweiterung der EU um mindestens zehn Jahre zu
verschieben, von der Landesregierung und insbesondere von
Herrn Schelter. dem Minister der Justiz und für Europaangele-
genheiten. in schärfster Weise kritisiert, wenn Minister Dr.
Sehelter heute erklärt, dass er sich für den Vorstoß von EU-
Kommissar Günter Verheugen zu einer Volksabstimmung über
die EU-Osterweiterung einsetzt?

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Minister Schelter. Sie haben das Wort.

Minister der Justiz und für Europaangelegenheiten
Prof. Dr. Schelter:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau
Abgeordnete, ich hatte eigentlich erwartet, dass Sie nach wie-
derholter Lektüre ihrer Frage diese Frage zurückziehen. Sie ist
schlichtweg unverständlich. Ich verstehe sie nicht. Ich sage
Ihnen. es bleibt dabei: Die Forderung der DVU. die Osterweite-
bürg der Europäischen Union um zehn Jahre zu verschieben, ist
eine unverantwortliche Absage an die politischen Herausforde-
rungen. vor die uns das neue Jahrhundert in Europa stellt. und
sie zeigt. dass die DVU viel länger als ein Jahrzehnt hinter der
europäischen Realität zurück geblieben ist.

(Beifall hei SPD, CDU und PDS)

Richtig ist. meine Damen und Herren. die Osterweiterung wird
große Chancen. aber auch Risiken für die Bewerberstaaten und
die Europäische Union mit sich bringen und darüber - über
beides - müssen wir mit den Bürgern reden. Gespräche. Infor-
mationen, Offenheit und Glaubwürdigkeit sind angesagt. Das ist
mein dringender Rat und das deckt sich in der Tat mit dem
Anliegen von Kommissar Verheugen.

Meine Damen und Herren. wir brauchen keine Volksabstim-
mung. aber wir brauchen die Zustimmung der Bürger zu einer
vernünftigen und überzeugenden Politik mit Herz und mit Ver-
stand. - Vielen Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knohlich:

Ich danke auch. - Wir sind bei der Frage 385 (Novellierung des
Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetzes), gestellt vom
Abgeordneten Dr. Wiebke. Bitte sehr!

Dr. 1,‘ iehke (SPD):

Der FDP-Politiker Graf Lambsdorff hat am Tag des Eigentums
vor Alteigentümern die Forderung erhoben. das Entschädi-
gungs- und Ausgleichsleistungsgesetz grundlegend zu novellie-
ren. Ziel müsse es sein, alle Ansätze einer alteigentümcrfreund-
liehen Regelung voll auszuschöpfen.

Im gleichen Zusammenhang fordert Lambsdorff zum Entwurf
des Vermögensrechtsänderungsgesetzes die Befassung des
Vemiittlungsau.sschusses im Bundesrat. um den Alteigentümern
die bisherigen Verbilligungstatbestände beim Flächenenverb zu
sichern,

Ich frage die Landesregierung, wie sie die Gefahren für den
Bestand des Kompromisses im EALG und den Rechtsfrieden
zwischen den Konfliktparteien einschätzt.

Präsident Dr. Knohlich:

Minister der Justiz und für Europaangelegenheiten
Prof. Dr. Sehelter:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter,
Graf Lambsdorff hat in seinem langen politischen Leben viel
Kluges gesagt und auch viel Kluges geschrieben. Worauf Sie
sich beziehen zählt meines Erachtens nicht dazu.

Das Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz ist erst
nach einem sehr langwierigen und äußerst schwierigen Gesetz-
gebungsverfahren zustande gekommen. Es ist ein Kompromiss
und hat seine Grundlage in der Gemeinsamen Erklärung vorn
15. Juni 199(1, die Bestandteil des Einigungsvertrages ist. und in
der Grundsatzentscheidung des Bundesverfassungs gerichts vom
23. April 1991.  Diese Entscheidung ist zu den Enteignungen auf
besatzun gsrechtlicher und besatzungshoheitlicher Grundlage
ergangen und ist vom Gericht zwischenzeitlich. wie Sie wissen.
in mehreren Urteilen auch bekräftigt worden. Gegen verschiede-
ne Regelungen dieses EALG sind Verfassungsbeschwerden
anhängig. auf die sich Graf Lambsdorff bezieht. Eine abschlie-
ßende Entscheidun g dazu ist noch nicht ergangen.

Die Landesregierun g erwartet nicht, dass das Bundesverfas-
sungsgericht eine grundlegende Novellierung dieses Gesetzes
aufgeben wird und der mühsam erzielte Kompromiss verlassen
werden muss. Spekulationen über den Ausgang der Verfas-
sungsbeschwerden sind nicht hilfreich und schaden vor allem
der Rechtssicherheit und auch dem Rechtsfrieden in den neuen
Ländern. Das Gesetzgebungsverfahren zum Vermögensrechts-
ergänzungsgesetz. von dem in der Anfrage die Rede ist und mit
dem einzelne Regelungen des EALG über den Flächenerwerb
den Vorgaben der Europäischen Kommission angepasst worden
sind. ist zwischenzeitlich weitgehend abgeschlossen. Das Ple-
num das Bundesrates hat diesem Gesetz am 14. Juli zuge-
stimmt. ist also dem Vorschlag von Graf Lambsdorff nicht
gefolgt. Eine Annifung des Vermittlungsausschusses ist nicht
erfolgt. Einen Antrag. mit dem begehrt wurde. das Gesetz zu-
nächst nicht in Kraft treten zu lassen. hat das Bundesverfas-
sungsgericht mit Beschluss vom K August dieses Jahres zurück-
gewiesen. - Vielen Dank.

Präsident Dr. Knohlich:

Ich danke auch. - Wir sind bei der Frage 386 (Verschärfung des
Strafrechts und des Strafverfahrensrechts). Herr Homeyer. Sie
haben jetzt Gelegenheit. Ihre Frage zu stellen.

Homeyer (CDU):

Den Medien war zu entnehmen. dass der Minister derJustiz und
für Europaangelegenheiten. Prof. Dr. Scheiter, derzeit einen
Gesetzentwurf erarbeitet. der kurzfristig in den Bundesrat einge-
bracht werden soll. Dieser Gesetzentwurf soll beabsichtigen.
den Strafrahmen für Gewalttaten. die aus Hass gegen Teile der
Bevölkerung oder gegen eine nationale, rassische, religiöse oder
durch ihr Volkstum bestimmte Gnippe oder aus sonstigen nied-
rigen Beweggründen begangen wurden_ zu erhöhen. Auch soll
beabsichtigt sein. die Begehung einer solcher Straftat als eigen-
ständigen Haftgnind in die Strafprozessordnung einzuführen
und deutsche Täter. die im Ausfand extremistische Propaganda-
delikte begehen, in Deutschland strafrechtlich zur Verantwor-
tung zu ziehen.

Ich frage daher die Landesregierung: Wie ist der aktuelle Ver-
fahrensstand hinsichtlich dieser Initiative?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Sehelter, Sie haben erneut Gelegenheit, eine Fra-
Herr Minister Schelter. Sie haben erneut das Wort. 	 ge zu beantworten. Bitte sehr!
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Nlinister der Justiz und für Europaangelegenheiten
Prof. Dr. Schelter:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Abgeordneter Homeyer, ich darf die Antwort wie folgt vor-
tragen: Der Entwurf eines Gesetzes zur verbesserten Bekämp-
fung extremistischer Gewalttaten und anderer extremistischer
strafbarer Handlungen wird in der Kabinettssitzung am 26. Sep-
tember 2000 behandelt werden. Ich rechne fest mit seiner Ver-
abschiedung. nicht nur, weil ich an diesem Tag Geburtstag
habe.

(Heiterkeit)

Die Landesregierung wird den Entwurf dann umgehend in den
Bundesrat einbringen, der ihn aller Voraussicht nach noch in der
Plenarsitzung, am 29. September 2000 behandeln wird. Ich wer-
de das Anliegen Brandenburgs mit diesem Gesetzentwurf im
Plenum des Bundesrates darstellen und auch begründen.

Lassen Sie mich ganz kurz zu diesem Vorhaben. das in den
v ergangenen Wochen und Tagen nicht immer ganz sachkundig
erörtert worden ist. Folgendes anmerken:

In unserem Land werden immer wieder Menschen geschlagen
und misshandelt. nur weil sie Fremde sind oder auch nur fremd
aussehen. Hass auf Menschen. weil sie anders sind, ist beson-
ders verwerflich. weil er die jedem Menschen zustehende Wür-
de verletzt. Unser Land und sein Ruf nehmen durch solche
Übergriffe schweren Schaden. Ich erinnere nur an die Äußenm-
gen namhafter Bundespolitiker in den letzten Tagen und an die
Berichte in den in- und ausländischen Medien dazu.

Deshalb bin ich der Auffassung. dass Straftaten, die mit einer
solchen menschenverachtenden Motivation begangen werden
und deshalb oft von besonderer Brutalität des Täters gekenn-
zeichnet sind. härter bestraft werden müssen als Taten. die diese
besonderen Merkmale nicht aufweisen.

Meine Damen und Herren! Diese Wertung ist nichts Neues: sie
ist im geltenden Strafrecht bereits angelegt: Wer einen Men-
schen tötet, wird als Mörder bestraft, wenn er aus niedrigen
Beweggründen gehandelt hat. Hass. insbesondere Rassenhass.
ist ein solcher niedriger Beweggrund. Das hat die höchstrichter-
liche Rechtsprechung schon vor Jahrzehnten festgestellt.

Meine Damen und Herren! Wir dürfen der Frage nicht auswei-
chen. oh das gehende Recht noch eine ausreichende Basis für
den Schutz vor dcr extremistischen Herausforderung ist. Lassen
Sie uns in die 70er und 80er Jahre zurückdenken. als es um die
Bedrohung durch den Linksextremismus und den Linksterroris-
mus ging.

Der Rechtsstaat - das ist jedenfalls meine Überzeugung - muss
ohne Verzug und entschlossen reagieren. wenn er durch bruta-
le Schläger ganz gezielt herausgefordert wird. Er darf nicht in
die Defensive geraten und Unschärfen des geltenden Rechts
bei unseren Staatsanwälten und Richtern abladen. Deshalb ist
der Gesetzgeber meines Erachtens jetzt gefordert, ein deutli-
ches Signal zu setzen. Zu warten und zu zögern, das erzeugt
nur Zweifel an unserer Entschlossenheit und lässt die Bürger.
von denen wir ja mehr Zivilcourage im Kampf gegen extre-
mistische Gewalt erwarten - wir erwarten das Hinsehen. nicht
das Wegsehen -, allein. Das darf nicht geschehen. Deshalb
nehme ich es auf mich, trotz mancher unberechtigter und zum
Teil auch unfairer Kritik weiter dafür zu kämpfen. - Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr. Knohlich:

Danke sehr. - Wir kommen zur Frage 387 (Stellungnahme zum
Lärmgutachten BBI), gestellt von der Abgeordneten Frau Tack.
Sie haben jetzt Gelegenheit. Ihre Frage zu formulieren.

Frau Tack (PDS):

Das Ministerium für Arbeit. Soziales, Gesundheit und Frauen
hat eine Beurteilung des bisherigen Lärmgutachtens für das
Planfeststellungsverfahren zum Großflughafen B131 erstellt.
Demnach soll das Lärmgutachten mangelnde akustische Fach-
kompetenz aufweisen und den Anforderungen einer himunedizi-
nischen Beurteilung nicht gerecht werden.

Ich frage die Landesregierung: Welche Konsequenzen ergehen
sich aus dieser Stellungnahme des Minsteriums für Arbeit,
Soziales. Gesundheit und Frauen für das laufende Planfeststel-
lungsverfahren?

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Minister Me yer. Sie haben das Wort.

Minister für Stadtenw ieklung, 1\ ohnen und 1 .erkeh r Meyer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und lien•en! Frau
Tack. die angesprochene Stellungnahme des MASGF wird
selbstverständlich wie alle anderen Stellungnahmen der Träger
öffentlicher Belange in die Erörterungstermine und in das ab-
schließende Eniseheidungsverfahren einbezogen. Auswirkungen
auf den Ablauf des laufenden Planfeststellungsverfahrens selbst
sehe ich zurzeit nicht. - Danke schön.

Präsident Dr. Knohlich:

Das ging aber schnell. - Wir sind bei der Frage 388 (Zukunfts-
paket Schiene}. Herr Vogelsänger. Sie haben jetzt Gelegenheit.
Ihre Frage zu formulieren. - Herr Minister Meyer, Sie können
gleich hier vorn bleiben.

Vogelsänger (SPD):

Die Bundesregierung plant, zusätzlich zu den bisher ver-
anschlagten Mitteln weitere 2 Milliarden DM - Stichwort:
UMTS - für die Sanierung des Schienennetzes sowie für Aus-
und Neubaumaßnahmen von Strecken zur Verfügung zu stellen.

Ich frage daher die Landesregierun g : Liegen der Landesregie-
rung Zusagen oder Hinweise der DB AG über die Verwendung
eines Teils dieser zusätzlichen Mittel auf dem Gebiet des Lan-
des Brandenburg vor bzw. welche Strecken werden nach Er-
kenntnissen der Landesregierung betroffen sein'?

Präsident Dr. Knohlich:

Bitte, Herr Minister!

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Nleyer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr
geehrter Herr Vogelsänger. der Landesregierung liegen leider
keine Zusagen oder Hinweise der Bundesregierung bzw. der
Deutschen Bahn AG über die Verwendung eines Teils dieser
zusätzlichen Mittel auf dem Gebiet des Landes Brandenburg
vor. Das Land Brandenburg fordert allerdings vom Bund. vor-
dringliche Vorhaben in das aufzustellende Bauprogramm auf-
zunehmen. Das ist zum einen die Fortsetzung des Ausbaus der
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Strecke Berlin - Frankfurt. die bekanntermaßen von der Bahn in
ihrer Durchführung unterbrochen worden ist. Das zweite Projekt
wäre der Ausbau der Strecke Berlin - Cottbus einschließlich des
Baus des zweiten Gleises auf dem Abschnitt Lübbenau - Cott-
bus. Das dritte wichtige Vorhaben betrifft den Ausbau der Stre-
cke Berlin - Dresden. Da mit diesem Vorhaben die Dresdner
Bahn im Zusammenhang steht, möchte ich Missverständnissen
deutlich vorbeugen: Eine Fertigstellung dieser Strecke muss vor
Inbetriebnahme des BBI Schönefeld erfolgen.

(Frau Tack [PDS]: Dann hat es ja noch Zeit!)

Oft wird in diesem Zusammenhang die Hamburger Bahn an-
gesprochen. Das ist für uns kein Thema. Diese Zusage hat der
Bundeskanzler gegeben. Also ist das positiv entschieden. Das
heißt für mich auch. dass auf die Kommunen keine unzumut-
baren Beteiligungen im Zusammenhang mit dem Eisenbahn-
kreuzungsgesetz zukommen. - Danke schön.

( Vereinzelt BeifaJI hei der SPD)

Präsident Dr. Knnblich:

Schönen Dank. - Herr Homeyer, Sie haben Gelegenheit. die
Frage 389 ( Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminali-
tät) zu formulieren.

Ilorneyer (CDU):

Grenzüberschreitende Kriminalität - insbesondere die organi-
sierte Kriminalität - erfordert sowohl von unserem Nachbarn
Polen als auch vom Land Brandenburg große Anstrengungen.
Eine gut organisierte Zusammenarbeit des Grenzschutzes mit
den jeweiligen Polizeibehörden und Staatsanwaltschaften im
Grenzgebiet ist hierfür unabdingbar. etwa durch die Einrichtung
einer gemeinsamen Koordinierungsstelle.

Ich frage die Landesregierung: Welche Möglichkeiten sieht die
Landesregierung. kurzfristig die Zusammenarbeit bei der Be-
kämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität zu verbessern?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Schönbohm. Sie haben das Wort.

Minister des Innern Schönbohni:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Abgeordneter Homevier, nach der polizeilichen Kriminalstatistik
haben sich die Straftaten in der Grenzregion im Jahr 1999 ge-
genüber 1998 uni 5 780 auf 34 505 verringert. Das ist eine er-
freuliche Entwicklung. Dennoch verzeichnen wir in diesem
Bereich immer noch eine höhere Kriminalitätsbelastung als im
Landesdurchschnitt.

Die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität macht uns
natürlich an der Außengrenze der Europäischen Union besonde-
re Sorgen. Aber wir wissen auch, dass internationale Kriminali-
tät nur international zu bekämpfen ist. Darum arbeiten wir ge-
meinsam daran. im Rahmen der EU und mit unseren polnischen
Nachbarn die Bekämpfungsstrategien zu verbessern und krimi-
nelle Strukturen von Organisationen zu erkennen und zu zer-
stören und dabei vor allem die Hintermänner zu enttarnen.
Schnelle Erfolge wird es nicht geben. Hier müssen wir lang-
fristige Strategien entwickeln und auf die langfristig angelegte
Zusammenarbeit mit allen zuständigen Stellen setzen.

Die Kooperation mit dem Bundesgrenzschutz war erfolgreich
und hat sich sehr gut bewährt, besonders in den Deliktfeldern
Schlcusungs- und Bandenkriminalität, Menschenhandel, Kfz-

und Baumaschinenverschiebung sowie illegaler Zigaretten-
handel.

Wir haben gemeinsame Einsatzschwerpunkte gebildet und sa-
uen. dass sieh dies bewährt hat. Wichti g zu sagen ist in diesem
Zusammenhang auch. dass die Zusammenarbeit mit der Staats-
anwaltschaft des Landes Brandenburg. insbesondere der
Schwerpunktstaatsanwaltschaft Frankfurt (Oder). wirklich sehr
gut ist und dass sich hierbei gezeigt hat, dass sich die Entschei-
dung. die Bekämpfung der organisierten Kriminalität dort zu
konzentrieren, bewährt hat.

In unserem Polizeigesetz haben wir wichtige Instrumente im
Kampf _gegen die grenzüberschreitende Kriminalität vorgesehen.
Hierzu gehören auch die verdacht;- und ereignisunabhängigen
Kontrollen oder auch die lauebildabhäneieen Kontrollen. wie
Sie wissen.

Wir haben hei der Polizei regelmäßige Sprachkurse und auch
Seminare beim Landeskriminalamt als Voraussetzung zum
Erlangen der Fähigkeit zum internationalen Handeln ein ge-
richtet.

Wir wollen in Zukunft die Kontakte zu ausländischen Polizisten
intensivieren. Dazu gehören auch die Erfahrungen beim Einsatz
im Kosovo. Das gehört mit zu den Schulungen für den interna-
tionalen Umgang.

Wir haben uns im Rahmen der Innenministerkonferenz auf
Leitlinien für die Schaffun g von internationalen Ermittlungs-
gnippen verständigt. Dazu laufen zurzeit Verhandlungen auf der
EU-Ebene. Die Beziehungen zwischen der polnischen und der
brandenburgischen Polizei sind gut. soweit die Sprachbarrieren
überwunden werden. Hieran müssen beide Seiten weiter arbei-
ten.

Wir haben im Jahr 1995 ein Abkommen geschlossen, auf dessen
Grundlage die Zusammenarbeit gut funktioniert. Wir wollen im
nächsten Monat eine gemeinsame Besichtigung mit Polen und
dem BGS durchführen, und zwar wollen wir das deutsch-fran-
zösische Zentrum der Polizei- und Zollzusammenarbeit in Of-
fenburg besuchen. uni dort zu zeigen. wie es funktioniert. Ich
hin mir mit Innenminister Schily darüber einig, das sozusagen
in Frankfurt (Oder) zu implantieren. Wir brauchen hierfür noch
die Zustimmung der polnischen Seite. Dies ist auf einem guten
Weg.

Gespräche mit der polnischen Regierung - auch im Januar die-
ses Jahres. als ich gemeinsam mit dem Ministerpräsidenten in
Warschau war - zeigen, dass die polnische Seite ein großes
Interesse daran hat. die Zusammenarbeit zu intensivieren. Ich
hoffe darauf. dass das im Jahr 1995 geschlossene Abkommen
weiterentwickelt wird. Auf deutscher Seite ist es fertig verhan-
delt, die polnische Seite muss jetzt zustimmen.

Letzter Punkt. meine Damen und Herren, auch im Zusammen-
hang mit der Frage an Herrn Kollegen Schelten Die Osterweite-
rung ist ein wichtiger Punkt und die gemeinsame Sicherheit ist
in diesem Zusammenhang von herausra gender Bedeutung. Dar-
um. meine ich. ist das polnische Interesse an dieser Sache ganz
eindeutig zu unterstellen. Ich glaube, wir sind auf einem guten
Weg. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knohlich:

Ich bedanke mich auch. - Nun hat Frau Dr. Enkelmann Gele-
genheit, ihre Frage 390 (Droht den Brandenburger Alleen das
Aus?) zu stellen.
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Frau Dr. Enkelmann (PDS):

Immer mehr Bürgerinnen und Bürger des Landes Brandenburg
sind in großer Sorge um die Zukunft eines wichtigen Kultur-
gutes des Landes, unsere Alleen. Die Vorgaben der Bundes-
regierung könnten das Aus für viele, insbesondere an Bundes-
und Fernstraßen. bedeuten.

Ich frage die Landesregierung. welche Maßnahmen sie ergreifen
uni das zu verhindern.

Präsident Dr. Knoblieh:

Herr Minister Meyer. Sie haben erneut das Wort.

Minister für Stadteinssieldung. Wohnen und Verkehr lt teyer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau
Enkelmann. der Landesregierung ist eine Vorgabe der Bundes-
regierung, die das Aus für Alleen bedeutet. nicht bekannt.

Unsererseits sind das Ministerium für Landwirtschaft. Umwelt-
schutz und Raumordnung und das MSW V in der Endphase der
Erarbeitung einer gemeinsamen Richtlinie. die den Erhalt der
Alleen sichern soll und z. 13. bei natürlichem Abgang Nach-
pflanzungen vorsieht. - Schönen Dank.

Präsident Dr. Ktnibbelt:

Es gibt noch Klärungsbedarf, Herr Minister.

Frau Dr. Enkelmann (PDS):

Herr Minister« auf einer Fachtagung im Rahmen der Augsburger
Baumta ge im März dieses Jahres hat ein Mitarbeiter Ihres Hau-
ses - falls Sie den Namen wissen wollen, kann ich Ihnen den
gern geben - Folgendes ausgeführt - mit Ihrer gütigen Erlaubnis.
Herr Präsident. würde ich zitieren -:

..Entwicklungskonzepte zur Raumordnung und Straßen-
netzentwicklung im Land -

- also im Land Brandenburg -

..sollen letztlich zu einem überörtlichen Straßennetz ohne
Bäume oder mit Bäumen in ausreichendem Abstand vom
Straßenrand führen. Die Alleen der Zukunft sollen künftig
an Verbindungswegen des sanften Tourismus stehen und
weitgehend flussläufig oder wieder per Pferd oder Kutsche
erlebbar werden.-

Zurück zur Postkutsche! Also, welche Aussagen stimmen denn
nun - die Ihres Mitarbeiters oder gilt das, was Sie hier verkündet
haben?

Eine zweite Frage hätte ich. Es ist immer die Rede von einem
besonderen Schutzstatus der Alleen im Land Brandenburg; es
war die Rede von der Vereinbarung der beiden Ministerien. Ist
auch eine Neuregelung der Beteiligungsrechte von Bürgerinnen
und Bürgern. von Kommunen oder Verbänden vorgesehen?

Minister Meyer:

Zur ersten Frage. Frau Dr. Enkelmann: Wir haben im Land
Brandenburg ein quantitativ ausreichendes Straßennetz. Neu-
trassieningen werden nur in Ausnahmefällen vorgenommen und
dann nur. wenn sie den Fernverkehr, die Güterverkehre flüssiger
gestalten.

(Zuruf der Abgeordneten Frau Kaiser-Nicht [PDS])

Das ist die Entwicklung des so genannten „Blauen Netzes-, bei
dem es uni den weiteren Ausbau. die Qualifizierung von Bun-
desstraßen geht. Da werden wir bei neuen Straßenabschnitten in
der Tat - auch aus Gründen der Verkehrssicherheit und die
dürfte auch für Sie nicht ganz ohne Bedeutung sein - einen
entsprechenden Abstand wählen. Es kann hei Neutrassierungen
auch vorkommen. dass wir parallel oder in etwa parallel zu alten
Alleebäumen eine neue Straße anlegen und die alte Allee dann
für touristischen Verkehr bzw. für langsam fahrende Fahrzeuge
nutzen.

Es ist Inhalt und Absicht unserer gemeinsamen Richtlinie. den
Alleenbestand in Gänze nicht zu gefährden. Also stimmt sowohl
das. was der Mitarbeiter meines Hauses in Augsburg gesagt hat.
als auch das, was der Minister Ihnen hier in der Bütt gesagt hat.

t Beifall des Abgeordneten Dr. Wiebke [SPD])

Zum Zu eiten. zum Schutzstatus.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Und Beteiligungsrechte von
Bürgern! )

Schauen Sie, wir haben zwei Ministerien. die sehr verantwor-
tungsbewusst mit dieser Frage umgehen. die das nicht nur ein-
seitig betrachten, sondern eben auch die Fragen der Verkehrs-
sicherheit mit einbinden - einbinden müssen -, und wir haben
etwa vor drei Wochen den Zusammenschluss von 15 Verbän-
den. Verbünden. Initiativen usw. gehabt. Wenn diese dann mit
einer Summe reden, soll nur das recht sein. Wir werden sehr
genau abwägen. oh wir ihre Vorschläge mit aufnehmen. Aber
grundsätzlich ist es nun einmal so, dass die Richtlinienkompe-
tenz im Land Brandenburg bei dem zuständigen Minister liegt. -
Schönen Dank.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knohlich:

Ich danke auch. - Damit hat die Abgeordnete Frau Richstein
Gelegenheit. ihre Frage 391 (NPD-Verbot) zu formulieren.

Frau Richstein (CDU):

Aufgrund der anhaltenden rechtsextremistischen Übergriffe
bundesweit entstanden Überlegungen, einen Antrag vor dem
Verfassungsgericht in Bezug auf ein Verbot der NPD zu stellen.

Ich frage die Landesregierung. wie sie diese Forderung nach
einem Verbot der NPD beurteilt.

Präsident Dr. Knohlieh:

Herr Minister Schönbohnt. Sie haben erneut das Wort.

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Abgeordnete
Riehstein. die Nationaldemokratische Partei Deutschlands,
NPD. wurde 1964 gegründet und sie hat bundesweit 6 000 Mit-
glieder. Im Land Brandenburg hat sie 200 Mitglieder. Die Mit-
gliederzahl stagniert. wobei wir von 1998 bis 2000 eine leichte
Zunahme von 150 bis 200 Mitgliedern hatten.

Die NPD verfolgt - das ist durch die Rechtsprechung der ober-
sten Bundesgerichte eindeutig bestätigt - verfassungsfeindliche
Ziele. So sieht sie z. B, in einem nationalen Sozialismus die
höchste Form der Volksgemeinschaft verwirklicht und will als
sozialrevolutionäre Erneuerungsbewegung auf den Trümmen
des Liberalkapitalismus ein neues Deutschland errichten.
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Das kollektivistische NPD-Modell der Volksgemeinschaft ist
unmittelbar gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung
unseres Landes gerichtet. Die NPD propagiert eine aggressive.
rassistisch geprägte Fremdenfeindlichkeit. Sie agitiert konse-
quent antisemitisch und leugnet die Verbrechen des NS-Re-
gimes. Sie sucht entgegen ihren Bekundungen konsequent Kon-
takt zum militanten rechtsextremistischen Milieu, insbesondere
zur Skinhead-Szene. Sie stellt der Szene z. 13. ihre Infrastruktur
für Veranstaltungen mit rechtswidrigen Inhalten zur Verfügung.
z. B. für die Skinhead-Musik. organisiert Aufmärsche unter
starker Skinhead-Beteiligung. Es gibt eine enge Zusammen-
arbeit zwischen der NPD und der am 14. September dieses
Jahres bundesweit durch Verfügung des Bundesinnenministers
verbotenen Skinhead-Vereini g ung ..Blood & Honour".

Zum Pro und Kontra eines Verbots möchte ich einige wenige
Anmerkungen machen:

Die NPD ist die aggressivste rechtsextremistische Partei
Deutschlands. Wegen ihrer Sammelbecken- und Unterstützer-
funktion für das gewaltbereite Spektrum ürde die Zerschla-
gung der Infrastruktur insbesondere die Militanz des Rechts-
extremismus in Deutschland für eine Weile schwächen und ein
Verbot hätte eine deutliche Signalwirkung an die internationale
Öffentlichkeit. Es geht hierbei also uni eine politische Wirkung.
Damit wird gezeigt. dass Deutschland konsequent alle Mitte!
seiner Verfassung zur Bekämpfung des Rechtsextremismus
nutzt.

Aber es ist dabei auch zu berücksichtigen. dass die Anhänger
und Mitg lieder in großem Maße überzeu gte Mitglieder sind. die
unbelehrbare Rechtsextremisten sind. Bereits jetzt werden Stra-
tegien für ein abgestimmtes Ausweichen der NPD-Mitglieder in
befreundete. nahe stehende Organisationen im Falle eines Ver-
botes diskutiert. Insgesamt könnte man einen Verdrän gungs-
effekt und eine vorübergehende Schwächung feststellen. aber
die Signalwirkung wäre bedeutend.

Ich möchte. bevor ich auf die Risiken eingehe. nur noch einmal
daran erinnern. dass wir in der Zeit, in der ich im Lande dafür
Verantwortung habe, im Kampf gegen Rechtsextremismus auch
vor dem Hintergrund der wieder begonnenen Diskussion eine
erhebliche Verstärkung vorgenommen haben. Ich habe gerade
an gewiesen, die MEGA in ihrem Personalbestand zu verdop-
peln. Ich habe im März. lange bevor die Diskussion anfing,
angewiesen. dass wir alle rechtsstaatlichen Mittel nutzen. Wir
haben dies in einem Erlass zusammengefasst. Ich glaube, alle
Fachleute sind sich darüber einig. dass wir im Lande Branden-
burg mit den Mitteln des Rechtsstaates und der Repression alles
tun, was möglich ist. Darüber hinaus geht es auch um andere
Ursachen, über die hier im Parlament schon verschiedentlich
diskutiert wurde.

Dennoch muss man sich auch darüber im Klaren sein, dass,
bezogen auf die Auflösung der Partei. dies das letzte Mittel
unserer Verfassung ist.

Das letzte Parteienverbot in Deutschland liegt 44 Jahre zurück.
Im Jahre 1956 wurde die KPD verboten. Die in dem seiner-
zeitigen Urteil definierten Maßstäbe und Abwägungskriterien
sind durch die zeitgeschichtlichen und geostrate gischen Rah-
menbedingungen auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges ge-
prägt und insoweit nur bedin gt übertragbar auf das Verbot einer
rechtsextremistischen Partei unter den Bedingungen eines in den
letzten Jahrzehnten gewachsenen Verfassungsverständnisses.
Von daher gesehen sind bei der Abwägung der rechtliehen Risi-
ken keine höchstrichterlichen Urteile aus den letzten Jahrzehn-
ten verfügbar. Ich gehe davon aus, dass dies wohl eine der
schwierigsten Entscheidungen werden wird.

Daher kommt es jetzt grundlegend darauf an. eine sorgfältige
Prüfung der tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzungen für
einen Verbotsantrag vorzunehmen: denn ein Scheitern vor dem
Bundesverfassungsgericht hätte unabsehbare Folgen für die ge-

samte Diskussion in unserem Lande und staatliche Maßnahmen
gegen Rechtsextremismus würden auf lange Zeit diskreditiert.

Wo stehen wir jetzt? Aufgrund der öffentlichen Diskussion
wurde unter Leitung des Bundesinnenministeriums am 11. Au-
gust eine Arbeitsgruppe gebildet. die die Erkenntnisse der Ver-
fassungsschutzbehörden aller Bundesländer und des Bundes
zusammenträgt und im Hinblick auf die rechtlichen und tatsäch-
lichen Voraussetzun gen eines Verbotsantra ges im Sinne des
Artikels 21 Abs. 2 des Grundgesetzes prüft.

Ich möchte hinzufügen. dass wir dazu wichtige Beiträge geleis-
tet haben. Aber wenn die Vertreter Bayerns sagen. sie hätten
wichtige Erkenntnisse. die zu einem Verbot führen würden.
hängt das auch damit zusammen, dass Bayern immer einen sehr
leistungsfähi gen Verfassungsschutz gehabt hat, der in der Lage
ist, sich mit den extremistischen Kräften auseinander zu setzen.

Wir sind durch unsere Abteilung V - das ist die Verfassungs-
schutzabteilung - in dieser Arbeitsgruppe vertreten und haben
umfangreiche Beiträge leisten können durch Erkenntnisse. die
wir in der Parlamentarischen Kontrollkommission im Einzelnen
erörtert haben.

Zu der Zeitplanung und zu den erzielten Zwischenergebnissen
der Arbeitsgruppe wurde zwischen dem Bund und den Ländern
Vertraulichkeit vereinbart. Wir halten jedoch fest, dass die poli-
tischen Gremien, die über einen Verbotsantrag zu befinden
haben - als Antragsteller kommen die Bundesregierung. der
Bundestag und der Bundesrat infrage im Laufe des nächsten
Monats ein fundiertes Votum zu den Aussichten eines Verbots-
verfahrens vorlegen werden. Ich gehe davon aus, dass in den
nächsten vier Wochen hierüber Klarheit besteht.

Meine Damen und Herren. ein Verbot der NPD wäre aus den
dargelegten Gründen mit Sicherheit wünschenswert, aber nur
dann. wenn die Erfolgsaussichten eindeutig positiv eingeschätzt
werden. Oder anders gesagt: Mir wäre es lieber gewesen. nicht
darüber zu diskutieren. sondern dann zu entscheiden, wenn die
Voraussetzungen dafür da sind, und nicht durch diese Diskussi-
on die NPD bekannt zu machen und weiter in aller Munde zu
bringen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Von daher gesehen wäre es besser gewesen - das habe ich auch
meinem bayerischen Kollegen Beekstein, mit deni ich gestern
Abend diskutiert habe. gesagt -. erst Sachverhalte zu klären und
dann zu entscheiden. Über Parteienverbote diskutiert man nicht,
Parteienverbote vollzieht man. wenn die rechtlichen Vorausset-
zungen dafür geschaffen sind. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister, es gibt noch Klärungsbedarf. - Frau Richstein,
bitte!

Frau Richstein (CDU):

In der vergangenen Woche wurde die rechtsextremistische
Gruppierung .J3lood & Honour- verboten. Ich frage die Landes-
regierung, welche Erkenntnisse dieses Verbot im Lande Bran-
denburg gebracht hat.
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Minister Schön holt :

Frau Abgeordnete Richstein. die Organisation _Blood & Ho-
nour- ist nach dem Vereinsgesetz verboten worden. im Zu-
sannnenhang damit haben wir in Brandenburg sechs Untersu-
chungen vorgenommen. Bei diesen Untersuchungen haben wir
umfangreiches Material sichergestellt. besonders indizierte
Musik. also CDs und Kassetten. Wir haben erhebliche Geld-
beträge und vor allen Dingen verbotenes Propagandamaterial
sichergestellt.

Aus den Untersuchungen hat sich eindeuti g ergeben. dass es
einen sehr engen Zusammenhang zwischen _Blood & Honour -
und der NPD gibt. sodass man sagen muss: Die Entscheidung
des Bundesinnenministers. die mit den Ländern abgestimmt
worden ist. war richtig und wird weiter konsequent durch ge-
setzt.

Präsident Dr. Knoblieh:

Herzlichen Dank. - Wir sind damit am Ende der Fragestunde.
[eh schließe Tagesordnungspunkt I und rufe Tagesordnungs-
punkt 2 auf:

Aktuelle Stunde

Thema: 
10 Jahre Wiedervereinigung

Antrag
der Fraktion der CDU

Die Aktuelle Stunde wird mit deni Beitrag der beantragenden
Fraktion. der CDU, eröffnet. Frau 131echinger. bitte!

Frau Blechinger (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ani
22. August 1990 hat die erste frei gewählte Volkskammer der
DDR den Beitritt zum Geltungsbereich des Grundgesetzes zum
3. Oktober 1990 beschlossen. Die deutsche Teilung fand ihr
Ende und es ist insbesondere dem damaligen Bundeskanzler
Helmut Kohl gelungen, die damit verbundenen Ängste unserer
Nachbarn in Zustimmun g zu verwandeln.

(Beifall bei der CDU sowie der Abgeordneten Schippe'
und Kulmen [SPD])

Viele erinnern sich sicherlich noch an die spannungsreichen.
emotional bewegenden Wochen und Monate, die diesem Be-
schluss vorausgegangen sind, an die Gefühlslage aus Hoffnung.
Freude. Erwartung und Erleichterung. Gerade weil die Erinne-
rungen vielfach unter der Last von zehn Jahren begraben liegen,
will ich noch einmal deutlich machen. was damals in der DDR
zu dieser Entscheidung geführt hat.

Da wären zuerst die massiven Einschränkungen der persönli-
chen Freiheit zu nennen, die Verlogenheit und die Heuchelei
amtlicher Verlautbarungen, die rücksichtslose Zerstörung der
Umwelt besonders in den Chemieregionen. der Verfall der In-
nenstädte. ein vor aller Augen verrottendes Wirtschaftssystem.
die Absurdität der öffentlichen Sprache in Zeitung oder Fernse-
hen. die alle Lebensbereiche durchziehende Schizophrenie.

Wie wenig aussagefähig die so genannten Wahlen waren, wurde
spätestens in dem Augenblick deutlich. als sich die ersten Lö-
cher in der Mauer zeigten und die Menschen in Scharen die
DDR verließen. Und als die Mauer endlich gefallen war, damals
im November 1989.  gingen ein tiefes Gefühl der Befreiung und
eine Welle der Freude mit uns Deutschen um die ganze Welt.

Diese Hochstimmung ist heute weitgehend einer Ernüchterung.
teilweise auch Enttäuschung gewichen. Das ist nur zu verstehen,
wenn man sich bewusst macht. was es heißt. wenn von heute
auf morgen ein ganzes Wirtschafts-, Gesellschafts- und Rechts-
system ausgewechselt wird. was es heißt, über Nacht eine völ-
lige Veränderung der Lebensperspektiven. den Verlust eines
sicher geglaubten Arbeitsplatzes. den Verlust erworbener Quali-
fikationen und Ansprüche. das Wertloswerden von Erfahrungs-
und Orientierungswissen verkraften zu müssen. Gerade das
neue Rechtssystem hat dazu geführt. dass viele Ostdeutsche
nicht über die notwendigen Erfahrungen und Qualifikationen für
die Übernahme von Führungspositionen verfügten.

Auch wenn das dem Verstand einsichtig ist. hat das damit ver-
bundene Gefühl der Minderwerti gkeit das Zusammenwachsen
behindert. Sicherlich sind auch Erwartungen enttäuscht worden.
ist mii fremden Kriterien die Lebensleistun g von Menschen
bewertet worden. viel guter Wilfe nicht genutzt. sondern zu-
rückgestoßen worden. Vor allem aber ist deutlich geworden,
dass die 40 Jahre der Trennung. der unterschiedlichen Lebens-
erfaimmgen uns stärker geprägt und zu geistigen und mentali-
tätsmäßigen Unterschieden geführt haben, als wir das in den
Jahren davor wahrgenommen haben. Gemeinsame Fernseh-
programme reichen zur Identitätsstiftung eben nicht aus.

Allerdings wurde auch eine andere Spaltung sichtbar, die nicht
entlang der gefallenen Grenze existiert, nämlich zwischen jenen.
die die Wiedervereinigung von Herzen wünschten. und jenen,
denen die Idee der Vereinigung längst lästig geworden oder von
vornherein zuwider war. Schließlich ging es nicht nur uni einen
Wandel der Lebens- und Gesellschaftsordnung. sondern auch
um die Rückgewinnung der nationalen Einheit. Nicht zufällig
wurde der Ruf „Wir sind das Volk!" bald ersetzt durch „Wir
sind ein Volk!". gewann die Passage vom _Deutschland. einig
Vaterland" des Textes der Nationalhymne von Johannes R.
Becher. die jahrelang nicht mehr gesungen werden durfte, wäh-
rend der Demonstrationen in Leipzig immer mehr an Gewicht.

Es ging vielen Menschen im Osten nicht nur 11111 Freiheit und
Wohlstand, sondern auch um die Rückgewinnung einer
Gemeinschaft, die ihnen etwas bedeutet hat. uni die Einheit
ihres Vaterlandes.

( Beifall bei CDU und SPD)

Dass dieser damalige nationale Impuls für fortwährendes Unbe-
hagen gesorgt hat, hat etwas mit den Schwierigkeiten der Deut-
schen zu tun, sich zu ihrer Geschichte mit ihren guten und
schlimmen Teilen zu bekennen und sie anzunehmen. Selbst die
Inschrift am Reichstag .,Dem deutschen Volke - scheint einigen
suspekt.

Dabei waren und sind es nicht nur Ostdeutsche, die Schwie-
rigkeiten mit dem Begriff der Nation haben. Ich erinnere mich
an Äußerungen von westdeutschen Intellektuellen. die die Tei-
lung Deutschlands als wohlverdiente ewige Strafe für die
Schuld ani Weltkrieg ansahen und alle anderen zwingen woll-
ten. dies ebenso zu tun, wobei sie natürlich nicht auf die Idee
kamen, diese Strafe in der DDR abzusitzen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Auch die PDS muss sich fragen lassen, inwieweit sie inzwi-
schen ein positives Grundverhältnis zur deutschen Einheit ge-
funden hat. Wenn man beispielsweise den Tenor der Großen
Anfrage zum Thema wahrnimmt. erheben sich da Zweifel.
Natürlich ist es zulässig. nach der Entwicklung der Zahl der
Obdachlosen in Brandenburg zu fragen oder dem durchschnitt-
lichen Nutzungsentgelt für Erholun gsgnindstücke. Sicher, man
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kann bei allzu großen Höhenflügen den Blick fürs Detail verlie-
ren. das heißt aber noch lange nicht, dass die Froschperspektive
die einzig angemessene ist.

(Beifall bei der CDU)

Wie es um das positive Grundverhältnis zur deutschen Einheit
steht, ist eine Frage, die in mehrere Richtungen geht und sich
letztlich an alle Deutschen richtet. Es gilt Mentalitäten zu ver-
ändern. das Gemeinsame zu suchen und nüchtern zu prüfen. was
im Interesse der deutschen Einheit heute geboten ist, und ge-
meinsam herauszufinden. was für die Zukunft tragfähig ist.

Hier im Osten wird gern die Leistungsgesellschaft unter Ge-
neralverdacht für alle Übel gestellt. Vergessen wird dabei: Nur
eine Leistungsgesellschaft schafft Wohlstand und macht den
Sozialstaat erst möglich. Die Ergebnisse des entgegengesetzten
Experiments liegen noch nicht so lan ge zurück.

Weil wir diese Leistungsgesellschaft wollen, gilt es zum ande-
ren aber auch, Ungleichheiten auszugleichen. Die Erkenntnis.
dass Freiheit unter dem Diktat der Gleichheit nicht bestehen
kann, ist noch nicht verinnerlicht worden.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren. Wohlstand kann nur bestehen in
einer über Generationen reichenden. Gemeinschaft stiftenden
Verantwortung, in der auch bestimmte Lebensrisiken abgesi-
chert sind. Wohlstand ist nämlich nicht das Stück Beute. wel-
ches sich der Einzelne vor anderen sichert und an dessen Größe
sich dann sein sozialer Status bestimmt. sondern auch verwirk-
lichte Gerechtigkeit. Dass diese Gerechtigkeit voraussetzt, dass
alle. die es wollen und über die Voraussetzung verfügen. am
Erwerbsleben teilnehmen können, zeigt. dass wir noch ein gan-
zes Stück von dieser Gerechtigkeit entfernt sind.

( Beifall bei der PDS)

Vor wenigen Monaten haben wir hier im Landtag ausführlich
über eine Frage debattiert, die entscheidend mit der Anerken-
nung der Lebensleistung der Ostdeutschen und ihrer Stellung im
vereinigten Deutschland zu tun hat. der Lohnangleichung
Ost/West. Die Angleichung der Lebensverhältnisse wie auch der
Löhne und Gehälter bleibt eine gesamtdeutsche Aufgabe auch
der nächsten zehn Jahre. Sie wird nur zu lösen sein, wenn wir
auch in Zukunft berücksichti gen, dass Teilung sich nur durch
Teilen überwinden lässt - eine Mahnung des letzten Minister-
präsidenten der DDR. de Maiziere. die auch nach zehn Jahren
nichts von ihrer Aktualität eingebüßt hat.

Dabei sollten wir nicht ver gessen, dass das, was wir bisher
erreicht haben, ohne die Solidarität der alten Länder nicht mög-
lich gewesen wäre. Auch in den nächsten Jahren werden wir
noch auf diese Solidarität angewiesen sein.

(Vietze [PDS]: Richtig!)

Die neuen Bundesländer haben fünf Wirtschaftsinstitute mit der
Untersuchung der Wirtschaftsdaten der neuen im Vergleich mit
den alten Bundesländern beauftragt und diese haben einen er-
heblichen teilungsbedingten Rückstand vorwiegend in den Be-
reichen der Infrastruktur und der Wirtschaftsförderung fest-
gestellt. Auch die neuesten Steuerschätzungen zeigen, dass die
strukturelle Steuerschwäche der neuen Länder in den nächsten
Jahren kaum abgebaut wird und dass auch für das Jahr 2005 von
einer kommunalen Steuerkraft in den neuen Ländern ausgegan-
gen wird. die noch unter 50 % des Westniveaus liegen wird.

nisterpräsidenten der ostdeutschen Länder vorn 30. Mai 2000
hat bereits zusammenfassend festgestellt, dass der Aufbau Ost
eine zentrale gesamtdeutsche Aufgabenstellung ist. dass sich der
wirtschaftliche und infrastrukturelle Aufholprozess der ostdeut-
schen Länder langsamer als ursprünglich erhofft entwickelt hat,
dass eine verlässliche Fortsetzung des Aufbaus Ost als gesamt-
staatliche Aufgabe im Zusammenhang mit der Neuregelung des
bundesstaatlichen Finanzausgleichs sicherzustellen ist.

Meine Damen und Herren, wir Brandenburger müssen uns
selbstbewusst der Aufgabe stellen. unsere eigene Identität zu
entwickeln. Es ist sinnvoll. die enormen Entwicklungsvorteile
im Vergleich mit allen osteuropäischen Staaten zu verdeutli-
chen. anstatt nur auf Angleichung mit dem Westen zu drängen.
Daraus ist nicht zu schließen. dass die neuen Länder ihre Inte-
ressen auf dem Altar einer so genannten minschaftsliberalen
Vernunft opfern sollten.

Mit einem Zitat aus der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung- will
ich verdeutlichen, was gemeint ist.

„Nein. der Osten braucht keine weiteren Milliarden Mark
und keinen Solidarpakt 11. dem zwangsläufig HI und IV
folgen müssten. Denn wenn man nur will. wird der Osten
zum Fass ohne Boden. Dem Osten tut gut, was allgemein
dem Aufschwung in Deutschland hilft: weniger Abgaben.
weniger Bürokratie. kürzere Genehmigungsverfahren.
mehr Wettbewerb. ein sparsamkeitsfördernder Finanzaus-
gleich zwischen den Ländern. der Einsatz moderner Tech-
nologien. die Bereitschaft des Einzelnen, auf dem Arbeits-
markt flexibel zu sein und vor allem in seine Ausbildung
zu investieren. Und wenn der Osten dann immer noch ein
wenig anders ist als der Westen. was spricht dagegen?..

Solche Kommentare sind inzwischen wieder möglich und man
fragt sich, oh das nun verbohrt. zynisch oder blauäugig ist.
Ohne eine angemessene Neuregelung des Länderfinanzaus-
gleichs und des Solidarpakts brauchen wir über Fragen der
Lohnangleichung nicht zu reden. Aber, wie hieß es eben?

„Und wenn der Osten dann immer noch ein weni g anders
ist als der Westen. was spricht dagegen?"

Dem kann ich nur entgegenhalten, was der ehemalige Bundesprä-
sident Roman Herzog am Tage seiner Vereidigung gesagt hat:

-Die Westdeutschen aber frage ich noch einmal, ob sie
sich wirklich darüber klar sind, wie privilegiert sie vierzig
Jahre lang waren. Und ich frage weiter. wie willkommen
ihnen die Menschen in den neuen Ländern nun eigentlich
sind. Können sie ins Haupthaus ziehen oder sollen sie in
einem Anbau Ost wohnen bleiben? Wird akzeptiert. dass
sie nach ihren eigenen Erfahrungen und Überzeugungen
leben und mitbestimmen können, oder dürfen sie vielleicht
nur mitspielen, wenn sie sich an die Spielregeln des Wes-
tens halten?"

Natürlich geht es bei der Vollendung der deutschen Einheit nicht
nur uni Geld. Vollendung von Einheit und Freiheit ist etwas ande-
res als die simple Angleichung des Ostens an den Westen. Sie hat
mit Aufeinanderzugehen zu tun, mindestens aber mit dem Respekt
voreinander. Es geht uni Austausch von Erfahrungen, uni die
Chancen der Globalisierung gemeinsam zu nutzen und ihre Risi-
ken zu minimieren. Es geht darum, dass auch die Ostdeutschen in
Europa ankommen. Voraussetzung dafür ist. dass sie in Deutsch-
land ankommen. Ohne nationale und regionale Identität. die für
alle anderen Mitgliedsstaaten eine Selbstverständlichkeit ist, kann
der europäische Gedanke nicht die Herzen erobern,

Die gemeinsame Erklärung des Bundeskanzlers und der M - 	 (Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)
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sondern wird eher als Bedrohung empfunden. Das Jubiläum
..300 Jahre Preußen" im nächsten Jahr wird uns vor die Frage
stellen, wie wir zu diesem Teil unserer Geschichte stehen. Die
Erinnerung an die preußischen Tugenden halte ich beispiels-
weise für einen sinnvollen Beitrag zur Förderung der Identität
Brandenburgs.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Das. was an Verbindungsstiftendem heute vor allein wahrzuneh-
men ist. wird aus der Geschichte gewonnen. Ich meine damit
beispielsweise private Spenden aus Ost und West zum Aufbau
von Stadtschloss und Ciamisonkirche in Potsdam oder der Frau-
enkirche in Dresden.

(Frau Tack [PDS]: Das ist nicht gleichzusetzen!)

Geschichte kann durch ihr Gewicht eine Last. aber auch eine

Ermutigung bedeuten. ]mater erwächst uns aus ihr eine Verant-
wortung. Bei allen Interessensauseinandersetzungen und alt dem
Tagesstreit bleibt eines wahr: Wo man auch das Werden des
deutschen Volkes ansetzt. die Zeit der Trennung wird immer-
kürzer sein als die Zeit der Gemeinsamkeit.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Frau Abgeordnete Blechinger. - Das Wort
geht an die Fraktion der PDS. Herrn Ab g eordneten Prof. Dr.
Bisky.

Prof. Dr. Bis4 (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die deutsche Einheit
hatte. so sagt der Historiker Manfred Kossok. die richtigen
Verlierer, aher sie hatte auch die falschen Gewinner.

(Beifall bei der PDS)

Wie immer man zur Einheit steht - Frau Biedünger, Sie müssen
sich keine Sorgen machen. die Froschperspektive ist die von
unten. die behalte ich gerne bei -.

(Beifall hei der PDS)

es gibt zur Einheit keine Alternative. Gestritten werden muss
aber über die Wege, und da muss, glaube ich, weiter gestritten
werden.

(Beifall hei der PDS)

Ich unterstreiche ausdrücklich das, was Ministerpräsident Stolpe
und mit ihm andere Politiker in den vergangenen Wochen an
anerkennenden Worten für die Aufbauleistungen der Menschen
in den neuen Bundesländern und insbesondere in Brandenburg
gefunden haben. Die Menschen hier hatten Umbrüche zu bewäl-
tigen, wie sie anderenorts in Deutschland nur wenige zu ver-
kraften hatten. Ein Ende ist diesbezüglich nicht in Sicht.

Vielleicht sollte anlässlich solcher Stunden, über die wir reden,
auch der Menschen gedacht werden, die hier im Landtag Bran-
denburg Gutes in die Landespolitik eingebracht haben. Ich den-
ke an Regine Hildebrandt. an Otto Bräutigam und an Frau Si-
mon.

(Beifall bei der PDS und vereinzelt bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Wer heute die Milliarden-Investitio-
nen der letzten zehn Jahre feiert, wird nicht umhinkönnen. die

Ergebnisse dieser einmali gen Kraftanstrengungen zu betrachten.

(Zuruf von der CDU)

Wir konstatieren Ergebnisse, die sich in einer modernisierten
Infrastruktur. vor allem der Verkehrs- und Kommunikations-
netze. in sanierten Wohnungen und Städten. in einer deutlichen
Verbesserung der Umweltsituation in ehemals hoch belasteten
Regionen, in einem wesentlich breiteren Spektrum an Kultur-
und Freizeitangeboten und in stabiler Versorgung mit Waren
aller Art. an Reisemöglichkeiten. überhaupt an demokratischen
Freiheitsrechten, wie sie die DDR nicht kannte. zeigen. Ich
möchte das zu diesem Anlass ausdrücklich sagen.

Wenn wir all das und vieles mehr anerkennen und damit mit
dem Blick auf die letzten Jahre der Deutschen Demokratischen
Republik deutlich auf die Defizite dieses Staates hinweisen.
dann'. erstellt uns dies jedoch auch nicht den Blick auf Defizite
des Landes. in dein wir heute leben. Kritiklos sollten wir nie
wieder vorgehen.

(Beifall bei der PDS)

Ich sage ausdrücklich - weil ich auch nichts von der rückwärts
gewandten Rede halte in der DDR hätte es zwar eine desolate
Infrastruktur gegeben, dafür hatte aber jeder Arbeit: das bringt
nichts -: Jede Einseitigkeit bringt uns nicht weiter. Die Bundes-
republik wird dadurch nicht vorangebracht. Brandenburg auch
nicht. Deshalb stellen wir auch heute fest. dass nach wie vor
viele Menschen in diesem Land ohne Arbeit sind - über 200 000
immer noch -. dass die Abwanderung in die westlichen Bundes-
länder anhält - trotz hoher Arbeitslosigkeit fehlen zunehmend
junge qualifizierte Menschen im Osten -. dass die ostdeutsche
Wirtschaft zur Außenstellenökonomie ohne eigene Reproduk-
tionsfähigkeit geworden ist - die industrielle Basis. die Export-
und die Innovationskraft sind schwach -. dass die verfestigte
Arbeitslosigkeit und die niedrigere Entlohnung die Nachfrage
und so die Erschließung innerer Entwicklungspotenziale immer
noch begrenzen. Im Jahre 2000 wird das reale Bruttoinlandspro-
dukt in den neuen Ländern zum vierten Male langsamer wach-
sen als im Westen. 1999 sank es sogar um fast ein Prozent.

Die Unterstützung wirtschaftlicher Entwicklung war weit-
gehend durch Leuchtturmpolitik bestimmt, die im Einzelnen
hilfreich. in der Summe aber kontraproduktiv war. Da nützt es
nichts, den Einsatz der Politik für die Leuchttürme zu loben.
Wichtig ist, um mit Helmut Kohl zu sprechen. was hinten
herauskommt. - Ich habe mit ihm wahrscheinlich weniger
Schwierigkeiten als andere.

(Zuruf von der CDU)

Ja, wir hatten immer ein klares Verhälmis zueinander.

(Beifall bei der PDS)

Damit, dass zum Beispiel Dow Chemietat für Letina und Buna
9.5 Milliarden DM bekam. ist der Arbeitsmarkt nicht merkbar
entlastet worden. Es wurden kapitalintensive Standorte unter-
stützt, wobei eher der Abbau von Arbeitsplätzen vorangetrieben
wurde, statt neue zu schaffen.

Auch Brandenburg hat seine Leuchttürme. Ich nenne nur den
Lausitzring und die mit ihm verbundenen, aber immer noch
nicht erfüllten Hoffnungen auf Arbeitsplätze. Ich nenne die
Investitionen des Landes in den Großflughafen Schönefeld. So
hat jedes Land seine Leuchttürme, genauer. seine Leuchtturrnfi-
I ialen. Nur, Arbeit gibt es nicht. In diesen Filialen fehlt es weiter
an Forschung. an Entwicklung, an Marketing, an Leitungsstruk-
turen. was insbesondere für die im Zusammenhang mit dem
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industriellen Kernpunkt prognostizierte Entwicklung kleiner
und mittlerer Unternehmen im Umfeld keineswegs günstig ist.

Den seit Jahr und Tag herbeigerufenen Mittelstand gibt es nach
wie vor nicht. Es gibt Kleinbetriebe. 80 % der so genannten
KMU haben weniger als eine Million DM Umsatz. Sie leiden
unter Kapitatman gel und Niedrigpreisen. Sie sitzen in unzulän g

-lichen, weil unproduktiven Liefernetzen fest und sind vielfach
hoch verschuldet.

Mit beispiellosen Transferleistungen ist auch die Nachfrage
nach Gütern und Dienstleistungen finanziert worden. Nur. die
Lieferanten kamen überwiegend aus deni Westen, sodass der
Aufbau Ost vor allem auch ein Konjunkturprogramm West war.

Wir verschwei gen nicht. dass. während die Transfenmitet im
Osten vor allem verzehrt wurden• durch den Vermögenstransfer
nach Westen vor allem westdeutsche Konzerne und Banken
profitierten.

Dabei unterschätzen wir nicht. dass im Vergleich nut den
mittel- und osteuropäischen Nachbarn durch die enormen Trans-
ferteistun gen auch der durch Arbeitslosigkeit drohende soziale
Absturz ganzer Bevölkerungsschichten deutlich gemindert wur-
de. Das würdige ich.

Nach wie vor vermissen wir eine Politik, die sich an der Lösung
derkonkreten wirtschaftlichen und sozialen Probleme orientiert.
Nach wie vor regiert das selbstgefällige: ..Das haben wir schon
immer so gemacht: das haben wir noch nie so gemacht: da
könnte ja jeder kommen. - Dabei fehlt weiter die notwendige
Verzahnung von Bildungs-. Beschäftigungs-, Struktur- und
Technologiepolitik. Dabei sind so genannte innovative Ansätze
in der Beschäftigungspolitik nur dazu da. das Einkommens-
niveau trotz der bekannten Folgen weiter zu senken. Dabei wird
einer regionalen Vernetzung von Wirtschaft und ganzheitlicher
Regionalentwicklung keine oder zu wenig Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Angesichts der Entwicklungen auf europäischer Ebene
und der unbestreitbaren Globalisierung der Märkte ist der Zug
bald abgefahren. mit dem in den Regionen Ostdeutschlands
Entwicklungs- und Selbstorganisationspotenziale entfaltet wer-
den können, um aus der Krisenregion eine zukunftsfähige Re-
gion zu machen.

Weil das alles lange absehbar ist, haben wir seit Jahren unsere
Vorschläge zurGestaltung der Entwicklung, die auf die regionalen
Potenziale setzt, eingebracht und werden das auch weiterhin tun.
Dabei ist uns die Schwierigkeit eines solchen Entwicklungspfades
bewusst und auch. dass das nötige Mehr an Arbeitsplätzen und
Wirtschaftskraft nicht von heute auf morgen entsteht. Allein.
erwarten Sie von uns nicht, dass wir nach Ablehnung all unserer
Vorschläge das feiern. was Sie zu verantworten haben!

Die Defizite der DDR-Wirtschaft haben wir nie bestritten. Dafür
sind zu viele in meiner Partei, die diese Defizite Jahre vor dem
Untergang der DDR thematisiert haben. Dass wir jedoch das,
was wir in den letzten Jahren ...

(Zuruf von der CDU)

- Hörte ich da eine Bemerkung aus der Partei Gerald Göttings?
Das würde ich hier nicht empfehlen.

(Beifall bei der PDS)

Dass wir jedoch das, was wir in den letzten Jahren an wirt-
schaftlichem Kahlschlag erlebt haben, als alternativlos bejubeln,
können Sie von uns nicht erwarten. Zu offensichtlich waren
Prozesse der Marktbereinigung, der über Treuhandanstalt staat-
lich sanktionierten Konkurrenzbeseitigung und Verschleuderung

von Werten. Der Aufbau Ost war ein Nachbau West. Alle Pro-
bleme. die in der alten Bundesrepublik seit Jahren auf der Ta-
gesordnung standen, wurden gleichsam in den Osten transpor-
tiert und harren weiter einer Lösun g. die die gesamte Republik
auf einen sozialen und ökologischen Weg im geeinten Europa
führt.

Eines sollte zehn Jahre nach dem Ende der DDR bei der Be-
trachtung von Siegen und Niederlagen hier im Hause nicht
vergessen werden: Es geht nicht uni Ost-West-Fragen, es geht
nicht darum. die einen der Ostalgie zu schelten und den anderen
ihre Westsicht anzukreiden. Ich habe erhebliche Zweifel. ob Sie
von der Regierungskoalition das schon verstanden haben. Hier
im Landtag sitzen wir als Brandenburger Politikerinnen und
Politiker. die dem Wohl des Landes verpflichtet sind. und hier
müssen wir die Probleme dieses Landes lösen. Es geht nicht
darum. wer Recht hat. sondern ob hier im Land Arbeit geschaf-
fenwird. oh unsere Kinder im Land eine Chance haben auf
Betreuung, Ausbildung und Arbeit. ob unsere Alten und Kran-
ken versorgt sind. oh alle eine Wohnung haben. ob wir unsere
brandenburgische Kulturlandschaft erhalten und unsere natürli-
chen Lebensbedin gungen sichern können. Darum geht es. das
sind die konkreten Fragen. die vor uns stehen!

(Beifall bei der PDS)

Und, meine Damen und Herren, es wird in diesen Tagen viel
von der inneren Einheit die Rede sein. Ich habe nichts gegen
Vollendung der Einheit, ich habe nichts gegen die innere Ein-
lieft, aber ich sage Ihnen: Die innere Einheit wird erst sein.
wenn im Freistaat Bayern vier Brandenburger Minister sind. -
Ich bedanke mich.

(Lebhafter Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Haber mann:

Ich danke dem Abgeordneten Prof. Dr. Biskv und erteile das
Wort der Fraktion der SPD, Herrn Abgeordneten Fritsch.

Fritsch (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zum Thema „I 0 Jahre
Wiedervereinigung" haben wir die ersten beiden Beiträge ge-
hört, die viel Bedenkenswertes und einiges Bedenkliches enthal-
ten haben. Das ist auch in Ordnung so.

Lassen Sie mich zu Beginn meiner Ausführungen sagen. dass
der Anlass. heute zehn Jahre deutscher Einheit gedenken zu
können, für mich zuallererst ein sehr freudi ger Anlass ist.

(Beifall bei SPD und CDU)

Man fragt sich ja, wenn man sich einem solchen Thema nähert:
Wie fing das eigentlich an? Wann fing das eigentlich an? Man
kramt in Erinnerungen, machmal auch in seinem Fundus zu
Hause. Dabei bin ich gestern auf ein altes Liederbuch gestoßen -
Sie werden es gleich bemerken. kein Gesangbuch. sondern ein
Liederbuch -, darauf stand „Leben. singen, kämpfen": manch
einer hat es noch.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Was Sie so zu Hause haben.
das ist interessant! - Weitere Zurufe von der PDS)

- Da staunen Sie, Frau Enkelmann!

Das erste Lied - ich darf die ersten Zeilen zitieren - beginnt
folgendermaßen:

(Zurufe von der PDS: Singen. singen!)
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- Ich wollte nicht singen. Ich bin ausdrücklich gebeten worden.
nicht zu singen.

(Vereinzelt Heiterkeit bei PDS und SPD)

Das erste Lied beginnt folgendennaßen:

..Auferstanden aus Ruinen und der Zukunft zugewandt.
lass uns dir zum Guten dienen. Deutschland. einig Vater-
land.-

Dieser Text ist jahrelang in der DDR nicht mehr gesungen wor-
den.

(Vietze [PDS]: Aber im Westen auch nicht!)

sodass er vielleicht in Vergessenheit geraten ist. nur aber Anlass
gibt zu sagen: Herzlichen Dank. Johannes R. Becher, für dieses
frühe Programm!

(Allgemeiner Beifall )

Meine Damen und Herren, Sie sehen daran: Der Prozess der
Wiedervereinigung hat ganz offensichtlich eine sehr lange Ge-
schichte. Er hat seine Wurzeln. wage ich zu behaupten. in der
Gründung der beiden deutschen Nachkriegsstaaten. Im Laufe
der Jahre. im Laufe des politischen Agierens beider Seiten ist
dieses Bemühen uni Wiedervereini gung einmal mehr unterge-
gangen, einmal mehr deutlich nach vom getragen worden. latent
aber eigentlich immer vorhanden gewesen.

Willy Brandt sagte zum Beispiel 1964:

.Die Mauer steht gegen den Strom der Geschichte."

Das ist eine ganz klare politische Aussage. die sein politisches
Handeln und Mühen die ganze Zeit seines Lebens geprägt hat.
glaube ich. auch das seiner Nachfolger. Aber es kamen eben
dann noch viele Jahre Mühen der Ebene oder - hier müsste ich
sagen - Mühen der Ostpolitik der Bundesrepublik Deutschland.
bis wieder Willy Brandt am 10.1 1.1989 sagen konnte - dieses
Zitat werden Sie alle besser kennen -:

‚Jetzt wächst zusammen, was zusammengehört.-

Ich glaube. besser. kürzer. prägnanter kann man die Hoffnungen
und Erwartungen und die Aufbruchstimmung der Wende wohl
kaum auf den Punkt bringen.

(Zuruf von der PDS)

- Ich habe nur Herrn Brandt zitiert. Ich kann nicht jeden zitieren.
sonst reicht meine Redezeit nicht.

Wer die Szenen der Maueröffnung. die sich in Berlin anschlos-
sen. je vergessen wird. der scheint mir in der Tat ein armer
Tropf zu sein. Aber Willy Brandt hat uns auch mit auf den Weg
gegeben, damals noch beim SDP-Parteitag in Leipzig:

_Der Zug in die deutsehe Einheit ist ins Rollen gekommen
und wir müssen darauf achten. dass niemand unter die
Räder kommt."

(Beifall bei SPD und PDS)

Meine Damen und Herren, Deutschland ist nun seit zehn Jahren
geographisch und staatlich eine wiedervereinte Nation in einem
zusammenwachsenden Europa. Nach 40-jähriger Teilung der
Nation. nach 28 Jahren Stacheldraht und Mauer. nach dem wirt-
schaftlichen und politischen Zusammenbruch des Ostblocks
haben vor allem die Bürger der ehemaligen DDR 1989 diesen
Erfolg der Wiedervereinigung eingeleitet und erruneen und
darauf können sie stolz sein.

(Beifall bei SPD und CDU)

Stolz sein können wir aber auch - das gehört zur geschichtlichen
und objektiven Wahrheit -. dass dieser schwierige Prozess in
Deutschland ohne Blutvergießen vonstatten ging. Viele Bran-
denburger waren 1989/90 dabei. als es darum ging. die demo-
kratischen Rechte in der DDR durchzusetzen. In Potsdam. in
Frankfurt. in Cottbus. in Berlin. in Leipzig und in vielen ande-
ren Orten unseres Landes war man engagiert dabei. Viele unse-
rer Abgeordneten waren bereits damals engagiert dabei und sind
es heute noch. Sie haben den Prozess des Aufbaus in den Kom-
munen und im Land vorangetrieben. Ich möchte allen Aktiven
aus dieser Zeit. die es bis heute nicht aufgegeben haben. sich für
ihr Land einzusetzen. ein herzliches Dankeschön sagen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU)

Es ist richtig, dass es nur ein sehr kurzer historischer Moment in
der Geschichte war, in dem diese Wiedervereinigung geschah.
Die Zustimmung der Alliierten musste erreicht werden. Die
Zwei-plus-Vier-Verhandlungen mussten geführt werden. Der
Abzug der alliierten Tnippen war Voraussetzun g für den Beitritt
der ehemal igen DDR zum NATO-Gebiet. Die schnelle Ein-
führung der D-Mark musste organisiert werden. Das geschah zu
einem Zeitpunkt. zu dem wir nur bedingt vorbereitet waren. Wir
mussten die Willschafts- und Sozialunion ausfüllen. Die Er-
weiterung der EU bis an Oder und Neiße wurde vollzogen. Die
Anerkennung des internationalen Status quo. wie er sich in der
Folge des Zweiten Weltkrieges entwickelt hat. war ein wichtiger
Punkt. uni das Verhältnis zu den östlichen Nachbarn nicht zu
gefährden.

Die Anerkennung der Bodenreform war ein wesentlicher
Schritt. Die Ausarbeitung des Einigungsvertrages war ein eben-
so wichtiger Schritt. wobei man hierbei sicherlich sagen muss.
dass federführend dabei die andere Seite war. was zu einigen
Ecken und Kanten geführt hat. Wir haben darüber schon einiges
gehört.

Eines muss man festhalten: Jedes einzelne dieser Probleme
heute anzufassen. heute lösen zu wollen, würde Jahre, wenn
nicht Jahrzehnte dauern. Jetzt sind wir richtig angekommen in
den Mechanismen politischer Willensbildung, gesetzgeberischer
Verfahren und der Bürokratie. Damals musste das in Tagen.
teilweise in Stunden entschieden werden. Es gibt in der Ge-
schichte der Menschheit - glaube ich - keinen vergleichbaren
Vorgang.

Dass es trotz dieser vielen zu lösenden Probleme gelang, diesen
historischen Moment zu nutzen und unser Land wieder zu ver-
einigen. ist vor allem der ersten und zugleich letzten frei ge-
wählten DDR-Volkskammer zu verdanken. der Regierung unter
Lothar de Maiziere und der Bundesregierung unter Helmut
Kohl, aber auch der Bereitschaft der Regierungen der Sowjet-
union. der LISA. Großbritanniens. Frankreichs und unserer
östlichen Nachbarn.

Etwas vorsichtiger, diplomatischer formuliert. als es Oskar
Lafontaines Art seinerzeit war, vielleicht auch heute noch ist.
aber auch damals nicht sehr populär, nicht sehr gern gehört.
trotzdem sehr richtig, wichtig und wahr.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU)

leh denke, es lohnt sich heute an diese Zeit zu besinnen. Wer
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erinnert sich schon an die Verhältnisse von 1990 so genau? Wer
will sich überhaupt noch so genau erinnern? Es gab ein paar
spannende Phasen. z. B. als über Nacht sämtliche Geschäfte
plötzlich leergeräumt waren. Man wusste gar nicht wohin mit
den vielen Konservendosen. Heute wären sie wahrscheinlich
Sondermüll. damals sind sie auf der Kippe entsorgt worden. In
den Regalen stand alles voller bunter Westprodukte. Jetzt haben
es unsere Produkte schwer. wieder Marktanteile zu erreichen.
Wenn wir über die Verhältnisse klagen. in denen wir jetzt leben.
klagen wir im Verhältnis zu damals auf vergleichbar hohem
Niveau. Das sollten wir nicht vergessen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt hei der CDU)

Es ist viel passiert in den zehn Jahren. Neben der Errungen-
schaft der persönlichen Freiheit und Demokratie ist die durch-
schnittliche Anhebun g des Lebensstandards vollzogen worden.
ich betone ausdrücklich: die durchschnittliche Anhebun g. denn
die Spreizung des Lebensstandards innerhalb der Bevölkerung
hat sich leider auch Westverhältnissen angepasst. Die Frage
nach sozialer Gerechtigkeit kommt dabei immer wieder von
Neuem auf. Die Entwicklung von Infrastruktur. von Straßenbau.
von Telekommunikation, von Wasser v ersorgung und Abwasser-
entsorgung. von Krankenhäusern, von Pflegeheimen, von So-
zialstationen. von Bildungseinrichtungen, von sozialem Woh-
nungsbau usw. ging in einem enormen Tempo vonstatten.

Die Versorgung der Bevölkerung nm Waren des täglichen Be-
darfs und mit medizinischen Dienstleistungen wurde innerhalb
weniger Wochen sichergestellt. wenn sie überhaupt unterbro-
chen war. Der Aufbau von funktionierenden Verwaltun gsstruk-
turen war im Jahr 1991 bereits zu einem vorläufigen Abschluss
gebracht worden. Das hat sehr viel Kraft, Mühe und Engage-
ment gekostet. war mit sehr viel Fleiß vor allen Dingen von
Leuten von hier und von Partnern aus den alten Bundesländern
verbunden. Wir haben die Verwaltungsunterstützung damals
gern in Anspruch genommen. Wir müssen für diese Solidarität
unsere Dankbarkeit aussprechen. aber auch anmahnen. dass wir
sie noch eine Weile brauchen. Ohne die Hilfe aus dem Westen
wären wir heute nicht dort. wo wir heute sind.

( Beifall bei SPD und CDU)

Wir haben - hiermit meine ich das Land Brandenburg - aber
nicht nur auf die Hilfe von außen gewartet, sondern zu einem
vergleichsweise hohen Preis Eigenleistungen erbracht. Die
Entwicklung der Infrastinktur im Land, die Wirtschaftsförde-
rung und Ähnliches haben eine hohe Kreditaufnahme zur Folge
gehabt. die seinerzeit wichtig war, um den heutigen Stand zu
erreichen. heute aber der Finanzministerin und uns allen die
entsprechenden Probleme bereitet. Lediglich die erste Hälfte zur
Angleichung der Lebensverhältnisse ist geschafft worden. sagte
Bundeskanzler Schröder im August 2000.

Natürlich hat uns der Systemwechsel nicht nur blühende Land-
schaften gebracht. aber das haben wir wohl damals auch nicht
so erwartet. Ob der Autor dieses Ausspruchs sich so ganz sicher
war. weiß ich nicht. Wir haben erlebt, dass 40 Jahre der Tren-
nung, dass 40 Jahre unterschiedlicher Entwicklung in beiden
deutschen Staaten die Menschen doch mehr entfremdet haben
als ursprünglich angenommen. Der Abbau dieser Entfremdung
in den Köpfen - es ist nicht nur die Mauer in den Köpfen. nicht
nur Kontrahaltung, sondern es ist die unterschiedliche Sozialisa-
tion - wird vermutlich eine Generation benötigen. Es ist umso
erfreulicher. dass die heutigen Jugendlichen diese Entfremdung
nicht mehr so stark empfinden und ganz selbstverständlich mit
der netten Realität im gemeinsamen Deutschland umgehen.

Trotzdem sagen wir immer noch Plastik und Plaste. Wenn ein
Ostbürger aus seiner Vergangenheit plaudert und von seiner

Brigade berichtet. dann denkt manch alter Haudegen an drei
Regimenter. Oder irre ich?

(Heiterkeit und Beifall bei der PDS - Vereinzelt Beifall hei
der SPD)

Nicht nur das subjektive Empfinden, sondern die handfesten
objektiven Realitäten sorgten für eine schnelle Ernüchterung
nach 1990: der sprunghafte Anstieg von Arbeitslosigkeit als
Folge des Wegbrechens der Ostmärkte. was man hätte wissen
müssen - es wird immer behauptet. das sei nicht absehbar gewe-
sen -. und der enorme Sanierungsbedarf der Finnen in der har-
ten Wettbewerbssituation. Das war zwar erwartet worden, aber
wohl nicht in einem derartigen Ausmaß und vor allem von einer
derart langen Dauer.

Zur San iening der DDR-W inschaft wurde die Treuhandanstalt
geschaffen. Der Gedanke. mit dem durch Privatisierun g einge-
nommenen Geld die Wirtschaft und die Infrastruktur zu sanie-
ren. war richti g, aber unter dem Strich vielleicht doch eher ein
bescheidener Erfolg...Privatisierung vor Sanierung" - das war
das Konzept. Manchmal muss man die Frage stellen: War es
immer und an jeder Stelle richtig'?

Wenn wir uns heute die finanziellen Verhältnisse der Treu-
handanstalt anschauen. dann muss man im Rückblick und mit
den heutigen Verg leichsmö g lichkeiten diese durchaus als
relativ geordnet defizitär einstufen: denn was sich heute bei
der EXPO unter gleicher Führung vollzieht. ist fast noch be-
eindruckender.

( Beifall hui SPD und PDS)

Die sozialen Probleme. die mit der Arbeitslosigkeit und nicht
nur mit dem Verlust von Arbeitseinkommen zusamntenhängen.
waren der Mehrzahl der DDR-Bürger unbekannt und schufen
neue Probleme. Die Unzufriedenheit und das diffuse Gefühl der
Ohnmacht gegenüber der Macht des Geldes und der Macht der
Bürokratie sind in vielen Familien eine Ursache für die zuneh-
mende Aggressivität vor allem einiger Jugendlicher, die be-
sonders gefährlich wird, wenn sie mit extremistischem und
ausländerfeindlichen, Gedankengut verstärkt wird. Es ist gut.
dass der Landtag heute trotz aller Geburtswehen zu einer ge-
meinsamen Erkläning zu diesem Thema kommt.

(Allgemeiner Beifall)

Ich glaube. eines dürfen wir nicht vergessen: Wenn rechtsextre-
me Parteien in Brandenburg Menschen mit rechtsextremer Ge-
sinnung sammeln, dann sammeln sie - so schlimm es ist, dass
sie es tun - das, was da ist. Und darin liegen die eigentlichen
Ursachen. Menschen, die mit ihrer Gewaltbereitschafi und Men-
schenverachtung die Grundpnnztpien menschlichen Zusammen-
lebens verlassen, werden hier eingesammelt. An der Stelle muss
unsere Arbeit ansetzen. H ier muss Einfluss genommen werden.

Lassen Sie mich hier, weil es einfach existenziell ist für die
Geschichte der Menschheit, einen ganz großen Bogen schlagen.
Als Moses am Berg Sinai die Zehn Gebote in Empfan g. nahm.
war auch das Fünfte dabei: .,Du sollst nicht töten."

Als wir „Wie der Stahl gehärtet wurde" lasen. kam darin der
schöne Satz vor

(Zuruf von der CDU: Pawel Kortschagin hat ihn uesagt!)

- Pawel Kortschagin hat ihn gesagt, richti g, -:

„Das Kostbarste. was der Mensch besitzt, ist das Leben.
Es wird ihm nur einmal gegeben."
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Und dann gehen wir noch ein paar Jahre weiter und lesen im
Artikel 1 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutsch-
land:

..Die Würde des Menschen ist unantastbar.-

Wenn wir diesen Bogen. der durch alle Gesellschaftsordnungen
in allen Jahrhunderten gegolten hat. verlassen. gefährden wir die
Existenz der Menschheit.

(Beifall hei SPD und PDS sowie vereinzelt bei der
CDU)

- Da die rote Lampe blinkt, komme ich zum Schluss. um nicht
vorn Präsidenten abgenabelt zu werden.

Meine Damen und Herren. ich glaube. wir können durchaus mit
Selbstbewusstsein sagen: Es ist sehr viel geschafft worden in
den letzten zehn Jahren. aber es ist auch noch sehr Ich zu tun.
Die Hände in den Schoß zu legen wäre das Falscheste. was wir
tun können. Es wird uns gelin gen. auch aus Brandenburg ein
erfolgreiches Bundesland zu machen, nicht in re gionalem Ego-
ismus. sondern gemeinsam mit den anderen Bundesländern.

Lassen Sie mich zum Schluss zum Anfang zurückkehren und
dieses wirklich auch als Anfang und Beginn für unsere zukünfti-
ge Arbeit betrachten:

„Lass uns dir zum Guten dienen. Deutschland, einig Va-
terland.-

(Beifall bei SPD und PDS sowie vereinzelt bei der CDU(

Vizepräsident Habernranie

Ich danke dem Abgeordneten Fritsch und erteile das Wort der
Fraktion der DVU, der Frau Abgeordneten Fechner.

Frau Fechner (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn
wir in einigen Tagen den 10. Jahrestag der Wiedervereinigung
Deutschlands feiern, dann erfüllt es auch die Fraktion der Deut-
schen Volksunion mit Freude. dass es wieder ein einheitliches
Deutschland gibt.

Wir in den neuen Bundesländern haben durch eine friedliche
Revolution dafür gesorgt, dass die Grenze geöffnet und
Deutschland wieder eins wurde. Westdeutsche Politiker der Ah-
parteien haben sich nach dem Mauerfall lediglich als Trittbrett-
fahrer betätigt, denn erst als die Revolution nicht mehr auf-
zuhalten war. entdeckten sie plötzlich wieder die Präambel des
Grundgesetzes mit der Forderung nach der Wiedervereinigung
des deutschen Volkes.

Als Erich Honecker 1987 in der alten Bundesrepublik weilte.
wurden für ihn sogar die roten Teppiche ausgerollt. Er wurde
empfangen wie ein Staatsgast. Die endgültige Anerkennung der
DDR durch die damalige Bundesrepublik war nur noch eine
Frage der Zeit. Man kann heute rückblickend sagen. dass unter
Kanzler Kohl ab Mitte der achtziger Jahre die Forderung nach
der Wiedervereinigung aufgegeben wurde.

(Zuruf von der CDU: Was?)

Die Teilung Deutschlands schien endgültig besiegelt. Nur die
nationalen Kräfte in Westdeutschland. allen voran die Deutsche
Volksunion.

(Gelächter bei der PDS)

hatten die Forderung nach Wiedervereinigung nie aufgegeben.

(Beifall bei der DVU)

Meine Damen und Herren. denken wir einmal zehn Jahre zu-
rück. Was war es doch für ein schönes Gefühl für viele von uns.
als wir im Juli 1990 die DDR-Mark gegen die damals heiß
begehrte harte D-Mark tauschen konnten. Dass wir die D-Mark
nur zehn Jahre behalten sollten. um sie dann gegen den ständig
schwächer werdenden Euro einzutauschen. das war zu dem
Zeitpunkt für uns noch nicht vorhersehbar.

Vieles hat sich in den vergangenen zehn Jahren geändert. Es
gibt viele negative, aber auch sehr. sehr viele positive Verände-
ningen. So zum Beispiel hat sich das Antlitz unserer Städte und
Gemeinden sehr verändert. Viele Häuser wurden restauriert.
modernisiert und mit einer farbigen Fassade versehen. Fast alles
ist in den vergangenen zehn Jahren bunter und farbenfroher
geworden. Das alles hatte aber seinen Preis. Die Mieten sind
seitdem ständig gestiegen. Zahlte man früher im Schnitt für eine
Dreiraumwohnung 70 Mark Miete - inklusive Betriebskosten -.
so zahlt man heule mitunter das Fünfzehnfache.

Schön ist auch die neu gewonnene Reisefreiheit. Auch der Er-
werb eines Fahrzeugs ist heutzuta ge problemlos ohne lange
Wartezeiten möglich. Wichtig ist nur eins: dass man das nötige
Geld dazu hat. Und wenn nicht. dann sind Kreditinstitute hei der
Finanzierung von Gütern gern behilflich. aber nur, wenn man
über das notwendige pfändbare Einkommen verfügt.

Das Verhalten unserer Menschen hat sich in den vergangenen
zehn Jahren sehr geändert. Den Zusammenhalt von einst gibt es
heute oftmals nicht mehr. Früher mussten wir zwangsläufig
zusammenhalten. denn fast jeder von uns war in irgendeiner
Weise auf den anderen angewiesen. Der eine konnte dies be-
sorgen • der andere das. Das gehört nun alles der Vergangenheit
an.

Damals fragte man. wenn man sich nach längerer Zeit wieder
begegnete: Wie geht" s? Heute fragt man: Hast du noch Arbeit?

Auch haben wir nicht mehr die Pflicht zur Arbeit. Das Recht
haben wir aber leider auch nicht mehr.

Die hohe Geburtenrate war einst der Stolz der DDR. Jetzt erhal-
ten Kinder der hier lebenden Ausländer bei der Geburt die deut-
sche Staatsbürgerschaft. um eine totale Vergreisung des deut-
schen Volkes zu verhindern.

(Gelächter bei der PDS)

Allzu große Unterschiede zu den alten Bundesländern scheint es
zehn Jahre nach der Wiedervereinigung nicht mehr zu geben.
wenn da nicht dieses starke Lohngefälle von West nach Ost
wäre. Zehn Jahre nach der Wiedervereinigung haben es die
herrschenden Parteien immer noch nicht geschafft, die Löhne in
den neuen Bundesländern denen in den Altbundesländern an-
zugleichen.

Auch die Arbeitslosenquote ist bei uns im Durchschnitt doppelt.
sogar dreimal so hoch wie in den Altländern - und das zehn
Jahre nach der Wende!

Was wir aber jetzt genauso haben wie die Altbundesbürger, ist
das Recht auf freie Meinungsäußerung. Allerdings darf diese
Meinung von der der herrschenden Parteien nicht allzu abwei-
chend sein. Denn dann passiert das. was ich als Vertreterin der
Deutschen Volksunion tagtäglich selbst erleben muss. Da wird
der politische Gegner auf das Unfairste diffamiert, weil er Din-
ge thematisiert. die dem politischen Kontrahenten nicht gefal-
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Icn. Da werden Menschen durch den Verfassungsschutz bespit-
zelt. Da werden aufgrund einer anonymen Anzeige Privaträume.
Büroräume durchsucht. Da werden gewählte Volksvertreter als
Extremisten bezeichnet, Da werden Lügen und Halbwahrheiten
verbreitet. Und das ist es. was sich m diesem Teil Deutschlands
überhaupt nicht geändert hat. - Ich danke.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Frau Ab geordnete Fechter. - Das Won geht
jetzt an die Landesregiening. Herr Ministerpräsident Dr, Stolpe.
bitte!

Ministerpräsident Dr. Stolpe:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe
Uckenniirker! Zehn Jahre Wiedervereinigung - ein epochales
Thema. doch zugleich - zumindest für die Ostdeutschen - eine
sehr persönliche Betroffenheit.

Für mich ist die Vereinigung der beiden deutschen Staaten im
Jahr 1990 nach wie vor wie ein Wunder. ein so nicht erwartetes
und. ich denke, auch so nicht vorhersehbares Ereignis.

(Beifall hei CDU und SPD)

Meine Damen und Herren. ich empfand es als eine Gnade des
Schicksals. denn Nazideutschland hatte unsägliche Verbrechen
an der Menschheit begangen. Ein deutscher Staat und Millionen
deutscher Mithelfer hatten eine massenweise brutale Verfolgung
und Ermordung von Mitmenschen anderer Hautfarbe. anderer
Volkszugehörigkeit, anderer Religion oder anderer Gesinnung
vorgenommen.

Nach diesen entsetzlichen Tatsachen erschien mir schon die
Weiterexistenz des deutschen Volkes in zwei Staaten geradezu
als ein mildes Urteil der Geschichte. Wenn nun doch die Wie-
dervereinigung möglich wurde. sollten wir alle nie vergessen,
dass die Teilung Deutschlands eine Folge der Niederwerfung
des barbarischen faschistischen Regimes war.

(Beifall bei SPD. CDU und PDS)

Dankbarkeit für die wieder geschenkte deutsche Einheit muss
deshalb vor allem auch Widerstand sein gegen deutsche Über-
heblichkeit. gegen Rassismus und gegen Fremdenfeindlichkeit.

(Beifall bei SPD, CDU und PDS)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Noch etwas sollten
wir nach zehn Jahren Wiedervereinigung nicht vergessen: Die
deutsche Einheit ist das Ergebnis eines Entwicklungsprozesses
mit wichtigen Stationen wie der brandtschen Ostpolitik, dem
Veränderungsstreben Gorbatschows und dem Freiheitswillen
von Millionen Menschen in Mittel- und Osteuropa.

Entscheidende Wirkungsfaktoren waren der eindeutige Mehr-
heitswille der DDR-Bürgerinnen und -Bürger für die Einheit
und die Weitsicht der ersten freien polnischen Regierung. Meine
Damen und Herren, die deutsche Einheit hat ja bekanntlich
heute viele Väter. Ganz gewiss aber gehören dazu der ehemalige
polnische Ministerpräsident Tadeusz Mazowiecki und sein
Außenminister Chrystof Skubicewski. Vergessen wir das nicht,
auch in unserem Umgang mit den Polen!

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU)

haben sie sich nicht gegen. sondern eindeutig für ein vereintes
Deutschland ausgesprochen. Beide haben unter der Nazibarbarei
gelitten. haben nächste Angehörige verloren und haben dennoch
auf ein besseres Deutschland gesetzt. Auch das nimmt uns in
die Pflicht.

Meine Damen und Herren! Die Menschen in Brandenbur g wie
in der ganzen DDR verbanden viele Hoffnungen mit der deut-
schen Einheit. Ausmaß. Tempo und Fol gen des Systemwechsels
aber waren nur wenigen deutlich. Nach zehn Jahren Aufbau-
arbeit können wir zum einen feststellen: Der Rechtsstaat und
seine Institutionen wurden aufgebaut und sind gefestigt. Wir
haben ein funktionierendes System der Landesverwaltung und
der kommunalen Selbstverwaltun g. Die Kreisgebietsreform
konnten wir vor Jahren abschließen. Über die Verbesserung der
Gemeindestruktur wurde gestern in diesem Haus diskutiert.

Die Umstrukturierung des Wirtschaftssystems stellte und stellt
uns nach wie vor vor komplizierte Aufgaben. Die ersten Jahre
der Einheit waren von scharfen Einbrüchen geprägt. vor allem
in den Bereichen der Industrie und der Landwirtschfi. Im Jahr
1989 waren m der DDR über neun Millionen Frauen und Män-
ner in Arbeit. Von diesen Arbeitsplätzen waren 1999 nur noch
6.2 Millionen übrig. In zwei Dritteln aller Branchen ist die Be-
schäftigung sogar uni mehr als die Hälfte zurückgegangen.

Auch in Brandenburg kam es insbesondere im Bergbau und in
der Land- und Forstwirtschaft zu einem massiven Beschäfti-
gun gsabbau. Allein in der Landwirtschaft sank die Zahl der
Beschäftigten von 180 000 auf heute 34 000. Überdurchschnitt-
lich war auch der Rückgang in der Textil- und Bekleidungs-
industrie. Der Beschäftigun gsabbau betrug in diesem Bereich
etwa 85 °I,. Der Übergang von der Planwirtschaft zur sozialen
Marktwirtschaft veränderte tiefgreifend die Lebensverhältnisse
der in Ostdeutschland lebenden Menschen.

Der tiefste Einschnitt in das Leben der ehemaligen DDR-Bürge-
rinnen und -Bürger war die Erfahrung der Arbeitslosigkeit mit
all ihren negativen Auswirkungen wie soziale Unsicherheit und
gesellschaftliche Isolation. Die Mehrheit der ostdeutschen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer musste sich in einer völlig
neuen Arbeitswelt zurechtfinden. Nur eine verschwindende
Minderheit der Ostdeutschen. nämlich nur etwa jeder Fünfte.
behielt den Arbeitsplatz aus DDR-Zeiten. Die meisten mussten
den Arbeitsplatz wechseln. häufig mehrfach. Nicht wenige
arbeiten mittlerweile im Westen. Sie nehmen dafür lange Pen-
delzeiten in Kauf: andere haben wegen der Arbeitsmöglichkeit
ihren Wohnsitz dorthin verlegt.

Meine Damen und Herren! Tatsache ist aber auch, dass zehn
Jahre nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten in den
neuen Bundesländern viel erreicht worden ist. Für die Bevölke-
rung hat sich das Angebot an Waren und Dienstleistungen wirk-
lich grundlegend verbessert. Die individuellen Einkommen
haben sich erhöht. Eine moderne Infrastruktur wurde geschaf-
fen. Das Straßen- und Schienennetz wurde erweitert und moder-
nisiert. Ostdeutschland verfügt heute über das modernste Tele-
koinmunikationsnetz der Welt. Den Gewinn von Freiheit und
Rechtssicherheit wird jeder für sich selbst bewerten.

Trotz dieser positiven Entwicklung bleiben immer noch be-
trächtliche Unterschiede zwischen dem Osten und dem Westen
Deutschlands. Die völlige Herstellung der wirtschaftlichen und
sozialen Einheit konnten wir in zehn Jahren nicht schaffen.
Doch wir sind weit gekommen. Gut die Hälfte des Weges zur
verfassungsmäßig gebotenen Gleichheit der Lebensverhältnisse
ist bewältigt. Das ist eine großartige gesamtdeutsche Leistung.
Zu danken ist allen. die dabei mitwirkten.

Aus unmittelbarem Erleben der vergangen zehn Jahre danke ichDenn entgegen der Erwartung mancher anderer Regierungen
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den Belegschaften, den Personalräten und Gewerkschaften, die
mit ihrer Entschlossenheit wichtige Industriekerne gesichert
haben. Ich danke den Frauen und Männern. die ihre Arbeits-
plätze freigegeben haben, uni die Weiterexistenz ihrer Betriebe
zu ermöglichen und anderen Kolleginnen und Kollegen den
Arbeitsplatz zu erhalten. Ich danke den Frauen und Männern.
die sich in das Abenteuer der Firmengründung begaben. hohe
Schulden auf sieh nahmen und tagaus, tagein ein Höchstmaß an
Selbstausbeutun g, vollziehen. Sie alle zusammen haben Zehn-
tausende neuer Arbeitsplätze geschaffen.

(Beifall bei SPD und CDU)

Ich danke den Frauen und Männern. die mit ihren Erfahrungen
und Verbindungen aus der alten Bundesrepublik zu uns gekom-
men sind und mithalfen. das wiedergeborene Brandenburg öko-
nomisch und gesellschaftlich zu stabilisieren. Ich danke allen
Frauen und Männern. die hier in Brandenburg mithalfen. unter
totat veränderten Bedingun gen in ihren eigenen. sehr unter-
schiedlichen Aufgabenfeldern die neuen Verhältnisse zu ge-
stalten.

Meine sehr verehren Damen und Herren! Wir alle haben ein
neues Brandenburg geschaffen, ein Land Mit besonderen Chan-
cen und Herausforderungen.

Unsere größte Chance liegt in unserer Lage als Teil der Haupt-
stadt- und Metropolenregion Berlin-Brandenburg: unübersehbar
ist das damit verbundene Entwicklungstempo. Das Bruttoin-
landsprodukt pro Kopf der Bevölkerun g, die Arbeitsproduktivi-
tät. das Steueraufkommen und das wirkliche Bevölkerungs-
wachstum sind sichere Anzeichen für die bereits erreichte Spit-
zenposition Brandenburgs unter den ostdeutschen Ländern.
Diese Chance muss im Interesse der Menschen genutzt werden,

Unsere größte Herausforderung ist das unterschiedliche Ent-
wicklungstempo der berlinnahen Teile Brandenburgs einerseits
und der Tiefe des Landes andererseits. Durch besondere Unter-
stützung der benachteili gten Regionen. durch effektivere Struk-
turen und massive Verbesserung der Verkehrswege müssen wir
auch den äußeren Regionen Brandenburgs gute Entwicklungs-
chancen ermöglichen.

(Vereinzelt Beifall bei SPD, CDU und PDS)

Meine Damen und Herren! Auch die kommenden Jahre werden
uns fordern. Eine entscheidende Voraussetzung dafür ist unsere
Handlungsfähigkeit. Deshalb gibt es keine Alternative zu einer
Konsolidierung der Finanzen. Verbunden mit der in Gang ge-
setzten Verwaltungsoptimierung können wir in den nächsten
Jahren eine effektive. bürgernahe Landesorganisation schaffen.
Leitlinien unserer künftigen Arbeit müssen Solidarität und Ge-
rechti gkeit bleiben, das heißt. Sorge um die Benachteiligten,
entschlossener Abbau von bestehenden Ungleichheiten wie bei
Löhnen und Gehältern und intensive Bemühungen um die Zu-
kunftsperspektiven der Jugend.

Meine Damen und Herren! Gute Zukunft für Brandenburg, dem
Transitland mitten in Europa, setzt Weltoffenheit und Fremden-
freundlichkeit voraus. Deshalb ist es nicht nur ein Gebot der
Menschenwürde und der Ehre. sondern auch ein zwingendes
Erfordernis für einen gelingenden Wiederaufbau Brandenburgs,
allen Ansätzen von Fremdenfeindlichkeit und Neofaschismus
entschlossen zu widerstehen.

(Beifall bei der SPD sowie vereinzelt bei CDU und PDS)

Meine Damen und Herren! Wir dürfen nicht zulassen, dass der
deutsche Wahnsinn wieder aufbricht. Dieses schöne Land muss
geschützt und verteidigt werden. Wir haben den Kampf aufge-

nommen und wir haben die Ausdauer. diesen Kampf zu gewin-
nen. Bürgerinnen und Bürger Brandenburgs engagieren sich mit
g roßer Zivilcourage: wir stehen an ihrer Seite. Die Landesregie-
rung, die demokratischen Parteien, die Kirchen. die Unterneh-
merverbände und die Gewerkschaften, Parlamentarier dieses
Hauses und der Kreistage. Vertreter der Städte und Gemeinden,
Landräte und Bürgermeister bilden ein Netzwerk politischer
Entschlossenheit. um Sicherheit und körperliche Unversehrtheit
eines jeden Menschen im Land Brandenburg zu gewährleisten.

Meine Damen und Herren. ich bitte Sie herzlich: Helfen Sie mit.
das menschenfreundliche und tolerante Brandenburg zu entwi-
ckeln. Dann können wir alle frohen Herzens sagen: Hie gut
Brandenburg allewege!

(Beifall hei SPD und CDU sowie vereinzelt bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Ministerpräsidenten Dr. Stolpe und beende die
Aussprache zur Aktuellen Stunde zum Thema ..10 Jahre Wie-
dervereinigung-.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 2 und unterbreche die
Sitzung bis 13 Uhr zu einer Mittagspause.

(Unterbrechung der Sitzung: 12.09 Uhr)

( Fortsetzung der Sitzung: 13.01 Uhr)

Präsident Dr. Knohlich:

Ich beginne mu dem Nachmittagsteil der 21. Sitzung und rufe
den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Gesetz zur Fortentwicklung des Schlichtungsrechts im
Land Brandenhurg

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 3/1426

Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses

Drucksache 3/1680

2. Lesung 

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der PDS-Fraktion.
Herr Abgeordneter Ludwig. Sie haben das Wort.

Ludwig (PDS):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Mit dem heute
zu verabschiedenden Gesetz versucht das Land Brandenburg
etwas Neues auf dem Gebiet der Rechtspflege in der Bundesre-
publik. Bei dem Neuen können wir im Osten auf Erfahrungen
aus der DDR-Zeit zurückgreifen. Außergerichtliche Streitbeile-
gung kann erfol greich Konflikte in der Gesellschaft regulieren,
auch in Vermögensfragen.

Auch heute sollte es also möglich sein, dass nicht alle Kon-
fliktfälle bei Gericht enden. Nicht das Rechthaben muss im
Mittelpunkt stehen, nicht der Titel. wie wir in der Rechtspflege
sagen, muss das Ziel sein, sondern die Beilegung des Konflikts.
Das Gesetz kann dabei aber nur ein erster Schritt sein.
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Schon jetzt zeigt die Anwaltschaft an. dass sie im Auftrag ihrer
Mandantschaft nun quasi ins gerichtliche Mahnverfahren aus-
weichen wird, schon UM Fragen der Anwaltshaftung zu umge-
hen. Viel Öffentlichkeitsarbeit und begleitende Rechtsetzung
werden also notwendig sein, um das Gesetz bis zum Ablauf
seiner Befristung zum Erfolg zu führen.

Ebenso werden wir darauf achten müssen. dass in Deutschland
nicht eine für den Recht suchenden Bürger unübersichtliche
Rechtslage entsteht, weil jedes Bundesland auf diesem Gebiet
anders verfährt. Vor allem in den Regionen um Berlin. im Sü-
den und im Norden des Landes muss der Bürger immer wissen.
wie er Streitigkeiten beilegen kann. Auch die Berliner und ihre
Anwälte müssen für das Modell umworben werden, sonst wer-
den wir in Brandenburg keinen Erfolg haben.

Die PDS-Fraktion stimmt dem Gesetz zu und erwartet die an-
gesprochenen weiteren Aktivitäten der Landesregierung. - Vie-
len Dank.

(Beifall hei der PDS)

Präsident Dr. knndich:

Das Wort geht an den Abgeordneten Muschal la. der für die
SPD-Fraktion spricht.

Muschalla (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bereits bei der 1. Le-
sung am 12. Juli habe ich den Inhalt dieses Gesetzes im Wesent-
lichen dargelegt. sodass ich mich heute nur auf Schwerpunkte
beschränken will.

Dieses Gesetz ist ein Artikelgesetz und wurde recht schnell und
zügig von uns verabschiedet. vorn Land Brandenbure und vom
Justizministerium mit Anhörun gen usw. gut vorbereitet. Wir
haben also hier gute Arbeit geleistet, würde ich sagen.

Das Gesetz soll ab 1. Januar 2001 bzw. Artikel 2 - Gütestellen -
gleich mit der Verkündung gelten und wird im wesentlichen
Teil erst einmal bis 31. Dezember 2005 befristet Danach erfolgt
die Prüfung, ob das Gesetz hei der Bevölkerung angekommen
ist. ob es verlängert werden soll oder was wir dann machen.

Der wesentliche Inhalt des Gesetzes ist die Festlegung. dass
man vor Klageerhebung beim Amtsgericht in bestimmten Fällen
zwingend die Schlichtung wählen. also eine Gütestelle und
einen Schlichter anrufen muss. Das betrifft vennögensrechtliche
Streitigkeiten bis 1 500 DM, bestimmte Fälle der Nachbarstrei-
tigkeiten und die Verletzung der persönlichen Ehre, außer wenn
sie über Medien erfolgt ist.

Für die Schlichtungsseite stehen Notare. Rechtsanwälte und
natürlich auch die auf Dauer angelegten Gütestellen zur Verfü-
gung. Wir sind in Brandenburg in der guten Lage. dass wir
bereits rund 300 Schiedsstellen haben. Wir sind von der Tradi-
tion her - da muss ich mich einmal auf DDR-Zeiten berufen -
eine Kultur. die so etwas schon kannte, nämlich die Schieds-
kommission. hei der zwar nicht direkt Vergleichbares. aber doch
Ähnliches nach dem Gesetz über die gesellschaftlichen Gerichte
gemacht wurde.

Der Rechtsausschuss hat an diesem Gesetzentwurf nur noch
zwei Änderungen vorgenommen. Erstens wurde zur Fristwah-
run g vorgeschlagen - wir dachten an die kurze Frist von sechs
Monaten -. dass man Nachtbriefkästen des Amtsgerichts benut-
zen kann. um den Nachweis zu erbringen, dass man - am letzten
Tag der Frist quasi - die Schiedsstelle angerufen hat. Der Brief

wird dann vom Gericht zur Schiedsstelle, zur Gütestelle ge-
schickt.

Die zweite Änderun g betrifft Artikel 2 K. Die Zuständigkeit
für die Anerkennung, Rücknahme und den Widerruf der An-
erkennung der Gütestelle wollen wir nicht auf bestimmte Ge-
richte. dass OLG bzw. das Land gericht. delegieren lassen. son-
dem wollen sie für diese fünf Jahre beim Justizministerium und
bei der Notarkammer belassen. Der Präsident der Notarkammer
kann für seine Notare diese Erlaubnis. also die Anerkennung
usw.. erteilen. Wir waren uns aber einig darüber. für den Fall,
dass andere kommen. beispielsweise die Rechtsanwälte. eine
kurzfristige Novellierung des Gesetzes vorzusehen, uni auch
den Rechtsanwälten und der Anwaltskammer die Möglichkeit
zu geben, selbst anzuerkennen. zu widerrufen usw.

Nur diese beiden technischen Änderun gen sind vorgenommen
worden. ansonsten ist das Gesetz geblieben. wie in der I. Le-
sung vorgestellt. Ich denke. wir beschreiten einen sinnvollen
Weg. erstens um die Gerichte in bestimmten Fällen zu entlasten
und zweitens um eine neue Streitkultur Bürger Bürger au-
ßerhalb des Gerichts zu erzielen. Das ist einen Versuch wert.
Starten wir ihn am 1. Januar 2001! - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten Nieschke
[CDU])

Präsident Dr. knuhlieh:

Das Wort geht an den Abgeordneten Schuldt. Er spricht für die
DVU-Fraktion.

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Von
meinen Vorrednern wurde bereits alles gesagt. Ich bin kein
Freund des Redens nur um des Redens willen. Der Rechtsaus-
schuss hat die Beschlussempfehlun g einstimmig beschlossen
und ich kann nur sagen: Unsere Fraktion wird dem Gesetzent-
wurf und der Beschlussempfehlun g zustimmen. - Ich bedanke
mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die CDU-Fraktion. Frau Abgeordnete Rieh-
stein. bitte!

Frau Richstein (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist wirklich das
meiste schon gesagt worden. Wir hatten schon in der 1. Lesung
einen großen Konsens. was dieses Gesetz anbelangt. Dass es
schon heute zur Verabschiedung steht. zeigt eigentlich. dass der
brandenburgische Gesetzgeber zügi g arbeiten kann. Erst für das
Jahr 2000 hatte der Bundesgesetzgeber den Ländern die Mög-
lichkeit gegeben. ein Landesgesetz zu schaffen. Diese Möglich-
keit haben wir umgesetzt und Brandenburg ist eines der ersten
Bundesländer, die dieses Gesetz verabschieden.

Wir betreten gesetzgeberisches Neuland, aber ich denke. dass
unser Entwurf recht gut gelungen ist. Ob sich die Skepsis, dass
jetzt eine große Flucht in das Mahnverfahren stattfinden wird,
bewahrheitet. werden wir sehen. Auf der anderen Seite wird ein
Großteil mahngerichtlicher Verfahren bereits erledigt, bevor
diese Verfahren in streitige Verfahren gehen. lnsofem meine ich
nicht. dass durch die Hintertür wieder eine größere Belastung
für die Amtsgerichte erfolgen wird.
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Berlin, das ist natürlich ein Aspekt. Ich habe aber gehört, dass
auch die Berliner Kollegen schon an einem Schlichtungsgesetz
arbeiten. sodass da wieder ein Einklang hergestellt werden kann.
Sie haben nur das Problem. dass sie, wie von Ihnen angespro-
chen, keine alteingesessenen Schlichtungsstellen haben.

Wie gesagt. wir erhoffen uns von diesem Gesetz eine erhebliche
Entlastun g. da viele geringfügige Streitigkeiten über den
Schlichter ausgetragen werden. Angesichts der Sparzwänge ist
dies ein nicht unbeachtlicher Aspekt. zumal wir davon ausge-
hen, dass ungefähr 9 000 bis 10 000 Bagatellfälle an die
Schiedsstellen herangetragen werden. Das wird uns aber leider
nicht die Diskussion im Rahmen des Nachtra gshaushalts darü-
ber ersparen. dass auch die Justiz noch ein bisschen besser aus-
gestattet werden sollte.

Zu dem formalen Aufwand. der erheblich reduziert werden
kann: Die Kostenentlastung der Gerichte wird nicht durch eine
Mehrbelastung der Schiedsstellen erkauft: denn die geringeren
Gebühren sind den Prognosen entsprechend kostendeckend.

Wir haben im Rechtsausschuss einstimmig debattiert. haben
dort auch die Ergebnisse der Anhörung und die Stellungnahmen
der verschiedenen Interessenverbände berücksichtigen können.
Einstimmig waren wir der Meinung. dass das nicht nur ein
Spargesetz ist, sondern dass wir in Brandenburg eventuell eine
andere Streitkultur etablieren können. wenn Menschen nicht vor
dem gesetzlichen Richter. sondern vor einem Schlichter in ei-
nem persönlichen Verfahren ihre Streiti gkeiten austragen kön-
nen.

Der Konsens in der Beratung des Ausschusses und in der heuti-
gen Debatte lässt eigentlich nur hoffen, dass das Gesetz auch im
Rechtsalltag Zustimmung finden wird. - Vielen Dank.

(Beifall hei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knohlich:

Damit geht das Wort an die Landesregierung. Herr Minister
Schelter. bitte!

Minister der Justiz und für Europaangelegenheiten
Prof. Dr. Schelter:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nach-
dem von den Rednern aller Fraktionen das Notwendige zu die-
sem Gesetzentwurf dargelegt worden ist und ich in allen Beiträ-
gen das Wort „wir" gehört habe. erübrigt es sich, dass ich Ihnen
noch einmal langatmig den Inhalt des Gesetzes vorstelle. Ich
möchte mich darauf beschränken zu danken.

Ich möchte mich herzlich bedanken für eine zügige und sehr
konstruktive Beratung dieses Gesetzentwurfs im Ausschuss und
auch hier im Plenum dieses Landtages. Ich bedanke mich vor
allem bei Herrn Muschalla. der meinem Haus fast ein Lob aus-
gesprochen hätte. Das kann ja noch werden.

Ich bedanke mich sehr dafür, dass sich dieses Hohe Haus den
Gesetzentwurf des Justizministers so eindeutig zu Eigen ge-
macht hat. Mehr kann ich mir nicht wünschen. Ich verspreche
Ihnen. dass wir die Zeit, für die dieses Gesetz zunächst einmal
probeweise gelten soll, nutzen werden. empirische Erhebungen
anzustellen. zu ermitteln. wie es sich auf die Streitkultur in
diesem Land und auch auf die Verfahrensdauer auswirken wird,
und bitte Sie herzlich uni Zustimmung zu diesem Gesetzent-
wurf. - Vielen Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Da wir nun am Ende der Rednerliste sind. kann ich die Aus-
sprache schließen. Wir kommen zur Absttimnung.

Wer der Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses in Druck-
sache 3'1680 folgt, möge die Hand autheben. - Gibt es Ge gen-
stimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist das Gesetz in 2. Le-
sung einstimmi g angenommen und verabschiedet.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 3 und rufe Tagesord-
nungspunkt 4 auf:

Gesetz zur Änderung des Berufsrechts der öffentlich
bestellten Vermessungsingenieure im Land Branden-
burg

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 3/954

Beschlussempfehlun g und Bericht
des Ausschusses EM- inneres

Drucksache 3/1731

2. Lesung

Da vereinbart wurde. auf eine Debatte zu verzichten, kommen
wir zur Abstimmung. Wer der Beschlussempfehlung 311731
folgt. möge die Hand aufheben. - Gibt es Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Damit ist auch dieses Gesetz in 2. Le-
sung einstimmig angenommen und verabschiedet.

ich schließe auch diesen Tagesordnungspunkt und rufe Tages-
ordnungspunkt 5 auf:

10 Jahre deutsche Einheit

Große Anfrage 7
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/926

Antwort
der Landesregierung

Drucksache 3/1389

Die Aussprache wird mit dem Beitrag der die Frage stellenden
Fraktion der PDS eröffnet. Herr Ab geordneter Ludwig. Sie
haben das Wort.

Ludwig (PDS):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Nach der
heutigen Aktuellen Stunde befassen wir uns jetzt nochmals mit
dein Thema ..10 Jahre deutsche Einheit-. Die PDS-Fraktion hat
dazu zu Beginn dieses Jahres eine Große Anfrage eingereicht.
mit der sie eine Fülle von Einzelfragen zu den Ergebnissen der
staatlichen Einheit im Land Brandenburg beantwortet haben
wollte. Die Antworten der Landesregierung zeigen deutlich.
dass in Brandenburg ein Zwischenstand auf dem Weg zur inne-
ren Einheit erreicht ist. Auf diesen Zwischenstand können die
Einwohnerinnen und Einwohner Brandenburgs stolz sein. denn
sie haben bisher die Hauptlast getragen. Die Politik in Branden-
burg hat aber noch eine Fülle von Aufgaben zu erledigen. um
die innere Einheit in Brandenburg zu beenden.
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Zu einzelnen Aufgabenbereichen möchte heute die PDS-Frakti-
on Stellung nehmen. Zuerst aber zwei Anmerkungen zur Vor-
bemerkung der Landesregienmg in der Antwort auf die Große
Anfrage.

In der Vorbemerkun g werden teilweise Wiederholungen aus
früheren Regierungserklärungen und aus der aktuellen Regie-
rungserklärung verwendet. Auch wird „die breite Diskussion
um die Angleichun g der Lebensverhältnisse- begrüßt. Diese
Wiederholungen und Begrüßun gen sind entbehrlich. Sie. geehr-
te Mitglieder der Landesregierung. regieren jetzt. Handlungen
sind gefragt " nicht Begrüßungen.

Substanzielle Aussagen in der Vorbemerkun g - das ist meine
zweite Anmerkung - lesen sich, als ob sie aus Dokumenten der
PDS zitiert wären. Also entweder kennzeichnen Sie künftig
korrekt die Zitate oder Sie lesen im Jahr 2000. falls Sie es noch
nicht getan haben. z. 13. die Erklärung der PDS zum fünften
Jahrestag der staatlichen Einheit und können sich danach den
Platz einer solchen Vorbemerkung an die PDS sparen. Nach
solcher Lektüre könnte auch die CDU auf solche Bemerkungen
wie . -Froschperspektive" verzichten.

Ich möchte nun zu einem Schwerpunkt der Wahrnehmung des
Standes der Einheit der Bürgerinnen und Bürger Stellung
nehmen. Die offenen Vermögensfragen sind ein solcher
Schwerpunkt. Bewusst und unbewusst verbinden viele ihre
Bewertung der Entwicklung in Brandenburg nach 1990 mit
diesem Thema.

Ich will mich hier nicht dazu äußern, dass und warnt viele
geklärte Vermögensfra gen im Osten mit der gemeinsamen Er-
klärung vom 15. Juni 1990 erst zu so genannten offenen Ver-
mögensfragen gemacht wurden. Auch steht heute nicht zur
Debatte. dass darauf aufbauend das Gesetz zur Regelun g offener
Vermögensfragen. das Vermögensgesetz, durch die Volkskam-
mer der DDR im September I990 beschlossen, aber erstmals als
Bestandteil des Einigungsvertrages veröffentlicht wurde. Die
Rechtsetzung will ich nicht würdigen.

Doch was die kalte Sprache der Gesetze wirklich bedeutet.
zeigen die Zahlen in Brandenburg. Es ging und geht nicht um
vielfältige Fonuen des Vermögens. es geht nicht um irgendwel-
che Vermögensfragen. es geht um Boden und Gebäude. Von
581 147 Ansprüchen nach dem Vermögensgesetz bezogen sich
568 950 auf Immobilien, Grundstücke und Grundstücksteile.
Das sind 97.9 % der gestellten Anträge. 534 910 Fälle konnten
bisher entschieden werden. Das sind 92 %. Davon beziehen sich
525 986 Entscheidungen auf Immobilien. Grundstücke und
Grundstücksteile. Das sind 90,5 % aller Entscheidungen.

Damit sind knapp 92.5 % aller Immobilienanträge zehn Jahre
nach dem Beitritt entschieden. Als Ergebnis ist dabei in 103 839
Fällen rückübertragen worden. Zusätzlich wurde in ca. 59 000
Fällen die staatliche Verwaltung von Grundstücken und Gebäu-
den aufgehoben und die Verfügung über Grundstücke und Ge-
bäude an Private, meist Erben, übergeben. In summarisch ca.
164 000 Fällen mussten also Brandenburgerinnen und Branden-
burger miterleben. wie die vermögensrechtliche Verfügung aus
der DDR in Brandenbur g beendet wurde und oftmals Bürger aus
den Altbundesländern einen Vermögenszuwachs haben.

Auch wenn die Brandenburger Landesregierungen der 1. und 2.
Wahlperiode eine Fülle von Initiativen ergriffen haben und
vielen der Justizminister mit dem besonderen Gespür für ost-
deutsche Empfindungen, Minister a. D. Bräutigam, in guter
Erinnerung ist - die offenen Vermögensfragen brachten nach der
staatlichen Einheit in Brandenburg eine innere Teilung in Ge-
winner und Verlierer des „Häuserkampfes -, wie er in Medien
bezeichnet wurde. Diese innere Teilung zulasten vieler Ostdeut-

scher wird uns in Brandenburg noch lange belasten. - Danke
schön.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knuhlich:

Das Wort geht an die SPD-Fraktion. Herr Abgeordneter Bo-
chow. bitte!

Bodin% (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben heute
schon über den bevorstehenden Jahrestag gesprochen. Ich g lau-
be. wir sind uns alle einig: Den Tag begehen wir zu allererst mit
Stolz. Es mutet heute noch wie cm Wunder an. dass es den
Menschen in Ostdeutschland gelun gen ist. den Übergang zu
einem demokratischen System gewaltfrei zu gestalten.

Ich will nicht versäumen. an dieser Stelle - das ist heute noch nicht
gesagt worden - Michad Gorhatschow zu danken. dessen Refor-
men erst den Weg zur deutschen Einheit ebneten. Denn endlich
bekam der Spruch ..Von der Sowjetunion lernen heißt siegen
lernen- einen Wahrheitsgehalt, meine Damen und Herren.

(Vereinzelt Beifall hei der SPD)

Die Bilanz nach zehn Jahren deutscher Einheit kann sich sehen
lassen. Ich habe an dieser Stelle nicht die Zeit - die Kollegen
werden darauf noch eingehen uni all die Erfolge. die leider
oftmals schon als selbstverständlich hingenommen werden. im
Einzelnen aufzuzählen. Es ist aber beispielsweise keineswe gs so
selbstverständlich. dass ein demokratisches System nach zwölf
Jahren nationalsozialistischer Diktatur und anschließender kom-
munistischer Herrschaft so reibungslos funktioniert. wie in
unserem Land in diesen Tagen. Wenn das kein Erfolg ist. meine
Damen und Herren, was denn dann?

Als Kommunalpolitiker der ersten Stunde möchte ich an dieser
Stelle besonders meinen Stolz über die gelungene Wiederein-
führung der kommunalen Selbstverwaltung in Ostdeutschland
zum Ausdruck bringen. Ich möchte die scheinbaren Selbstver-
ständlichkeiten erwähnen. z. B.. dass sich die Umweltsituation
drastisch verbessert hat. Denken Sie an die Verbesserungen der
Infrastruktur. an die Sanierung historischer Stadtkerne, wie aus
verfallenen Innenstädten wieder sehenswerte Städte werden.

Für besonders erwähnenswert halte ich auch die stabile außen-
politische Verankerung der wieder vereinigten Bundesrepublik.
Viele einflussreiche Beobachter waren hier noch zur Wendezeit
1989/90 sehr skeptisch. Nicht wenige waren damals der An-
sicht, dass die äußeren Spannungen weitaus gewichtiger sein
werden als die inneren. Nun. sie haben sich geirrt, wie wir heute
wissen - in Bezug auf unser Verhältnis zu den Nachbarstaaten -
möchte ich sagen - Gott sei Dank. in Bezu g auf die Probleme
der inneren Einheit muss ich sagen: Leider hatten sie hier und
da auch Recht.

Zu einer aufrichtigen Betrachtung gehört auch. neben den Erfol-
gen die Fehler zu benennen. die auf dem Weg zur Einheit ge-
macht wurden. Keine Fehler zu machen, das wäre wohl auch
eine zu große Illusion gewesen. Ich lege aber Wert darauf, die
Fehler von den Mythen zu unterscheiden, die leider oft zu Be-
gründungen wie „Damals war doch alles viel, viel besser.- he-
rangezogen werden.

Vorab will ich daran erinnern, dass es in der Geschichte nun
einmal kein Beispiel gab, von dem wir bei der Gestaltung der
Einheit hätten lernen können. Ja, es lässt sich nicht leugnen,
dass nicht alle in Ostdeutschland mit dem Gang in die deutsche
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Einheit und mit der deutschen Einheit zufrieden sind. Natürlich
hat das Ende der DDR für diejenigen einen Zusammenbruch ihrer
Welt gebracht. die mit den Privilegien lebten, und das teilweise
recht gut. Wenn Sie annehmen. dass ich das nicht sonderlich be-
daure. liegen Sie richtig, meine Damen und Herren.

Die Last. Unrecht gehabt zu haben, kann ihnen niemand abneh-
men. Dass sich manche dieser Einsicht verschließen. müssen
wir hinnehmen. Gegen Unbelehrbarkeit ist kern Kraut gewach-
sen. Für diejenigen allerdings, die den bitteren Weg der Inventur
ihrer Illusion gegangen sind, würde ich mir manchmal auch
mehr Respekt wünschen.

Das Wort von den blühenden Landschaften hat den Menschen
suggeriert. dass es sich bei der Angleichung der Lebensverhält-
nisse um eine kurzfristige und noch dazu sehr leichte Aufgabe
handeln würde. Das war und Ist es freilich nicht. Es ist aber
meine feste Überzeugung. dass in unserem Gemeinwesen mehr
Solidarität abrufbar war und ist als jener Sol idarnatsbeitrag. der
übrigens, wie manche noch immer nicht begriffen haben. auch
un Osten bezahlt wird.

Einen zweiten Aspekt möchte ich noch erwähnen. Die Aufgabe
der politischen Erwachsenenbildung in Ostdeutschland ist mei-
nes Erachtens unterschätzt worden. Der Rücktritt des sächsi-
schen Justizministers Steffen Heitmann hegt erst wenige Tage
zurück. Aus diesem Anlass attestierte ihm die ..Süddeutsche
Zeitung-. dass er bis heute das Funktionieren des Rechtsstaates
nicht voll begriffen habe. Wenn man die Ereignisse, die zu
seinem Rücktritt führten. Revue passieren lässt. muss man da
nicht zugestehen, dass in dem Urteil ein Fünkchen Wahrheit
steckt? Ist es nicht so - diese Frage möchte hier einmal aufwer-
fen dass in einigen Teilen unserer Bevölkerung das Verständ-
nis für das Funktionieren unserer Demokratie noch nicht in
Fleisch und Blut übergegangen ist?

An dieser Stelle einfach auf die nächste Generation zu setzen
reicht nicht. Die Schule ist mö glicherweise in der Lage. die
Feinheiten des politischen Systems zu erläutern. Was sie aber
ohne Unterstützung des Elternhauses nicht kann, ist Orientie-
rung geben. Selbstbewusstsein vermitteln. Zivilcourage vorle-
ben. Solche Eigenschaften bilden aber die gesellschaftliche
Substanz, auf der sich erst ein blühendes. demokratisches und
rechtsstaatliches Gemeinwesen aufbauen lässt. An dieser Stelle
besteht Nachholbedarf.

Das hat auch damit zu tun. dass einige Ostdeutsche aufgrund
ihrer DDR-Biografie ihren Weg noch immer nicht gefunden
haben und desorientiert und beladen mit Ressentiments ihres
Weges gehen. Möglich. dass sie sich dereinst unangenehmen
Fragen ihrer Kinder stellen müssen.

Meine Damen und Herren, auch wenn verschiedene Leute den
Eindruck erwecken möchten, ohne den Beitritt zur Bundesre-
publik ginge es uns besser - das ist wohl etwas aus der Motten-
kiste. Vielleicht ist es manchmal ganz hilfreich, sich daran zu
erinnern. wie unsere östlichen Nachbarn den Ausstieg aus Dik-
tatur und Planwirtschaft gemeistert haben. Sie sind den Weg
ohne die Hilfe ihrer Brüder und Schwestern, aber mit großem
Mut gegangen. Gleichwohl ist die Stimmung dort häufig besser.
Mir scheint. wir sollten uns machmal an ihnen ein Beispiel
nehmen und nicht alles, was wir erreicht haben. kleinreden. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an den Abgeordneten Schuldt. Er spricht für die
DVU-Fraktion.

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn
es darum geht, von ihrer eigenen SED-Vergangenheit abzulen-
ken. ist die PDS-Fraktion richtig fleißig. wie man an ihrer Gro-
ßen Anfra ge erkennen kann. Aber das Geschaffene in den
Schmutz zu treten. das. meine Damen und Herren von links
außen, geht dann doch zu weit!

Vor einem Jahrzehnt. im Herbst 1990. vollzo g sich durch eine
friedliche Revolution in der damaligen DDR elementar die
Wiedervereinigung von Mittel- und Westdeutschland. Während
wir auf der Straße demonstrierten. mussten die Genossen der
Parteileitungen sowie der Räte der Kreise und der Bezirke an
diesen Tagen auch weit nach Feierabend ohne Licht an ihrem
Schreibtisch sitzen. Seit dem Aufbegehren der Bürger in der
ehemaligen DDR haben sich in Mitteldeutschland tiefgreifende
gesellschaftliche Umwälzungsprozesse vollzogen. Einerseits
haben sich die Lebensverhältnisse zwischen Mittel- und West-
deutschland in vielen Bereichen weitgehend angenähert. Ande-
rerseits gibt es auch zehn Jahre nach der Wiedervereinigung
noch erhebliche Unterschiede zwischen den alten und den neuen
Bundesländern. die sich zum Teil so gar weiter vertiefen. Den-
ken Sie nur an die Entwicklung der Arbeitslosigkeit und der
Realeinkommen!

Doch nun zu einzelnen ausgesuchten Punkten der vorliegenden
PDS-Anfrage und ihrer Beantwortung durch die Landesregie-
rung: Uneingeschränkt begrüßen kann unsere Fraktion die For-
derung nach Elementen der direkten Demokratie im Grundge-
setz. Die Beantwortung der Fragen 9 a bis c nach dem ehemali-
gen volkseigenen Vermögen offenban zehn Jahre nach der
Wiedervereinigun g nur wieder einmal. welche geradezu kata-
strophale und moralisch höchst verwerfliche Kahlschlagpolitik
die so genannte Treuhandanstalt in den neuen Bundesländern
durchführte. Dabei wurden nicht nur Multimilliarden an Ver-
mögenswerten vernichtet. sondern die Treuhandanstalt schloss
auch zum 31.12.1994 mit einem Negativsaldo von mehr als 200
Milliarden DM ah.

Dass auch zehn Jahre nach der Wiedervereinigung noch immer
fast 50 000 Entscheidungen zu offenen Vermögensfragen aus-
stehen. ist nach Auffassung unserer Fraktion geradezu ein Ar-
mutszeugnis und nicht hinzunehmen.

Dass sich. meine Damen und Herren, die Zahl der Arbeitslosen
im Land Brandenburg von etwas über 100 000 im Jahr 1990 auf
weit über 200 (100 im Jahr 1999 mehr als verdoppelt hat und auf
diesem konstant hohen Niveau verharrt. wobei besonders die
32%-Quote der Langzeitarbeitslosen ins Auge sticht, ist die
arbeitsmarkt- und sozialpolitische Bankrotterklärun g dieser
Landesregierung.

Auch der rapide Anstieg des Bezugs von Sozialhilfe um über
60 % von 1994 bis zum Jahr 1998 passt hier voll ins Bild.

Dass sowohl in der Privatwirtschaft als auch im öffentlichen
Dienst bis heute keine Lohnangleichung gegenüber den Alt-
bundesländern stattfand. sondern stattdessen die Realeinkom-
men hier in Mitteldeutschland bei circa 80 % der Einkommen in
den Altbundesländern stagnieren, wurde auch von unserer Frak-
tion immer wieder thematisiert und stellt einen Skandal dar.

Doch, meine Damen und Herren, trotz all dieser Defizite, wel-
che nicht zu leugnen sind. darf man auch nicht übersehen. wel-
che Fortschritte uns die Wiedervereini gung gebracht hat. Den-
ken Sie nur an die allgemeine Versorgungssituation im Ver-
gleich zur DDR, denken Sie an die Sanierung unserer Städte
und Straßen. an den Aufbau der modernsten Telekommunika-
tionseinrichtungen Europas oder auch an die Reisefreiheit!
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Wir, die Mitglieder der DVU-Fraktion, lassen uns von Ihnen.
meine Damen und Herren von der kommunistischen PDS - und
das betone ich mit aller Deutlichkeit -,

(Gelächter bei der PDS - Zuruf: Gib's uns!)

die Erfüllung des größten Wunsches des deutschen Volkes,
nämlich die Wiedervereinigung vor zehn Jahren und die Ab-
schüttelung des Jochs eines blutigen Mauermord- und Stasi-
Systems. nicht kleinreden. Das sage ich Ihnen als ehemaliges
Mitglied eines regionalen Sprecherrates des Neuen Fonims und
als Mitglied des Wirtschaftssprecherrates der DDR.

(Vietze [PDS]: Schlimm. was daraus geworden ist!)

- Das lasse ich mir von Ihnen nicht sagen.

Herr Vietze. wir beide waren in der Sendereihe _Chronik einer
Wende- gleich nacheinander zu sehen.

(Zuruf von der PDS)

Einem von uns beiden hat man wegen seiner Zugehörigkeit zur
SED-Spitze Redeverbot erteilt, während ich als jemand. der vor
einem Waffenla ger Ihres Devisenbeschaffers Schalck-Golod-
kowski als Bürgerrechtler Wache stand. in der Sendung zu Wort
kam. Wer von uns beiden kann nun sagen. er habe die Einheit
vollzogen und der andere sei der Gegner gewesen? - Ich be-
danke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der DVU - Zunife von der PDS)

Präsident Dr. Knublich:

Das Wort geht an den Abgeordneten Lunacek. der für die CDU-
Fraktion spricht.

(Unruhe bei der PDS - Glocke des Präsidenten)

Lunacek (CDU):

- Das kommentiert sich selbst.

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Uns
liegt die Antwort auf die Große Anfrage der PDS-Fraktion zum
Thema „I (1 Jahre deutsche Einheit - vor. Die Anfrage wurde
bereits in anderen Länderparlamenten und im Bundestag ge-
stellt. Nun erreicht sie Brandenburg.

Wir erinnern uns: Über den Vertrag zwischen der DDR und der
Bundesrepublik Deutschland zur Herstellun g der staatlichen
Einheit Deutschlands wurde in der Volkskammer der DDR
abgestimmt. Die SED/PDS stimmte dagegen - oder hieß sie nur
PDS?

(Zuruf von der PDS: PDS - nachlesen! So kennen Sie sich
aus! - Vietze [PDS]: Das CDU-Mitglied Nooke, stellver-
tretender Fraktionsvorsitzender, stimmte auch dagegen,
Herr Lunaceld

Die Antwort auf die Große Anfrage enthält eine Fülle wichtiger
und interessanter Daten und Indikatoren in Bezug auf den Stand
der Herstellung gleicher Lebensverhältnisse in Ost und West
sowie in Bezug auf die Bewältigung des Einigungsprozesses.

Es ist völlig unmöglich, in zehn Minuten im Einzelnen auf das
in der Antwort Wiedergegebene einzugehen. Ich möchte mich
daher auf wenige, besonders bedeutsame Aspekte beschränken.

Wesentliche Teile der Anfrage beziehen sich auf den Anglei-

chungsprozess West - Ost in Bezug auf dic Entwicklung der
Arbeitslosigkeit. Die Anzahl der Arbeitslosen in Brandenburg
ist von 101 000 im Dezember 1990 auf 222 000 im Jahr 1999
gestiegen, Das ist zweifelsohne eine beunruhigende Entwick-
lung. Allerdings muss man feststellen. dass sich die Anzahl der
Arbeitsplätze pro 100 Einwohner zwischen Ost und West der-
zeit kaum unterscheidet. Allerdings haben wir im Osten
Deutschlands eine deutlich höhere Erwerbsneigung und dies
wird nach allen Prognosen auch unverändert so bleiben.

Beunruhigend erscheint allerdings folgende Feststellung aus der
Antwort der Landesregierung:

„Trotz enormer Atatbauleistungen etwa bei der Moderni-
sierung der Infrastruktur und der Produktionsanlagen
sowie einer großen Anzahl erfahrener und gut ausgebilde-
ter Fachkräfte ist der gesamtwirtschaftliche Angleichungs-
prozess zwischen Ost und West somit auch lin Land Bran-
denburg ins Stocken geraten.

Insgesamt reichte das Wirtschaftswachstum für ein nach-
haltiges Beschäftigungswachstum nicht aus. Die Arbeits-
marktungleichgewichte zwischen Ost und West werden
sich nach jüngsten Prognosen des Institutes für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für
Arbeit auch im Jahr 2000 fortsetzen: Während für West-
deutschland sogar eine Zunahme an Arbeitsplätzen erwar-
tet wird, werden für die neuen Länder allenfalls eine Sta-
bilisierung der Beschäftigung und ein leichter Rückgang
der Arbeitslosenzahl - bedingt durch eine Entlastung des
Arbeitsmarktes durch einen Rückgang des Arbeitskräfte-
angebotes - erwartet. Arbeitsmarktpolitik kann für sich
genommen das Beschäftigungsproblem in Ostdeutschland
nicht lösen. Hier sind die Wirtschafts-, 13eschäftigungs-,
Struktur- und Finanzpolitik gefragt."

Oder betrachten wir die noch vorhandene Produktivitätslücke
gemessen am Bruttoinlandsprodukt je Einwohner! Das Bnittoin-
landsproclukt je Einwohner betrug 1998 in Brandenburg immer
noch lediglich 70 % des Bruttoinlandsproduktes je Einwohner
in den alten Bundesländern. Dies schlägt sich auch in den Ein-
kommen nieder. Sorge macht hier vor allem die sich abzeich-
nende Entwicklung. Hierzu schreibt uns die Landesregierung:

„Für die Jahre 1996 bis 1998 zeigt die Entwicklung der
Bruttoverdienste vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen im produzierenden Gewerbe. Handel,
Kredit- und Versicherungsgewerbe. dass die Angleichung
der Bruttoverdienste zwischen Ost- und Westdeutschland
sich verlangsamt. Die Ost-West-Relation lag 1996 bei
72,9 %. 1997 bei 73,7 % und 1998 bei 73.9 %. Eine rück-
läufige Entwicklung fand statt hei den männlichen Arbei-
tern im produzierenden Gewerbe. Nach einem Anstiegder
Ost-West-Relation von 74.4 % (1996) auf 75.1 % (1997)
vergrößerte sich der Abstand zwischen den Bruttoverdiens-
ten in Ost und West erneut; die Ost-West-Relation lag
1998 bei 74,9 %."

Wenn wir trotz der genannten Feststellun gen am Ziel der An-
gleichung der Lebensverhältnisse in Ost- und Westdeutschland
festhalten. müssen wir zwingend eine Reihe von Schlussfolge-
rungen ziehen:

Erstens: Es ist weiterhin eine große Unterstützung der Auf-
bauleistung Ost durch die alten Bundesländer notwendig, die
sich wie bisher in erster Linie in finanziellen Transfers wider-
spiegelt. Die Verhandlungen zum Solidarpakt II haben deshalb
eine immense Bedeutung und wir müssen die Aufmerksamkeit
der Bundespolitik hier mit Nachdruck auf die Probleme der
neuen Bundesländer lenken. Dafür ist nicht nur die eine oder die
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andere Sommerreise hochrangiger Bundespolitiker, sondern die
Beschäftigung mit den Problemen des mühsamen Aufholprozes-
ses notwendig.

Zweitens; Dies bedeutet aber auch, dass wir unsere eigenen
Bemühungen für die finanzielle Konsolidierung in Brandenburg
fortsetzen müssen und in unseren Anstrengungen nicht nachlas-
sen dürfen. Wir dürfen nicht über unsere Verhältnisse leben und
schon gar nicht - oder zumindest nicht - über die Verhältnisse,
die sich die alten Bundesländer, die die Geberländer sind. selbst
leisten. Ansonsten haben wir in den Sol Warpakt-Verhandlungen
schlechte Karten.

Drittens: Konkret heißt das für uns. der Wirtschafts-. Beschäfti-
gungs- und Strukturpolitik höchste Priorität einzuräumen. um
Arbeit für die Menschen im Lande zu schaffen. Stärkun g der
Wirtschaft. Verbesserung der Infrastruktur sowie Schwerpunkt-
setzung bei den Investitionsausgaben sind die Schlüssel. die den
Aufholprozess Brandenburgs zu den alten Bundesländern er-
fol greich zu Ende bringen werden.

(Beifall bei der CDU sowie vereinzelt bei der SPD)

Meine Damen und Herren. ein weiterer Aspekt: Ein Teil der
Großen Anfrage der PDS beschäftigt sich mit diversen Preis-
vergleichen zwischen den Jahren 1990 und 2000 in den neuen
Bundesländern. Ich weiß nicht. was der Anfragesteller damit
bezwecken möchte. Sicher ist: Die Ver g leiche sind so unsinnig.
wie überhaupt nur etwas unsinnig sein kann. Denn die genann-
ten Produkte sind nicht miteinander vergleichbar, da man be-
kanntermaßen Äpfel nicht mit Birnen vergleichen kann. Man
kann nicht die durchschnittliche Miete einer Wohnung von 1990
mit der heutigen Miete vergleichen. ohne in diesem Zusammen-
hang festzustellen. dass in der Regel heute keine Kohleheizun-
gen mehr vorherrschen. die Wohnungen in der Regel ein Bad
haben, was damals vielfach nicht der Fall war. Sie hatten seiner-
zeit sogar teilweise Außentoiletten oder es war keine Kanalisati-
on vorhanden. Man kann nicht die Kilowattstundenpreise von
1990 und 2000 vergleichen, ohne zu berücksichtigen. welche
immense Um weltzerstöning durch den Kohleraubbau ohne
Renaturierungsmaßnahmcn betrieben wurde oder welch immen-
se Luftverschmutzung durch hoch schadstoftbelastende Kraft-
werke damals erfolgte.

(Beifall hei der CDU)

Es ist so. Fahren Sie einmal ins Erzgebirge und schauen Sie sich
an. wie es dort aussieht! Rauchharte Bäume wollte man zu
DDR-Zeiten pflanzen. um diesem Problem beizukommen.

Man kann nicht die Kubikmeterpreise für Wasser oder Abwas-
ser vergleichen. ohne zu berücksichtigen. welche Mengen an
Abwasser seinerzeit um Grundwasser versickerten und uns noch
über Generationen schadstoffbelastetes Grundwasser mit all den
Folgen für die Gesundheit bescheren werden,

Solche Preisvergleiche sind höchstens dazu geeignet. einevöllig
unangebrachte und an den Realitäten vorbei gehende Glorifizie-
ning der DDR zu betreiben.

Insgesamt ist festzuhalten: Der Lebensstandard im Osten
Deutschlands hat sich in den letzten zehn Jahren stetig und deut-
lich verbessert.

(Zurufe von der PDS)

Verbessert hat sich ebenso deutlich die Produktqualität, und
zwar durch gängig. Verbessert hat sich gleichzeitig der Schutz
der Umwelt. Dies ist das Ergebnis der Wiederherstellung der
deutschen Einheit, der Wiederherstellung demokratischer Ver-

hältnisse und der Einführung der sozialen Marktwirtschaft in
Ostdeutschland.

Meine Damen und Herren. die Große Anfrage enthält ferner
eine Reihe von Fragen und Feststellungen zur Umsetzung des
Einigungsvertrages. Es ist an dieser Stelle erst einmal festzuhal-
ten. dass wir froh sein können, dass wir den Westteil unseres
Vaterlandes hatten. mit dem wir einen Eini gungsvertrag schlie-
ßen konnten. Ein Blick nach Osten führt uns vor. wie ungleich
schwerer es anderenfalls geworden wäre.

(Beifall bei SPD und CDU)

Auf einen Aspekt des Einigungsvertrages möchte ich konkret
eingehen: die Frage der Behandlung von Altei gentum und des
Interessenausg leichs mit Alteigentümern. Der Grundsatz „Rück-
gabe vor Entschädigung" ist der wohl am meisten und sehr
kontrovers diskutierte Grundsatz der Regelun gen des Eini-
gungsvertrages. Es gab und gibt zweifellos erhebliche Härten
für ehemalige DDR-Nutzer von Alteigentum. genauso wie es
erhebliche Härten für Alteigentümcr gibt. die aufgrund von
Investitionsvorrang oder Halbwenklausel die sie betreffende
Verfahrensweise als Enteignung empfinden. Durch das Investi-
tionsvorrangverfahren wurde immerhin sichergestellt, dass der
wirtschaftliche Aufholprozess durch das Problem Aheigentum
nicht entscheidend behindert wurde.

Eines sollte an dieser Stelle jedoch festgehalten werden: Die
Vemrsacher des ganzen Problems mit seinen unzähligen Härten
und Ungerechtigkeiten für beide Seiten waren die SED und ihre
Politik, die Eigentum gröblichst mißachtete. die nach Gutdün-
ken enteignete und die durch ihre Politik viele Menschen aus dem
Land trieb - mit all den Folgen. die damit verbunden waren.

(Beifall bei SPD und CDU)

Dies sollte man nicht vergessen, wenn man über dieses Thema
diskutiert und manchmal seinen Ärger über die Väter des Eini-
gungsvertrages äußert. Man hatte damals ein Problem zu lösen,
für das es schlicht eine gerechte Lösung von beiden Seiten nicht
gab. Mehr als 80 "q) der strittigen Fälle sind inzwischen ent-
schieden. Es bleibt zu hoffen. dass durch die Klärung der ver-
bliebenen Fälle dieses Thema bald keines mehr ist.

Abschließend, meine Damen und Herren, lassen Sie mich sagen.
dass ich mir gewünscht hätte. dass man sich, wenn man eine
Große Anfrage zum Thema _10 Jahre deutsche Einheit" stellt,
auch mit den Themen beschäftigt, die ich wirklich für bedeut-
sam halte. nämlich mit der Wiederherstellung von Demokratie
und demokratischer Mitbestimmun g in den neuen Ländern.

(Beifall bei SPD und CDU)

der Wiederherstellung der Grundrechte der Menschen. der
Wirksamkeit des Grundgesetzes in den neuen Ländern, der
Wiederherstellung von Freiheit. von Informationsfreiheit, dass
man sich schlicht ein Buch kaufen kann,

(Beifall des Abgeordneten Dr. Wagner [CDU])

das man selbst kaufen und lesen möchte. und nicht das, was die
Agitprop-Abteilung der SED für richtig und notwendig hält.

(Vereinzelt Beifall bei SPD und CDU)

Dies sind die wahren Leistungen und Emin genschaften im Zuge
der Einheit. Ich würde mir wünschen, dass wir dies nicht ver-
gessen.

(Zurufe von der PDS)
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Freiheit lernt man erst dann zu schätzen. wenn man sie nicht
hat, meine Damen und Herren. - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Kiloblieb:

Herr Lunacek, stehen Sie noch für Fragen zur Verfügung? -
Bitte sehr, Herr Ludwig!

Ludwig (PDS):

Herr Lunacek, würden Sie mir - erstens - zustimmen. dass der
CDU-Fraktion jederzeit freigestellt ist. wenn diese Fragen Sie
so brennend interessieren. eine Große Anfrage zu diesem The-
ma einzureichen?

(Vereinzelt Beifall hei der PDS)

Würden Sie mir - zweitens - zustimmen. dass durch Abarbei-
tung der Fälle von so genannten offenen Vermögensfragen in
den zukünftigen Jahren das Problem nicht gelöst sein wird?
Denn die dadurch entstandene Eigentumslosigkeit bei vielen
Ostdeutschen. die noch im Jahr 1990 in Anspruch genommen
haben, erstmalig Grund- und Bodeneigentum bilden zu können,
wird sie begleiten: denn sie haben nicht die gleichen Existenz-
gründerchancen wie Westdeutsche. die zum Teil ererbte Immo-
bilien jetzt verpachten.

Lunacek (CDU):

Würden Sie die zweite Frage bitte wiederholen?

Ludwig (PDS):

Würden Sie mir zustimmen, dass durch die bloße Abarbeitung -
wie Sie es dargestellt haben - des Restes der offenen Vermö-
gensfragen das Problem in den nächsten Jahren nicht gelöst
wird, weil dadurch, dass viele Ostdeutsche aus diesem Prozess
als eigentumslos hervorgehen, sie nicht die gleichen Existenz-
gründerchancen haben wie Westdeutsche. die zum Teil jetzt
ererbte Grundvermögen verpachten?

Lunacek (CDU):

Zur Frage 1: Ich glaube. es wird in den Redebeiträgen deutlich.
wie wir diese Dinge schätzen.

Zur Frage 2: Es ist in der Tat ein Riesenproblem gerade bei
Existenzgründern etc., dass die Ostdeutschen nicht die Menge
an Kapital haben, wie sie Westdeutsche in vierzig Jahren Demo-
kratie und Marktwirtschaft aufhäufen konnten. Aber die Ursa-
che dafür kann man nicht staatlicherseits mit einem Federstrich
beseitigen, sondern die Ursache liegt in vierzig Jahren der Be-
schränkung der Ostdeutschen durch Diktatur und Mauer. Es
bleibt Aufgabe von uns, dafür zu sorgen, dass diese Folgen
gemildert werden. und zwar durch Existenzgründerprogramme
usw. Ich glaube. diesen Dingen kommt die Politik heute nach.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhält die Landesregierung. Bitte, Herr Minister Ziel!

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zehn Jahre Einheit
der Deutschen - das ist ein feierlicher Anlass. Es gibt auch

reichlich Gründe zum Feiern, wie es auch Gründe zum Nach-
denken, zum Innehalten. zum Besinnen gibt.

Die Antworten der Landesregierung auf die Große Anfrage der
PDS zeigen beides: Licht und Schatten eines Jahrzehnts, das
Deutschland und seine Menschen verändert hat. Bei allem, was
dieses Jahrzehnt an Erfolgen. aber auch an lmmgen und Wir-
rungen prägte. ist mir gar nicht bange, dass dic Deutschen in
naher Zukunft ökonomisch zusammengehen werden. Schwieri-
ger erscheint mir da schon die Beantwortung der Frage. ob dies
denn in den anvisierten Zeiträumen auch entotiona! möglich
sein wird. Dabei hängt beides. das Ökonomische und das Emo-
tionale, untrennbar zusammen.

Prognosen sind immer schwieri g. Aber wir haben uns in diesen
Jahren auch nie als Kaffeesatzleser betätigt. Im Gegenteil. Bran-
denburg hat angepackt, hat zugepackt. Das war auch nötig ange-
sichts der Realität. die fast alles bisher Gewohnte aus der Bahn
warf und praktisch jeden in neuer Weise forderte.

ich meine, heute können wir sagen: Die Landesregierung hat
ihre Regierungsverantwortung gut genutzt. Wir haben den M011-

sehen eine Zukunft und der Wirtschaft Perspektiven gegeben.
Demokratie ist eine alltägliche Selbstverständlichkeit geworden.
Rechtsstaatlichkeit das allgemein gültige Handeln.

Im Fokus dieser Jahre. die schließlich auf durchaus nicht leise
Art revolutionär, verzwickt. aufbrausend waren, erstaunt es
immer wieder. wie friedlich dieser Wandel vor sich ging. Das
hat die Welt aufhorchen lassen - eine friedliche Revolution,
Auch viele Mitglieder dieses Hohen Hauses waren dabei: in der
kommunalen Ebene. in den Institutionen. in den Kirchen. Da ist
es nicht nur ärgerlich, sondern empörend, wenn sich die DVU
mit einschleicht in diesen Prozess. Verräterisch ist die Wort-
wahl „Mitteldeutschland".

Wir haben vielen Nationen dafür zu danken, dass wir. die Deut-
schen. uns in einem Vaterland wiederfinden konnten, vielen
Nationen. angefangen bei Israel über die USA. über Russland,
über Ungarn, Polen und die Tschechoslowakei. Sie haben uns
den Weg in die Einheit nicht versperrt. sondern sie haben eher
Sympathie für diesen Weg gezeigt. Das sollten wir unseren
Nachbarn, das sollten wir den Staaten der Welt, die uns zur
Seite gestanden haben. nicht vergessen.

(Beifall bei SPD und CDU)

Die Welt sagt all gemein: Deutschland hat es geschafft; die über
vier Jahrzehnte gespaltene Nation ist friedlich zusammenge-
kommen: die Wirtschaft floriert wieder, der Sozialstaat steht
fest und sicher. Ich selber würde da gern ein Fragezeichen an-
bringen.

Der Lebensstandard ist hoch. Die Menschen können ohne Zu-
kunftsängste leben. Doch ich behaupte gleichzeitig: Es fängt
alles erst an. Ich will nicht die Modewörter Globalisierung so-
wie luK-Technologien strapazieren. Tatsache ist, dass sich mit
den Arbeitswelten auch Lebenswelten ändern. Das ist ein Wan-
del, der den Sozialstaat und seine Menschen in bislang nicht
gekannter Weise fordern wird. Wir werden den Sozialstaat
umbauen müssen, wenn wir ihn erhalten wollen. Möglich ist
das.

Inzwischen wurden Reformen auf den Weg gebracht, die mit
sozialer Vorsicht das Land modernisieren. Voraussetzun g für
ihr Gelingen bleibt die Bereitschaft aller, am Strukturwandel
mitzutragen. Ist Brandenburg bereit? Vieles spricht dafür. Das
Bruttoinlandsprodukt entwickelt sich, im Vorjahr waren es 0,8 %
auf dem Niveau der neuen Bundesländer. Der industrielle Um-
satz liegt bei einem Plus von 4,4 %, was besonders auf die Sta-
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bilität im verarbeitenden Gewerbe zurückzuführen ist. Brem-
send wirken sich nach wie vor die Einbußen im Bergbau. in der
Metallverarbeitung und in der Bauwirtschaft aus. Erfreulich gut
entwickelt sich der Tourismus in unserem Land. Das Land gibt
neuen technischen und kommunikativen Innovationen Raum
und verfügt über leistungfähige und anerkannte Bildungsstätten.
Das alles macht uns zuversichtlich. dass sich diese Region zu
einem sehr dynamischen Wachstumszentrum entwickeln kann.
Dabei dürfen wir die Balance zwischen Wirtschaft und Sozia-
len). zwischen Arbeit und Familie, zwischen Solidarität und
Toleranz. zwischen Sicherheiten und Mut nicht verlieren,

Meine Damen und Herren! Zehn Jahre deutsche Einheit - vieles
muss unerwähnt bleiben, was ebenfalls erwähnenswert wäre.
Aber die ersten Schritte sind getan. Weitere Schritte sind nötig.
Auch diese Schritte sind nicht ohne Risiken. aber Risiken haben
wir auch bisher nicht gescheut. Ich bin sicher. dass wir sie ge-
meinsam auch im elften Jahr der Republik der Deutschen be-
wältigen werden und darüber hinaus. - Vielen Dank.

(Beifall hei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knohlich:

Das Wort geht erneut an die PDS-Fraktion. Frau Dr. Schröder.
bitte!

Frau Dr. Sehrüder (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das neoliberale
Leitbild eines dauerhaft dynamischen Wachstumstyps für die
ostdeutsche Wirtschaft erwies sich in zehn Jahren deutscher
Einheit als untauglich. eine Angleichung von Beschäftigung und
Einkommen zwischen Ost und West herbeizuführen. Die hohe
und persistente Arbeitslosigkeit ist und bleibt das gravierendste
gesellschaftliche Problem der neuen Bundesländer.

Nach Aussage des Sozialreports 2000 empfinden in Ostdeutsch-
land 57 % der Arbeitslosen ihre Entwicklung seit der Wende als
Abstieg. Selbst unter den Erwerbstätigen ist es nicht einmal die
Hälfte. die ihre Entwicklung positiv einschätzt. Bemerkenswert
ist, dass im Vergleich der neuen Bundesländer die Zufriedenheit
im Jahre 2000 am höchsten in Mecklenburg-Vorpommern und
am geringsten in Brandenburg ist. Die Brandenbur ger Arbeits-
marktbilanz offenbart Ursachen: rückläufige Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten um 124 000 im Jahre 1999
gegenüber 1992, Anstieg der Arbeitslosenzahl um ca. 60 1).-6 in
der Zeit des Bestehens des Landes, Anstieg der Arbeitslosen-
quote von anfangs 10 % auf heute 19 %.

Die Fakten bleiben hinter den in allen drei Regierungserklärun-
gen gesteckten Zielen weit, weit zurück. Alle politischen Sonn-
tagsreden - auch die heutigen - können nicht darüber hinwegtäu-
schen. dass Brandenburger Landespolitik. gleich welcher Cou-
leur. an der zentralen Aufgabe einer Beseitigung bzw. Verringe-
rung von Arbeitslosigkeit gescheitert ist. Mit Vehemenz hat die
brandenburgische SPD in der 1. und 2. Legislaturperiode die
Beschäftigungspolitik der damaligen Bundesregierung von
CDU/CSU und FDP - zu Recht. wie ich meine - kritisiert. O-
Ton aus der zweiten Regierungserklärung von Ministerpräsiden-
ten Stolpe im Jahre 1994:

„Denn wenn einige in der Bundesregierung meinen, in der
Streichung von Mitteln für die Arbeitsmarktpolitik läge
unser finanzielles Heil, so sparen sie den Pfennig. uni
dann die Mark zu verlieren. Die Regierenden in Bonn
werden so dazu beitragen. dass unsere Gesellschaft kälter
und ärmer wird: das Kulturgut Solidarität droht verloren
zu gehen.-

Genau diese Politik der sozialen Kälte betreiben Sie jetzt mit
Ihrem schwarzen Koalitionspartner. Noch vor einem Jahr mein-
ten Sie. mit ihm besser sozialdemokratische Politik in diesem
Land gestalten zu können als mit der PDS-Fraktion.

(Zuruf von der CDU: Ein Glück!)

Wie glaubwürdig sind Sie eigentlich noch?

Das Landesprogramm braucht eine neue Gewichtung, hin zu
Arbeit und Qualifizierung für Brandenburg. solange neoliberalc
Wirtschaftspolitik den Nachweis für substanzielle Beschäfti-
gungserfolge schuldig bleibt. Diese Schuld besteht in erster
Linie gegenüber den Langzeitarbeitslosen.

Herr Ministerpräsident. ich freue mich. dass Sie diese Priorität
HI Ihrer gestrigen Bilanz zur Arbeitsmarktpolitik nun auch fest-
gestellt haben. nachdem die PDS-Fraktion in den vergangenen
Wochen mehrfach auf dieses Kernproblem verwiesen hat. in
keinem anderen ostdeutschen Bundesland liegt der Anteil derer,
die länger als ein Jahr arbeitslos sind. so hoch wie in Branden-
burg. Derzeit sind es über 38 %.

Als jüngste Frau im Parlament ist es mir Bedürfnis und Ver-
pflichtung zugleich. auf die besondere Schuld hinzuweisen. die
die Landespolitik gegenüber Frauen und Jugendlichen trägt. Die
Erwerbstätigkeit von Frauen in Ostdeutschland ist nach zehn
Jahren von 90 ui» auf 55 % gesunken. Der eigentliche gesell-
schaftliche Skandal. den auch Brandenburger Landespolitik zu
verantworten hat, ist der, dass nicht die Defizite der Erwerbs-
orientierung bei westdeutschen Frauen ausgeglichen. sondern
die Erwerbswünsche ostdeutscher Frauen auf westliche Verhält-
nisse reduziert worden sind.

Wir werfen der Landesregierung vor, dass sie politisch gegen-
über den Problemen der überproportionalen Erwerbslosigkeit
von Frauen nicht agiert. sondern lediglich reagiert. Aber auch
die Reaktion ist eine viel zu unverbindliche. Besonders alarmie-
rend ist die steigende Jugendarbeitslosigkeit. Offiziell sind in
Brandenburg nahezu 30 000 Personen unter 25 Jahren derzeit
ohne Job. Die Ausbildungssituation stellt sich von Jahr zu Jahr
angespannter dar. Diskutieren Sie endlich ernsthaft mit der
PDS-Fraktion und anderen gesellschaftlichen Gruppierungen,
wie den Gewerkschaften. das von Ihnen früher selbst propagier-
te Konzept einer bundesweiten Um lagefinanzierung.

Wir fordern die Landesregierun g auf, das durch Ihre Politik
angehäufte Schuldenkonto in Gänze abzutragen. Verhelfen Sie
den Menschen im Land Brandenburg zu einer erlebbaren De-
finition von Arbeit: A wie Ausbildung. R wie Rechtsanspruch.
B wie berufliche Entwicklung, E wie Erwerbseinkommen. l wie
Integration und T wie Teilhabe am gesellschaftlichen Leben!

(Beifall hei der PDS)

Präsident Dr. Knohlich:

Das Wort geht an den Abgeordneten Kuhnert. Er spricht für die
SPD-Fraktion.

Kuhnert (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe von meiner
Fraktion den Auftrag erhalten, zum Kapitel Beschäftigun gs-
situation zu sprechen. Man muss, wenn man das eben Gesagte
gehört hat. daran erinnern, wie die Ausgangslage 1989/90 gewe-
sen ist. Damals hat im Politbüro unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit Gerhard Schürer den dort Versammelten mitgeteilt, dass
die DDR zahlungsunfähig sei. Aus den Tonbandprotokollen. die
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inzwischen aufgefunden werden konnten. geht hervor, dass die
einen in Tränen ausbrachen und die anderen die Wiederein-
fühning der Todesstrafe forderten, um diejenigen zu bestrafen.
die daran schuld sind, dass die DDR so abgewirtschaftet worden
ist.

Diese Hintergrundinformation ist wichtig. Gerhard Schürer hat
uns das nach der Wende im Fernsehen deutlich gemacht. Die
Ursache für die wirtschaftliche Not im Osten liegt nicht bei
zehn Jahren Wiedervereinigung. sondern bei dem Erbe. das wir
übernommen haben.

(Beifall bei SPD und CDU)

Fahren Sie nach Osteuropa, dann werden Sie sehen, wie es
aussieht, wenn der starke westliche Partner nicht da ist!

Ani 18. März 1990 fand eine Art Volksabstimmung über die
schnelle deutsche Einheit statt. Es gab mehrere Parteien. zu
denen ,‘ ir gehört haben. zu denen Sie gehört haben, die einen
besonnenen. langsamen Weg wollten. Das war nicht so ge-
wünscht. Deshalb hatte der damalige Bundeskanzler auch gar
keine anderen Möglichkeiten. Aber mit der schnellen Wäh-
rungsunion brachen alle osteuropäischen Märkte mit einem
Schlag weg. Auch das war für die Wirtschaft ein harter Schlag.

Der hohe Umtauschsatz bei der Währungsunion. zu dem es
keine Alternative gab - das will ich überhaupt nicht in Zweifel
stellen -. der aber nicht der Wirtschaftskraft des Ostens ent-
sprach. hatte noch einmal Folgen für den Arbeitsmarkt. Die
zusätzliche Kaufkraft, die er brachte. ging leider fast ausschließ-
lich in Westprodukte. So waren wir damals. Ich glaube. wir
gehörten alle dazu. Anstatt die eigenen Produkte zu kaufen.
kauften wir die aus dem Westen.

Dazu kommen natürlich noch die anderen Sachen - sie wurden
heute auch schon angesprochen -: Fehler in der Treuhandpolitik
und Vereinigungskriminalität - ich kann hier nicht alle aufzäh-
len - sowie eine europaweite Rezession.

Vor diesem Hintergrund ist das, was heute erreicht ist, zu beur-
teilen. Ich kann nur sagen: Was erreicht worden ist, das ist
enorm.

(Beifall bei SPD und CDU)

Diejenigen. die das erreicht haben, das sind die Menschen im
Land.

Wir als Politiker haben doch allenfalls die Möglichkeit. Rah-
menbedingungen zu setzen, die möglichst gut sein sollten. Dar-
um haben wir uns bemüht. Der Anschein, wir würden das leis-
ten. was im Land geleistet worden ist, ist ja irrig.

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfra ge zu?

Kiihnert (SPD):

Ja. bitte!

Ludwig (PDS):

Herr Kollege, können Sie mir einen für mich erkennbaren Wi-
derspruch in Ihren Darlegungen erklären? Zuerst haben Sie uns
hier im Haus erklärt, dass die wirtschaftliche Situation heute die
Folge der wirtschaftlichen Situation von 1989 sei. Danach ha-
ben Sie ausgeführt, dass im Jahre 1990 mit der Währungsunion
plötzlich die Ostmärkte wegbrachen und dass das an der wirt-irt-

schaftlicheschafftichen Situation schuld sei. Mich würde interessieren. was
nun gilt.

Kuhnert (SPD):

Das ist kein Widerspruch. Herr Kollege. Es sind mehrere Ursa-
chen. die ich benannt habe. Dazu gehören auch die anderen
Ursachen, die ich genannt habe. Aber Sie müssen respektieren.
dass die Mehrheit der Bevölkerun g damals die schnelle Eini-
gung wollte. Sie haben sie nicht gewollt. die SPD auch nicht.
aber wir mussten respektieren. was der Souverän entschieden
hat. Das halte ich auch nach wie vor für korrekt.

Deshalb war die wichti gste Aufgabe nach diesem Umbruch vor
zehn Jahren. nach der Wende die Wirtschaftsförderung. Diejeni-
gen. die bereits zehn Jahre im Landtag sitzen. haben das ja alles
mitgemachs. wie in Windeseile Gewerbe gebiete ausgewiesen
wurden. wie Infrastruktur geschaffen werden musste. die wei-
testgehend nicht da war. Ich denke beispielsweise an die Tele-
kommunikation. Man hat das ja alles schon wieder vergessen.
Wer hatte schon ein Telefon?

Ich denke auch an die Investitionen der öffentlichen Hand. Wir
lasen vor ein paar Tagen in der Zeitung, dass die staatliche
Wirtschaftsförderung immerhin 800 Investoren ins Land geholt
hat. Ich glaube. das ist ein Vielfaches von dein. was in den 40
Jahren zuvor zustande gekommen ist.

Um die Wirtschaft anzuschieben. haben wir uns in dieser Zeit
auch hier im Land verschuldet. Vor dem Hinter grund der Rezes-
sion - das muss zugegeben werden - ist das Anschieben der
Wirtschaft nur in bestimmtem Maße gelungen. Wir haben zwar
in Brandenburg über lange Jahre hinweg die besten Wirtschafts-
daten gehabt, was das 13nutoinlandsprodukt. die Produktivität
oder das Wirtschaftswachstum im Osten betrifft. Trotzdem -
darauf haben alle Redner zu Recht hingewiesen - kann sich
niemand beruhigt zurücklehnen. Die hohe Arbeitslosigkeit ist
Anlass dafür, weiterhin intensiv zu arbeiten. Die aktive Arbeits-
marktpolitik im Land Brandenburg hat von Anfang an versucht,
wirtschaftsnah zu fördern, auf Qualifizierung und Aktivierung
zu setzen. Ich nenne das „Kurssystem kontra Langzeitarbeits-
losigkeit–, welches es nur in Brandenburg gibt. oder das Projekt
_Arbeit statt Sozialhilfe". mit dem wir in Brandenburg an der
Spitze der ostdeutschen Länder liegen.

Auch in der Frauenförderung, Frau Schröder, ist Brandenburg
beispielhaft gewesen.

An dieser Stelle muss ich einmal etwas einflechten. auf einen
Widerspruch hinweisen, Herr Ludwig. den ich nun bei Ihnen
beobachte. Der Fraktionsvorsitzende hat es heute wieder gesagt
und Sie machen es auch bei jeder Debatte, in der es um den
Arbeitsmarkt geht. Sie loben Regine Hildebrandt. Diese hat aber
diese neun Jahre in Brandenburg zu verantworten. Diese neun
Jahre, die Regine Hildebrandt zu verantworten hat. redet Ihre
Sprecherin hier in Bausch und Bogen ins Negative. Sie müssen
sich einmal entscheiden! Hat Regine Hildebrandt eine gute
Politik gemacht oder nicht? Ich denke. sie hat eine gute Politik
gemacht und dies sollte auch benannt werden.

In Zukunft wollen wir bei der Arbeitsmarktpolitik auch weiter-
hin auf die bewährten Dinge setzen. aber auch neue Sachen
einführen. Ich denke. in den nächsten Jahren wird der Satz auf
Seite 26 oft zitiert werden, wo die Regierung bekennt, dass sie
die Arbeitsmarktpolitik auf einem hohen Niveau verstetigen
will. Darauf werden wir in den Haushalts- und anderen Debat-
ten noch zurückkommen.

Was das Landesprogramm „Qualifizierung und Arbeit für Bran-
denburg" betrifft, haben Sie, Frau Schröder. gefordert. dass die
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Sozialpartner wie die Gewerkschaften und andere mehr ein-
bezogen werden müssen. Sie wissen aber doch, dass das Lan-
desprogramm. das jetzt in Arbeit ist und ab 01.01 .2001 in Kraft
sein wird. int gemeinschaftlichen Planun gsprozess zustande
gekommen ist. Daran waren alle beteiligt - die Gewerkschaften,
die Träger. die Parteien, Sie. wir auch. Insofern verstehe ich
auch diese Kritik nicht. Entweder sind Sie schlecht informiert
oder Sie wollen hier ausschließlich Polemik machen.

Wir werden auch in Zukunft jedem, der das will, einen Aus-
bildungsplatz sichern. Wir werden für Jugendliche. junge Er-
wachsene an der zweiten Schwelle ein Programm auflegen. Das
wird in dem neuen Programm. das wir demnächst vorgestellt
bekommen. nachzulesen sein. Das Netzwerk _Lebenslanges
Lernen- und die Verzahnung der verschiedenen Förderbereiche
werden eine Rolle spielen.

Für das Thema Frauenförderung g ibt es mehrere neue Projekte -
dies war bereits der Presse zu entnehmen - im 11-Bereich. im
Existenzgründerbereich oder hei den neuen Arbeitszeitmodel-
len.

Die Bundesanstalt für Arbeit - Herr Jagoda hat das bereits ge-
sagt - wird die finanzielle Fördening für den Osten in gleicher
Weise wie bisher erhalten. Das Jugendsonderprogramm soll
gegebenenfalls von der Bundesanstalt weitergeführt werden.
ABM sind für den Osten auch weiterhin unverzichtbar.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter. lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Kuhnert (SPD):

Ja. bitte!

Frau Dr. Sehrüder ( PDS):

Herr Abgeordneter. Sie sollten meinen Ausführungen besser
folgen oder diese noch einmal im Protokoll nachlesen!

Präsident Dr. Knoblich:

Sie sollten eine Frage stellen. Frau Abgeordnete!

Frau Dr. Sehrüder (PDS):

Meine Frage ist, ob Sie registriert haben, dass ich meine Aus-
führungen zur Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen
und Gewerkschaften ausdrücklich auf die Umlagefinanzierung
und nicht auf das Landesprogramm bezogen habe. Wenn nicht,
lesen Sie das bitte nach!

Kuh nert (SPD):

Gut, ich werde es nachlesen. Schönen Dank!

Der Bund ist hier auch weiterhin in der Pflicht. Das. was der
Kollege Christoffers neulich einforderte. ist in Arbeit. Die
SGB-III-Reform ist sicherlich überfällig. das Arbeitsstruktur-
fördergesetz. welches maßgeblich mit von Brandenburg ausge-
arbeitet worden ist, und andere Dinge, etwa das Recht, auf einen
Teilzeitplatz zu wechseln, oder die engere Verknüpfung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe.

Ich will zum Schluss noch einmal das erwähnen, was schon von
einigen gesagt worden ist. Sie greifen natürlich in Ihren Reden
vor allen Dingen die Problembereiche heraus, was ja wichtig ist.
Es müssen die Bereiche besprochen werden. die besonderen
Handlungsbedarf beinhalten. Trotzdem sollte damit die Erfolgs-

geschichte der letzten zehn Jahre nicht kaputtgeredet werden -
vor allen Dingen um der Menschen willen. die diese Leistungen
hier im Land vollbracht haben. - Vielen Dank.

(Beifall hei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht erneut an die PDS-Fraktion. Herr Abgordneter
Warnick. bitte!

W arnick (PDS):*

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Aus den Antworten
auf unsere Anfragen zum Komplex Miete. Pachten. Wohnen
lässt sich ein Stimmungsbild dieses Themengebietes ableiten.
das ich hier kurz skizzieren möchte. In der Kürze der Zeit kann
ich dabei leider nicht mehr auf Details der einzelnen Antworten
eingehen. so wichtig mir dies auch im Einzelfall zu sein scheint.

Wenn es nach 1990 neben der täglichen Sorge um den Arbeits-
platz noch etwas gab. auf das Ostdeutsche besonders sensibel
reagierten, dann waren es die Zukunft ihrer Wohnsituation und
die Angst vor einem explosionsartigen Anstieg der Wohnkosten
und vor der Verschlechterung ihrer rechtlichen Möglichkeiten.
wussten wir doch alle aus dem Westfernsehen oder von persön-
lichen Besuchen, die in den letzten Jahren vor der Wende oft-
mals möglich wurden. dass der Wohnungsstandard in der Bun-
desrepublik wesentlich höher ist als bei uns, dass jeder und jede.
vorausgesetzt. mit der entsprechenden Brieftasche ausgestattet.
auch eine ihm oder ihr angemessene Wohnung findet.

Aber wir sahen auch. dass dieser Wohlstand mit hohen. ständig,
steigenden Mieten. mit der dauernden Suche nach bezahlbarem
Wohnraum. mit häufigem Wohnungsumzug. mit der Angst vor
Kündigungen und mit ausufernder Wohnungsspekulation er-
kauft war. So wundert es nicht, dass die Interessenorganisatio-
nen von Mietern und selbst nutzenden Eigentümern int Frühjahr
1990 in der DDR wie Pilze aus dem Boden schossen. Es ist dem
Einsatz Tausender betroffener Mietervereine und -initiativen zu
verdanken, dass der Übergang in das altbundesdeutsche Mieten-
system einigermaßen sozial abgefedert wurde. vom ersten Tag
an immer auch begleitet von der Unterstützung der PDS und -
dies muss ich an dieser Stelle der Fairness halber sagen - teil-
weise auch mit Unterstützung und mit der Vorreiterrolle Bran-
denburgs int Bundesrat, und zwar vor allem in der Person des
Justizministers Bräutigam. Denn wir haben nicht vergessen. was
alles in den Jahren 1991 bis 1995 bundesgesetzgeberisch in den
Schubladen lag und wo sich vehementer Widerstand gelohnt
hat.

Niemand bestreitet heute, dass im Durchschnitt die Wohnkosten
bezahlbar sind. Niemand bestreitet auch die immensen Anstren-
gungen, die insbesondere in Brandenburg unternommen WUT-

den. um Wohnraum neu zu schaffen und vor allem zu moderni-
sieren. Insbesondere die demokratischen Sozialisten bestreiten
nicht, dass im Osten Deutschlands die Wohnungspolitik drin-
gend vom Kopf auf die Füße gestellt werden musste und dass
die wohnungspolitische Unwirtschaftlichkeit der DDR und das
Unvermögen der SED-Oberen. dies zu begreifen. ein wesentli-
cher Mitauslöser des Umbruchs 1989 war. Aber gerade deswe-
gen müssen wir als Opposition auch die gravierenden Fehler
benennen, die nach 1989 eine wesentlich bessere Entwicklung
nachhaltig verhindert haben. Unsere Aufgabe ist nicht das Ju-
beln. sondern den Finger auf die noch immer frischen Wunden
zu legen.

(Beifall bei der PDS)

In diesem Zusammenhang muss als Erstes natürlich das verhee-
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rende Prinzip „Rückgabe vor Entschädigung -. das bis heute
bleibende Schäden hinterlassen hat. genannt werden. Wenn
irgendwo in ostdeutschen Stadtzentren oder auf dem flachen
Land inmitten von renovierten Altbauten oder neben mehr oder
weniger attraktiven Neubauten eine zerfallene Ruine steht. so
handelt es sich in unschöner Regelmäßigkeit um ein auch nach
zehn Jahren noch streitbehaftetes Restitutionsobjekt. Solche
Objekte sind als Schandfleck vieler Kommunen weithin sicht-
bare Sy mbole für eine verfehlte Vereinigungspolitik, und das -
da muss ich kein Prophet sein - leider noch für viele weitere
Jahre.

Als zweiter Kardinalfehler ist der Umgang mit den so genannten
Altschulden der DDR-Wohnungswirtschaft zu benennen. Ich
will überhaupt nicht auf die rechtliche Bewertung dieser an-
geblichen Schulden eingehen. Aber zu warten. bis die Banken in
einer Hochzinsphase aus ihren nur auf dem Papier stehenden 35
Milliarden DM 50 Milliarden DM. später so gar knapp 60 Milli-
arden DM gemacht hatten. und den Wohnungsunternehmen
dann erst 28 Milliarden DM zu erlassen. war politisches Unver-
mögen der obersten Kategorie.

(Beifall bei der PDS)

Volkswirtschaftlich hätte es sich zigfach ausgezahlt. die Diffe-
renz zu den ehemals 35 Milliarden DM, also auch auf die restli-
chen 7 Milliarden DM_ in den Erblastentilgungsfonds zu über-
nehmen, und zwar gleich nach dem 3. Oktober 1990, und damit
die Banken leer ausgehen zu lassen. Die durch den großen Pro-
blemdruck immer wieder erzwungenen Änderungen am Ah-
schuldenhilfegesetz konnten und können diesen Fehler nicht
mehr reparieren. Mieterinnen und Mieter sowie ostdeutsche
Wohnungsunternehmen zahlen noch in weiteren zehn Jahren die
Zeche für die staatlich geförderte Konjunkturhilfe Not leidender
Banker.

Der dritte große Fehler ist die in Finanzzeitschriften jahrelang
als steuerliches Jahrhundertgeschenk angepriesene Sonderab-
schreibung Ost. die dem deutschen Steuerzahler bisher zwischen
150 und 200 Milliarden DM Steuermindereinnahmen beschert
hat. Statt mit Hilfe der Sonderabschreibung Ost gezielt Woh-
nungsbau und Wohnunusemeuenmg in Ostdeutschland zu steu-
ern, ökologisches. flächensparendes. kostengünstiges und behin-
dertenfreundliches Wohnen zu befördern. sind riesi ge Finanz-
mittel in teilweise sinnlose Abschreibungsprojekte geflossen.
Diese Mittel fehlen heute. um die wohnungswirtschaftlichen
Folgen des Wirtschaftskahlschlags und des damit verbundenen
Bevölkeningsrückgangs wenigstens teilweise zu mildem.

Präsident Dr. Knohlich:

Herr Abgeordneter. bitte kommen Sie zum Schluss Ihrer Rede!

Warnick (PDS):

- Ich bin sofort fertig. - Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie
sehen: Nach zehn Jahren Einheitsversuch können wir nicht nur
eitel Sonnenschein vermerken. Die Menschen in diesem Land
werden uns jedenfalls auch weiterhin auf ihrer Seite finden,
wenn es darum geht. die Fehler zu benennen und die Folgen der
leichtfertig verspielten Einheitschancen wenigstens teilweise zu
mildern. - Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knohlich:

Der letzte Beitrag bleibt der Landesre gierung vorbehalten. Herr
Minister Schönbohm, Sie haben das Wort.

Minister des Innern Schönhohm:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wenn Sie sich die Anfrage im Einzelnen ansehen, dann stellen
Sie fest, dass die deutsche Einheit sehr stark auf technische
Fragen. die die Menschen belasten, reduziert wird. Aber bei
der Diskussion über zehn Jahre Einheit geht es uni Fragen, die
darüber hinausweisen_ Gerade nach dem letzten Redebeitrag
habe ich den Eindruck gewonnen, dass viele von Ihnen den
Eindruck erwecken wollen. vieles sei schlecht. weil wir die
Einheit haben. Nein. es ist gut. dass wir die Einheit haben!
Das ist der grundlegende Unterschied im Ansatz und in der
Betrachtungsweise.

(Beifall hei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Obwohl ich hier geboren hin. durfte
ich bis 1990 nicht die DDR besuchen. Zum ersten Mal bin ich
im Jahr 1990 in die DDR gekommen. Ich kann mich noch genau
an die Bilder erinnern. Haben Sie das eigentlich alles verges-
sen? Wie sah es denn in den Dörfern aus? Wie sahen denn die
Innenstädte aus? Wie waren denn die Straßenverhältnisse? Was
hat sich eigentlich alles geändert? Dass. was sich geändert hat.
ist doch sehr positiv zu bewerten.

Ieh darf einen für Sie unverdächtigen Zeugen nennen. nämlich
Herne Berghofer. der einmal Oberbürgermeister von Dresden
war. Er sagte nur kürzlich hei einem abendlichen Gespräch:
Wäre die Einheit zehn Jahre später gekommen. wäre vieles
zusammengefallen, worüber wir uns heute freuen.

Besuchen Sie einmal Luckau und sehen Sie sich den prächtigen
Marktplatz an! Sehen Sie sich an, wie dieser wiederhergestellt
worden ist! Auch die Gebäude an diesem Platz hätten zu den
von Herrn Berghofer genannten Objekten gezählt_

Wir sollten also auch einmal feststellen. was wir schon erreicht
haben. Mir geht es nicht uni eine Diskussion darüber. ob das
Glas halb voll oder halb leer ist. Mir geht es um die Frame, was
die deutsche Einheit eigentlich bedeutet. Die von Ihnen gestell-
ten Fragen sind beantwortet worden: Sie haben die Antworten
gelesen.

(Zuruf von der PDS)

- Ich weiß. Sie wollen mich stören. weil Sie Angst haben. dass
ich meinen Gedanken, dem Sie nicht folgen können. zusammen-
hängend vortrage. Lassen Sie es mich deshalb in aller Ruhe
erläutern.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD - Lachen
bei der PDS)

Ihr offenkundiger Versuch einer Negativbilanz ist auch deswe-
gen so ungerecht. weil die SED die herrschende Kraft war und
Sie ihre Nachfolgepartei sind. Herr Bisky hat heute auch etwas
zur CDU gesagt. aber das ändert nichts an Ihrer Verantwortung.
Von daher gesehen haben Sie sich auch mit den Defiziten aus-
einander zu setzen. Der Hinweis auf Herrn Schürer allein reicht
nicht, denn mit den negativen Folgen der damaligen Politik
haben wir uns jetzt auseinander zu setzen.

Wir müssen auch noch auf einen anderen Punkt hinweisen. Herr
Bisky, Sie sprachen von Verlierern und Gewinnern der Einheit.
Ich glaube nicht, dass man sagen kann. es gebe Verlierer. Es
gibt Menschen. denen das Leben unter den neuen Bedingun-
gen schwer fällt. das ist richtig. Aber sind wir nicht eigentlich
alle Gewinner? Können wir nicht sagen, dass wir alle durch die
Möglichkeiten der Freiheit. des Rechts und der Freizügigkeit
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Gewinner sind? Das Leben gestaltet sich schwieriger. aber es ist
doch auch schöner geworden.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt hei der SPD)

Sie treiben die Spaltung voran. wenn Sie immer wieder versu-
chen. zwischen Siegern und Besiegten. zwischen Gewinnern
und Verlierern zu unterscheiden. Lassen Sie uns doch einmal
versuchen, die Vollendung der inneren Einheit gemeinsam als
Deutsche. die wir einen gemeinsamen Auftrag haben. anzugehen.

Wenn die Bevölkerung damals in der DDR auf die Straße ging
und zunächst ..Wir sind das Volk!". später aber „Wir sind ein
Volk!" rief. dann war das doch eine Aussa ge! Ich sage es Ihnen
ganz ehrlich: Wir im Westen haben uns damals die Augen gerie-
ben und gefragt: Was sagen die? Wir sind ein Volk? Wir hatten
doch alle An gst davor, uns dazu zu bekennen. ein Volk zu sein.
Seien wir doch stolz, dass wir als ein Volk wieder in einem
Staat leben!

(Beifall hei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Herr Minister, gestalten Sie Zwischenfragen?

Minister Schönhohni:

Ich wäre dankbar. wenn sie am Ende gestellt werden könnten.

Vizepräsident II a berma n n:

Nein, am Ende lasse ich keine Nachfragen zu.

Minister Schön buh :

Dann werde ich die Fragen eine Minute vor Schluss meiner
Rede zulassen. Ich möchte nicht. dass der Spannungsbogen
unterbrochen wird. Ich habe einmal gelesen. dass dies technisch
nicht günstig sei.

(Heiterkeit)

Herr Bisky. wenn Sie einverstanden sind. werde ich versuchen.
den Spannungsbogen weiterzuführen. Dann kommen wir zum
Abhinder.

(Erneute Heiterkeit)

Ich möchte noch einmal an Folgendes erinnern: Die erste Ein-
heit Deutschlands wurde auf den Schlachtfeldern Frankreichs
I871 gegen unsere Nachbarn erstritten. Die Einheit 1990 ist im
Vertrauen auf die demokratische Reife des deutschen Volkes in
den Verhandlungssälen. nicht auf dem Schlachtfeld erreicht
worden. Dies geschah mit Zustimmung unserer Nachbarn, mit
Zustimmung der Polen, denen wir unglaubliches Leid zugefügt
haben. mit Zustimmung der Sowjetunion. mit Zustimmung der
Tschechischen Republik. mit der Zustimmung aller dieser Län-
der. Ich weiß auch gar nicht, warum es heute vergessen wurde:
Wir sollten auch Helmut Kohl für das dankbar sein. was er als
Bundeskanzler in dieser Phase erreicht hat.

(Beifall hei der CDU)

Wenn wir dieses Vertrauen in Deutschland erfüllen wollen.
dann haben wir jetzt die Aufgabe. die heute Morgen vorn Mi-
nisterpräsidenten angesprochen wurde. Wir haben die Aufgabe.
uns mit dem Rechtsextremismus und der Fremdenfeindlichkeit
auseinander zu setzen. All dies sind Konsequenzen. die sich aus
diesem Vertrauen ergeben.

Wir haben noch eine andere Aufgabe zu lösen. Es geht um die
Glaubwürdigkeit der Demokratie. Diesen Punkt haben wir zum
Teil bereits gestern besprochen. als es um die kommunale
Selbstverwaltung ging. Wir wollen eine starke kommunale
Selbstverwaltung; wir wollen, dass sich die Bürger einbringen;
wir wollen. dass die Bürger wissen: Es ist ihr Land, nicht unser
Land. nicht das Land der Politiker. Wir haben eine dienende
Funktion gegenüber den Bürgern und müssen ihnen klar ina-
chen. dass wir es mit dieser Funktion ernst meinen.

(Beifall bei CDU und SPD - Vereinzelt Beifall bei der
PDS - Vietze [PDS]: Das vergessen Sie manchmal!)

- Ich hin dankbar, wenn wir übereinstimmen. Ich suche doch
nicht den Konflikt.

(Lachen hei der PDS)

Ich möchte noch auf etwas anderes hinweisen: Die deutsche
Geschichte war seit 1848 immer von der Frage bestimmt: Ein-
heit und Freiheit oder Einheit oder Freiheit? Diese Diskussion
wurde auch nach der Stalin-Note 1952 geführt. Es hieß immer:
Die Einheit ist uns wichtig, aber die Freiheit muss die Grundla-
ge sein.

Jetzt haben wir das erreicht. Das ist auch ein Glück. das ist eine
Verpflichtung. Ich hoffe, dass es uns gelingt, dies der Generati-
on. für die wir jetzt Verantwortung haben, unsere Jugend. auch
gemeinsam herüberzubringen.

Meine Damen und Herren! Der Einigungsprozess ist mehr als
eine wirtschaftliche Angleichung. so wichtig diese auch ist.
Vergessen wir nicht. welche kulturelle Bereicherung durch die
deutsche Einheit erreicht worden ist. Reden Sie doch mit Lands-
leuten, die hierher kommen und sagen: Wir wussten gar nicht.
wie vielfältig und wie schön Brandenburg ist. - Reden Sie
denen, die beim Choriner Konzert waren und sagen: Mensch,
hier ist ja richtig Kultur. - Das alles ist doch irgendwo verschüt-
tet worden.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Schumann [PDS])

Ja. Herr Kolle ge Schumann. wir können das alles doch selbst-
bewusst einbringen, nicht nur Sanssouci. so wichtig das auch
ist. Wir können sehr viel mehr einbringen: Amstadt in Thünn-
gen. all diese Bereiche - Bach. es wird gerade der Geburtstag
gefeiert.

(Zuruf der Abgeordneten Frau Tack [PDS])

All das gehört zu unserer gemeinsamen Vergangenheit. Viele
suchen Goethe in Frankfurt am Main und vergessen, dass in
Weimar seine Wirkungsstätte war.

Meine Damen und Herren. unsere Nachbarn sehen in dem deut-
schen Einigungsprozess einen Modellfall. Wenn mir der Vertei-
digungsminister der Tschechischen Republik vor sieben Jahren
gesagt hat. Gott sei Dank. wir haben kein Westböhmen. wie ihr
Westdeutschland hattet, wir müssen es allein machen. kann ich
dazu nur sagen: Gott sei Dank haben wir das gemeinsam getan.
- Wenn Sie das mit der Entwicklung in den anderen Ländern
vergleichen, sind wir doch sehr viel weiter als die anderen Län-
der des ehemaligen sowjetischen Blocks. Das ist doch eine
Leistung, die wir gemeinsam erbracht haben. Warum wollen wir
uns eigentlich diese Gemeinsamkeit kaputtmachen lassen?

Darum denke ich. dass es wichtig ist, auch den Nachbarn zu
zeigen. dass diese Leistung. die wir für Deutschland erbracht
haben. eine Leistung im Vorgriff auf das ist, was wir hier auch
schon diskutiert haben: die Erweiterung der Europäischen
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Union. Wenn wir es ernst meinen mit der inneren Einheit
Deutschlands, dann meinen wir es auch ernst mit der Einheit
Europas und können einen Beitra g dafür leisten.

(Beifall bei CDU und SPDI

Wir Deutschen haben wie kein Volk in Europa eine Erfahning
aus West- und Osteuropa. Wir haben die Erfahrung aus dem
Bündnis mit den Amerikanern und wir haben die Erfahrung aus
dem Bündnis - zum Teil aus dem Zwangsbündnis - mit der
Sowjetunion und Russland. Aber aus diesen Erfahrungen heraus
ergeben sich Kenntnisse und wir können diese Erfahrungen und
diese Kenntnisse einbringen zum Wohl Europas. Daraus können
wir doch auch Glaubwürdigkeit ableiten. Wenn wir es im Inne-
ren schaffen. dann können wir es auch nach außen schaffen. Das
ist eine wichti ge Botschaft. die wir haben.

(Beifall hei der CDU)

Meine Damen und Herren! Ich meine. wir können stolz sein auf
das, was wir erreicht haben. Ich erwarte nicht, dass Sie jubeln.
nein. Aber ich erwarte, dass wir uns freuen, und Freude heißt,
dass man auch weiß. was nicht in Ordnung ist. Es gibt noch viel
zu tun. das ist vollkommen richti g und das wollen wir auch
angehen. Sie haben Defizite beschrieben, die bestellen. Aber
diese Defizite können Sie nicht mit Staatsdirigismus ausglei-
chen.

(Zuruf des Abgeordneten Vietze [PDS])

Wir müssen die Menschen überzeugen. müssen die Menschen
mitnehmen. wir müssen ihnen Chancen gehen und das wollen
wir tun. Die Deutschen dürfen sich auch einmal freuen. Sie
müssen nicht nur Trauer tra gen, sie dürfen sich auch einmal
freuen.

(Beifall bei der CDU)

Damit möchte ich den letzten Punkt ansprechen.

(Zuruf von der PDS: Gegen wen wird hier eigentlich pole-
misiert?)

Geben wir doch unserer Jugend einmal gemeinsam ein Zeichen.
indem wir sagen: Es ist schön. in unserem Land zu leben. es
lohnt sich, sich dafür einzusetzen. Machen Sie nicht alles mies!
- Herzlichen Dank.

(Starker Beifall bei der CDU sowie Beifall bei der SPDI

Vizepräsident Habermann:

Herr Minister Schönbohm. es waren während Ihrer letzten Sätze
Fragen angemeldet worden. Würden Sie diese noch beantwor-
ten?

Minister Schiinhohni:

Selbstverständlich.

Vizepräsident Habermann:

Erst Frau Dr. Schröder, dann Prof. Dr. Bisky.

Frau Dr. Sehrüder (PDS):

Herr Minister, Sie behaupteten, es gebe keine Verlierer der
deutschen Einheit. Ist Ihnen der „Sozialreport 2000" bekannt.
wonach 45 % der Arbeitslosen und 13 % der Erwerbstätigen
sich zu den Verlierern der deutschen Einheit zählen'? Mit wel-

chem Recht sprechen sie diesen Menschen ihre persönlichen
Empfindungen ab?

(Beifall bei der PDS)

Minister Schön hoh

Ich spreche niemandem Empfindungen ab. ich habe darauf
hingewiesen. dass das wieder vereinigte Deutschland ein Glück
für Deutschland ist und dass es in dem Zusammenhang keine
Verlierer gibt Ich habe weiterhin darauf hin gewiesen und
möchte es wiederholen. dass es natürlich Menschen gibt, die
arbeitslos sind, die schwierige Lebensumfeldbedingungen ha-
ben. Aber deswegen eine Generation oder eine Menschengrupe
zu Verlierern zu erklären ...

(Frau Dr. Schröder [PDS]: Sie empfinden es selbst so!)

Wenn Sie Recht haben mit der Aussage. 45 "1) seien Verlierer.
dann müssen Sie sagen: Ich wollte die Einheit nicht. - Ich möch-
te die Einheit und möchte_ dass sie Erfolg hat. und ich möchte,
dass die Menschen eine Perspektive haben. Das ist für mich der
Punkt. Wenn die Menschen sich als Verlierer fühlen. müssen
wir vielleicht auch einmal mehr erläutern. wo die Erfolge der
Einheit sind, und vielleicht können Sie einen Beitrag dazu leis-
ten.

(Beifall hei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Bitte, Herr Prof. Bisky, die nächste Frage!

Prof. Dr. Bisky (PDS):

Herr Minister, könnte es sein, dass Sie überhört haben, dass ich
ein Zitat von dein Leipzi ger Historiker Manfred Kossok ge-
bracht habe. der zu Recht gesagt hat, „Die Einheit hatte die
richtigen Verlierer. aber die falschen Gewinnen"? Mit Verlie-
rern meinte er das Politbüro. Könnten Sie mir da zustimmen.
dass zutreffend ist, was er sagt?

Minister Schönbohm:

Dass das Politbüro Verlierer ist, ist eine Frage der Gerechtig-
keit, Herr Kollege Bisky.

(Beifall hei der CDU)

Von daher gesehen ... Darüber möchte ich überhaupt nicht rech-
ten.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende der Aussprache
zur Großen Anfrage 7 angekommen. Ich beende die Aussprache
und stelle fest, dass Sie die Große Anfrage zur Kenntnis genom-
men haben.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 5 und rufe den Tages-
ordnungspunkt 6 auf:

Gemeinschaftsaufgabe nach Artikel 91 a des Grundge-
setzes „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes"

Beschlussempfehlung und Bericht
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des Ausschusses für Haushalt und Finanzen
zur Anmeldung der Landesregierung gemäß
§ 10 Abs. 3 der Landeshaushaltsordnung

Drucksache 311704

Es wurde vereinbart. zu diesem Tagesordnungspunkt keine
Debatte zu führen, sodass ich auch hierzu feststellen kann. dass
Sie die Drucksache 3'1704 zur Kenntnis genommen haben.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 6 und rufe den Tages-
ordnungspunkt 7 auf:

Gegen Rechtsextremismus und fremdenfeindliche Ge-
walt - fiir ein tolerantes und elroffenes Brandenburg

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3 1 700

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt mit
dem Beitrag der einreichenden Fraktion. Herr Prof. Dr. Schu-
mann. Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Schumann (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In den letzten Mona-
ten hat die Debatte über Rechtsextremismus und fremdenfeind-
liche Gewalt in der deutschen Öffentlichkeit eine neue Dimensi-
on gewonnen. Manches, was in dieser Debatte geäußert wird.
halte ich persönlich für wenig hilfreich, manches sogar für irre-
führend und ich finde auch. dass gelegentlich Pharisäertum im
Spiel ist. Aber das ist nicht wichtig. Entscheidend ist etwas
anderes, entscheidend ist, dass diese Debatte zu einer neuen
Sensibilisierung unserer Gesellschaft geführt hat und dass damit
die Chance gegeben ist, einen Zustand zu überwinden, in dem
rechtsextremistische Gewalt und Fremdenfeindlichkeit auf Dau-
er zu einer deutschen Normalität zu werden drohen.

Bundespräsident Rau hat nicht nur mit bemerkenswerter Präzisi-
on die komplexen Ursachen von Rechtsextremismus und Frem-
denfeindlichkeit benannt und die entscheidenden politischen
Aufgaben. die sich in diesem Zusammenhang stellen_ beschrie-
ben. er hat auch das Besondere, das Eigentümliche der mit die-
ser intensiven öffentlichen Debatte verbundenen aktuellen Si-
tuation charakterisiert, wenn er Folgendes sagt:

..Mil dieser Gewalt leben wir seit Jahren. Fast konnte man
meinen, dass wir uns daran gewöhnt haben. Jetzt scheinen
alle aufgewacht zu sein. In den vergangenen Wochen ist
uns allen noch einmal klar geworden. welchen Gefähr-
dungen unser Gemeinwesen unverändert ausgesetzt ist.-

Die politischen Möglichkeiten - die in dieser Situation liegen,
dürfen wir nicht ungenutzt lassen. Das verlangt auch. dass wir
diesen Prozess öffentlicher Aufklärung und Sensibilisierung
weiter betreiben, er könnte sonst ein Strohfeuer gewesen sein.

Das Parlament. das ein wichtiger Teil der Öffentlichkeit Bran-
denburgs ist, hat die Pflicht, in dieser Frage immer wieder die
Fahne zu hissen, sich in möglichst großer Einmütigkeit gegen
Rechtsextremismus und fremdenfeindliche Gewalt, für ein tole-
rantes und wehoffenes Brandenburg deutlich zu erklären.

Insbesondere die Verantwortungsträger aller Ebenen, die Kom-
munalpolitiker, die Lehrerinnen und Lehrer, die Polizistinnen
und Polizisten, die Inhaber von Ehrenämtern aller Art müssen
spüren. dass Parlament und Regiering ihnen in jeder Hinsicht
den Rücken stärken. wenn sie sich im Sinne eines toleranten

Brandenburg und gegen fremdenfeindliche Ressentiments und
Gewalt engagieren.

Das sind die Motive, dic uns dazu bewogen haben. Ihnen den
vorliegenden Antrag zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu unter-
breiten.

Natürlich ist uns allen bewusst, dass Erklärungen und Bekun-
dungen die konkrete politische Arbeit vor Ort nicht ersetzen
können. Das ist trivial. Und wir sind weit davon entfernt zu
i gnorieren. dass viel Positives geleistet wurde und wird - in
Kommunen, in Schulen und Hochschulen. in Wirtschaftsunter-
nehmen. durch freie Träger. durch Kultur- und Kunstschaffen-
de, durch Bürgerinitiativen usw. Wir denken schon deswegen
nicht daran. positive Entwicklungen auf diesem Felde zu negie-
ren. weil sich nicht zuletzt viele Mit g lieder der PDS in diesem
Zusammenhang vorbildlich engagieren.

Wir stehen nicht am Punkt Null. Das betrifft selbstverständlich
auch die Landesebene. Wir übersehen da gar nichts, weder die
Aufstockung der MEGA noch die wichtige Initiative von Lan-
desregierung und kommunalen Spitzenverbänden noch das
vorgesehene Schulprogramm gegen Rechts aus dem Bildungs-
ministerium. Wir übersehen gar nichts. Aber es ist natürlich die
Aufgabe der Opposition. die besonders kritischen Punkte an-
zusprechen, und die füllen seit geraumer Zeit die Schlagzeilen.

Sie. Herr Ministerpräsident. haben in Ihrein Furore machenden
.2eit"-Interview die Berechtigung unserer seit Jahren geübten
grundsätzlichen Kritik an der Regierungspolitik bestätigt. Ich
sage Ihnen das jetzt natürlich nicht händereibend. aber wer hat
denn in diesem Parlament schon vor Jahren den damals noch
üblichen Tenor von „den paar Verrückten. den Einzeltätern -
moniert? Wer hat denn die verbreitete fremdenfeindliche Ein-
stellung thematisiert, die hier gewiss auch spezifische histori-
sche. aber nicht vorwiegend historische Ursachen hat? Siehe die
erhellenden Ausführungen des Bundespräsidenten! Wer hat
denn die Einführung des Sachleistungsprinzips als einen Vor-
gang kritisiert. der dem fremdenfeindlichen Ressentiment nach-
gibt? Das war die PDS. Und wer hat denn außer der PDS von
dieser Regierung und von ihrer Vorgängerregierung verlangt.
dass die gettohafte Unterbringung von Asylbewerbern und Aus-
siedlern als nienschenunwürdig abgestellt wird?

(Beifall bei der PDS)

Nein, die Auseinandersetzung über diese Fragen ist unvermeid-
lich. Das hat nichts mit der Negierung von Erfolgen und erst
recht nichts mit Ehrabschneidung zu tun.

Ich sage das auch vor dem Hintergrund der unerfreulichen De-
batte am gestrigen Nachmittag. Herr Minister Schönbohr'-1, Sie
können von der linken Opposition nicht im Ernst erwarten, dass
sie die Kritik des Bundestagspräsidenten an Ihnen einfach links
oder rechts liegen lässt. Und Sie können auch nicht wirklich
erwarten, dass wir gewisse neuerdings wieder zitierte frühere
Äußerungen von Ihnen zur Ausländerfrage bei der Beurteilung
Ihrer Politik einfach vergessen.

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Sie können auch nicht erwarten. Herr Minister, dass wir verges-
sen. wie Sie sich - darüber haben wir ja auch gelegentlich öf-
fentlich gestritten - in der CDU-Kampagne gegen die doppelte
Staatsbürgerschaft engagiert haben, eine Kampagne, die damals
von der übergroßen Mehrheit dieses Hauses als Bestärkung des
fremdenfeindlichen Ressentiments verurteilt worden ist.

(Beifall bei der PDS - Minister Schönbohin: Aber nicht
vor den Bürgern in Hessen!)
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- Na gut, ich bin im Moment in Brandenburg. Herr Minister.

Wir erstreben mit unserem Antrag ein gemeinsames deutliches
Zeichen aller drei großen Fraktionen. Wir halten das aus den
Gründen. die ich schon dargestellt habe. für notwendig. Aber
wir müssen uns schon gegenseitig in Kritik begegnen und da
sind Sie ja auch nicht gerade fein. Herr Minister.

Ich will bei dieser Gelegenheit auch mit Blick auf die gestrige
Debatte aber eines deutlich sagen: Unser Feindbild heißt nicht
Schönbohm. Unser Feindbild beginnt da. wo schwarz-rot-golden
aufhört und schwarz-weiß-rot beginnt. Damit das ganz klar ist!

(Beifall hei der PDS)

Vizepräsident Hahermann:

Herr Abgeordneter Prof. Dr. Schumann, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage?

Prof. Dr. Schumann (PDS):

Selbstverständlich.

Vizepräsident Hahermann:

Bitte schön. Herr Abgeordneter Petke.

Petke (CDU):

Herr Prof. Dr. Schumann. nicht von den eigenen Reihen: Kön-
nen Sie mir erklären. was das Sachleistun gsprinzip für Asyl-
antragssteller in Deutschland. was eine Unterschriftensammlung
gegen ein Gesetzesvorhaben der Bundesregierung. was all das
mit den schlimmen Übergriffen auf' Ausländer. die in Deutsch-
land leben. zu tun hat?

(Widerspruch bei der PDS)

Oder sehen Sie die Täter in den Reihen der CDU oder in den
Reihen der Landesregierung'?

Prof. Dr. Schumann (PDS):

Ach, Herr Kollege Petke. wir können doch jetzt keine Debatte
über die doppelte Staatsbürgerschaft und über die CDU-Kampa-
gne führen. Lesen Sie doch einfach einmal in den Protokollen
der betreffenden Landtagssitzung nach und denken Sie dann
darüber nach. warum damals die große Mehrheit des Hauses
gegen die CDU diese Verurteilung vorgenommen hat. Vielleicht
leuchtet Ihnen das dann ein.

(Beifall bei der PDS - Petke [CDU]: Was hat das mitein-
ander zu tun?)

Ich war bei dem Punkt, Herr Minister, Ihnen zu erklären. dass
unser Feindbild nicht Schönbohm heißt. Mir liegt sehr viel
daran, dass das deutlich wird. Mir liegt auch sehr viel daran.
deutlich zu machen, dass wir uns an der geschickten Inszenie-
rung von Sündenböcken nicht beteiligen werden. schon deswe-
gen nicht, weil wir da gebrannte Kinder sind. Darauf können Sie
sieh verlassen.

(Lachen bei der CDU - Zuruf von der CDU: Brandstifter!)

Sie können uns gelegentlich Populismus vorwerfen, meine
Herrschaften von der CDU. ich will Ihnen aber eines sagen und
das sage ich Ihnen wirklich in großem Ernst: Wenn Sprecher
der Koalition und auch Minister glauben, uns bei dieser Gele-
genheit mit der DVU verkneten zu können, wird diesem Pada-

ment eine sehr unerfreuliche Zeit bevorstehen. Sie wissen ganz
genau. wie uns das verletzt. Sie wissen ganz genau. was das für
uns bedeutet.

(Zurufe von der CDU)

Wenn Sie dies tun, beschädi gen Sie nicht nur die PDS - das
kriegen wir schon hin. das halten wir aus -, sondern wenn Sie
uns in eine Situation bringen. in der wir dieser Verknctung nur
entgehen können. indem wir die Regierung loben und beklat-
schen, dann beschädigen Sie das Institut der Opposition und
damit die Grundlagen der Demokratie in diesem Lande!

(Beifall bei der PDS)

Lassen Sie diese Spielchen! Die Verantwortung. die Sie damit
übernehmen. können Sie nicht schultern!

(Zurufe von der CDU)

Meine Damen und Herren. auf dieser Geschäftsgrundlage gibt
es auch gegenüber der Öffentlichkeit keine glaubwürdige ge-
meinsame Erklärung oder Verlautbarung der demokratischen
Parteien in der Frage. mit der wir uns heute beschäftigen. Aber
diese Gemeinsamkeit ist notwendig, wenn wirdiese entsetzliche
Landplage des Rechtsextremismus und der fremdenfeindlichen
Gewalt in diesem Lande wirklieb überwinden wollen.

(Beifiill hei der PDS)

Ich stimme den Ergänzungsvorschlägen des Herrn Präsidenten
zu. Wir werden auch seiner Antragsfassun g zustimmen. - Danke
schön.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Herrn Prof. Dr. Schumann. - Das Wort geht an die
Fraktion der SPD. Herrn Abgeordneten Muschalla.

11luschalla (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Erst einmal glaube
ich, dass wir an einem historischen Punkt sind. Das hat es in
diesem Hause noch nie gegeben, dass die drei großen demokra-
tischen Fraktionen gemeinsam einen Antrag - gegen Rechts in
diesem Falle - verabschieden werden. Ich glaube. es ist wichtig.
den Bürgern draußen zu signalisieren: Der Landtag. alle drei
demokratischen Fraktionen sind geschlossen gegen Rechts-
extremismus und gegen rechte Gewalt.

(Beifall bei SPD und PDS)

Ich glaube. das ist das Ziel vieler Bürger mit unterschiedlichen
Interessenlagen und Aktivitäten.

Man muss vielleicht einmal die Zahlen nennen, die sich inzwi-
schen mit dein Begriff Rechtsextremismus verbinden. In der
BRD gab es 1999 insgesamt 51 400 Mitglieder sowie nicht
organisierte Rechtsextremisten. Diese haben I 1000 Straftaten
begangen, davon 708 Gewalttaten.

Gewaltbereite Extremisten. wenn man so will. von diesen 51 400.
der harte Kern. sind 9 000 Bürgerinnen und Bürger. Das ist
schon eine erschreckend hohe Zahl. In Brandenburg sieht es
etwas anders aus - ich habe die Zahlen von 1998 -: 309 Strafta-
ten und davon 68 Gewalttaten mit antisemitischem und rechts-
extremistischem Hintergrund. Aber auch die sind zu viel. Darü-
ber sind wir uns alle einig.
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Natürlich hat der Landtag Brandenburg nicht tatenlos zugese-
hen. Wir haben das ..Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechts-
extremismus und Fremdenfeindlichkeit". wir haben das Konzept
„Tolerantes Brandenburg-. wir haben die Präventionsräte. wir
haben den Maßnahmenplan zur Bekämpfung von Jugendkrimi-
nalität und Rechtsextremismus. wir haben letztendlich die ME-
GA bei der Polizei. die auch dort aktiv ist.

Es gibt eine Broschüre von der europäischen Stelle zur Beob-
achtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. Sie sitzt in
Wien. Dann wird dargelegt, wie man etwas gegen Rechtsextre-
mismus. Faschismus und Antisemitismus tun kann. und zwar
überall. auf allen gesellschaftlichen Ebenen - in der Öffentlich-
keit. in der Stadt, in der Gemeinde. in der Nachbarschaft. im
Kindergarten. in der Schule. m den Religionsgemeinschaften.
im Betrieb und bei der Arbeit.

Was soll man tun" Das ist ganz einfach: nicht wegsehen. sich
einmischen, eintreten für Minderheiten, Unterstützung von
Aktivitäten gegen Fremdenfeindlichkeit und Anre gun gen zur
Integration von Ausländern geben usw. Also nicht wegsehen.
diskutieren! Das ist - das wissen wir alle - ein langer Prozess.

Wie sieht es gegenwärtig aus? Vor kurzem hat Prof. H eitmey-
er vom Institut für Gewaltforschun g einen Vortrag über Des-
integration. Anerkennungsverfall und Rechtsextremismus
gehalten. Daraus ergibt sich - ich kann nur ein paar Kerndaten
nennen -: Große Teile der Bevölkerung in Deutschland und in
Brandenburg sehen weg. wenn rechtsextremistische Täter am
Werk sind. Ein Teil duldet das sogar. Es gibt ganz wenige. die
es akzeptieren oder so gar mitmachen würden. Die Masse ist
allerdings - und das steht eindeutig fest - gegen Gewalt. egal
gegen wen.

Ein großes Problem bei dieser g anzen Geschichte ist die In-
tegration auf beiden Seiten. einmal die der Ausländer. aber
auch die der Jugendlichen. die in diese Szene abdriften. und
die Anerkennung von Leistung bei Jugendlichen, die sich
wegen fehlender Anerkennung teilweise die Anerkennung
holen, indem sie sagen: „Deutschland den Deutschen", _Ich
bin besser als die anderen-, ..Die Ausländer sind schlechter als
ich. ich bin Deutscher". Dort fängt es an. mit Parolen am
Stammtisch. und echt so weit, dass man sich seine Anerken-
nung auf diese Weise holt.

Dieser gesamte Komplex wird sicher seine Zeit dauern. Ich
weiß, dass viel gemacht wurde, ich habe es gesagt. Aber oftmals
sind es Appelle. die nichts oder wenig bewirken. Aber sie müs-
sen ausgestrahlt werden, egal ob ..Tolerantes Brandenburg-.
Prä ventionsrat oder der Maßnahmenplan gegen Reehtsextremis-
MUS.

Aber es muss mehr passieren. Es muss im Prinzip Jugendarbeit
gemacht werden, so wie wir es im Maßnahmenplan. Drucksache
2/6228, beschlossen haben. Prävention ist der Schwerpunkt.
alles andere kommt später.

Meine Zeit ist leider um, sonst hätte ich gerne noch etwas zu
den Maßnahmen der Strafverschärfung gesagt. Die sind nämlich
sehr umstritten und in der Wirkung oftmals negativ, wie neueste
Forschungen in den USA und anderswo zeigen. - Danke für die
Aufmerksamkeit.

( Vereinzelt Beifall bei SPD und PDS)

Vizepräsident Ilathermanu:

Ich danke Herrn Abgeordneten Muschalla. - Das Wort geht an
die Fraktion der DVU. Frau Abgeordnete Fechner, bitte!

Frau Fechner (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der „Welt am
Sonntag- vom 13. August dieses Jahres war ein Artikel zu lesen
mit der Überschrift _Wie die Stasi Neonazis un Westen unter-
stützte". In dem Artikel wird beschrieben. wie die PDS-Vorgän-
gerpartei SED 40 Jahre lang den Rechtsradikalismus in der
BRD förderte.

(Zuruf von der PDS: Sie glauben auch alles!)

- Das können Sie gerne nachlesen.

Um nur ein Beispiel zu nennen: In Gastarbeiterzentren einiger
Großstädte wurden gezielt Flugblätter der Stasi mit dem Fmpres-
suni „Deutsche Volksunion - verbreitet. Unter der Überschrift
_Deutsche. wehrt euch!" wurde im Stil der Nationalsozialisten die
westdeutsche Bevölkerung dazu aufuefordert, gewaltsam die
Gastarbeiter aus der Bundesrepublik zu vertreiben.

Dies ist nur ein Beispiel von vielen. wie gesagt. nachzulesen, in
der ..Welt am Sonntag-.

Sollte sich die SED-PDS so gewandelt haben. dass sie aus ei-
nem Förderer zu einem Gegner des so genannten Rechtsradika-
lismus geworden ist? Das würde wieder einmal zeigen. wie
wandlunesfahig diese Partei ist, Aber das wäre ja nicht die erste
Wandlung, wie wir feststellen mussten.

(Zunife von der PDS)

Auch bezüglich der Ausländerpolitik in Deutschland hat sich
Ihre Meinung doch gravierend geändert.

(Zurufe von der PDS)

Betrieb die SED noch eine sehr restriktive Ausländerpolitik. so
möchte die PDS am liebsten jedem Tür und Tor öffnen. Der Ein-
druck liegt sehr nahe. dass die PDS doch eine Wendepartei ist.

Aber nun zum eigentlichen Antrag: Inhaltlich kann die Deut-
sche Volksunion in vielen Punkten miteehen. Aber es stellt sich
uns die Frau, warum hier nur von Rechtsextremismus und
freinden feindlicher Gewalt die Rede ist. Gibt es nicht auch
Linksextremismus und inländerfeindliche Gewalt? Da es aber in
dem Antrag der PDS nur um rechte Gewalt geht, gehe ich davon
aus. dass den Genossen der PDS einige Tatsachen noch nicht
bekannt sind.

Wenn man sich den Verfassungsschutzbericht des vergangenen
Jahres genauer ansieht. dann stellt man fest, dass von den ca.
415 000 registrierten Gewalttaten 746 einen erwiesenen oder
vernmteten rechtsextremistischen Hintergrund haben. Das ent-
spricht 0,18 °/ii. 71 I der registrierten Gewalttaten haben einen
erwiesenen oder vermuteten linksextremistischen Hintergrund.
Das entspricht 0.17 %. Diese Quoten ergeben ein Mehr von
gerade einmal 0.01 % an rechten Gewalttaten.

Nun mag die PDS ihren Antrag damit begründen, dass im Lan-
de Brandenburg die Zahl der rechten Gewalttaten überwiegt. Ja.
das stimmt leider. Aber in Berlin. welchesunmittelbar im Lande
Brandenburg liegt, sieht es ganz anders aus. Nimmt man beide
Länder zusammen, so kommt man auf zwei leicht nach unten
gerundete Zahlen. nämlich auf die Zahlen acht und drei. Diese
Zahlen spiegeln die Gewalttaten je 100 000 Einwohner wider.
Die Zahl acht wird den Linksextremisten und die Zahl drei den
Rechtsextremisten zugeordnet. Daran sieht man doch, dass eine
sehr große Gefahr für die innere Sicherheit Deutschlands von
der linksextremistischen Szene ausgeht. Wie hoch das Gewaltpo-
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tenzial der autonomen Szene ist, kann man jedes Jahr am I. Mai
beobachten. Auch hat sich die Zahl der linksextremistischen
Gewalttaten in Brandenburg mehr als verdoppelt.

Die PDS fordert in ihrem Antrag unter anderem, dass das
rechtsextremistische Gedanken gut geächtet und bekämpft wer-
den muss. Warum bezieht sich Ihre Forderung nicht auch auf
linksextremistisches Gedankengut?

Doch was verstehen die Genossen der PDS eigentlich unter
rechtsextremistischem Gedankengut! Was sind Radikalismus
und Extremismus überhaupt? In der Umgangssprache wird
willkürlich von Nazis. Rechten. Rechtsradikalen. Anarchisten.
Linksradikalen gesprochen. Als einigermaßen gebildeter
Mensch sollte man das Ganze doch etwas differenzierter sehen.

(Gelächter)

Radikal ist nach einer Definition des Bundesinnerm nisteri ums,
wenn lediglich eine bis an die Wurzel einer Fragestellung ge-
hende. nicht notwendigerweise verfassungsfeindliche Zielset-
zung verfolgt wird.

(Zurufe von der PDS)

Extremistisch wird solch eine Zielsetzung erst, wenn sie die
freiheitlich-demokratische Grundordnung zu beseitigen trachtet.
Hat sich die PDS immer eindeutig zur freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung dieses Staates - so wie die Deutsche
Volksunion - bekannt?

(Beifall bei der DVU - Gelächter bei der PDS)

Empörung sollte allgemein dann verspürt werden, wenn sie
angebracht ist, nämlich dann, wenn wie auch immer geartete
Gruppierungen Gewalt entweder als Ausdrucksmittel oder als
Mittel gegen missliebi ge Personen einsetzen.

Die Fraktion der Deutschen Volksunion wird diesen Antrag und
auch den Änderungsantrag ablehnen, weil er nur die Bekämp-
fung des Rechtsextremismus zum Ziel hat und nicht auch die
Bekämpfung des Linksextremismus. Wir sind der Meinung,
dass jede Art von gewalttätigem Extremismus auf das Schärfste
zu verurteilen ist. - Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke der Abgeordneten Fechner. - Für die Fraktion der
CDU hat jetzt die Abgeordnete Richstein das Wort.

Frau Riehstein (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Muschalla hat
es eingangs in seinem Redebeitrag schon gesagt: Es ist einzig-
artig oder zumindest bemerkenswert, dass alle drei großen Frak-
tionen dem Antrag des Präsidenten zugestimmt haben.

lull finde es sehr bedauerlich, dass dieses doch so wichtige The-
ma jetzt wieder dazu benutzt wird. Parteipolitik zu betreiben.

(Beifall bei CDU und SPD)

Man könnte sich wirklich die Frage stellen. warum die PDS.
wenn zu DDR-Zeiten der Nationalismus so hoch gestellt wurde
- es gab die Nationale Front. die Nationale Volksarmee, das
Nationale Aufbauwerk -, jetzt nur noch von Multi-Kulti redet.

(Beifall bei der CDU - Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Das
können Sie nicht wissen!)

Gerade die Debatte der letzten Wochen und Monate zum Thema
Rechtsradikalismus hat leider teilweise auf Nebenschauplätzen
stattgefunden. anstatt sich auf das Kernthema zu konzentrieren.
Deshalb möchte ich zum Ausgangspunkt zurückkommen und
Für unsere Fraktion klarstellen und betonen, dass die Branden-
burger CDU-Fraktion jegliches extremistisches - insbesondere
rechtsextremistisches - und fremdenfeindliches Verhalten ab-
lehnt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Das Grundrecht auf Achtung der Menschenwürde in Artikel 1
unseres Grundgesetzes steht jedem Menschen zu, gleich wel-
cher Rasse, Religion oder Weltanschauung. gleich welcher
Nationalität oder welchen Geschlechts.

Ich betone hier auch. dass - egal, in welchen Bereichen - Gewalt
nie ein Mittel sein kann. Konflikte zu lösen.

Meine Damen und Herren! Die Diskussion über Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit focussierte sich im Sommer gerade auf
die neuen Bundesländer. Unbestritten stehen jedoch die Rädels-
führer und Meinungsmacher der Rechtsextremen im Westen:
Die Herren Frey. Schönhuber. Voigt. Warum diese Anführer
gerade in den neuen Bundesländern eine so große Anhänger-
schaft finden. müssen wir allerdings noch herausarbeiten und
dann entsprechend präventiv tätig werden.

Ohne die Sachlage verharmlosen zu wollen, darf sich der Ein-
druck nicht verdichten, dass Brandenburg ein rechtsextrenüsti-
sches Land ist, dass Brandenburger allesamt Fremdenhasser
seien.

Da beschreibt etwa die _Berliner Zeitung" am 14. September
2000 das Milieu in Brandenburg als eines 	  in dem jedoch der
Konsens herrscht, dass die Opfer - schon ihrer puren Anwesen-
heit wegen - die eigentlichen Schuldigen sind. - Ja. es wurden
sogar unser Innenminister als Rassist und unsere Polizei als eine
Ansammlung Rechtsradikaler denunziert. Dieser Eindruck ist
falsch und wir müssen ihm entgegentreten.

Die CDU-Fraktion begrüßt auch ausdrücklich die seitens des
Ministers der Justiz ins Leben gerufene Bundesratsinitiative zur
Verschärfung des Strafrechts und des Strafverfahrensrechts.
Hierbei ist in erster Linie nicht die Erhöhung des Strafrahmens
prioritär. Für die Anwendung des Strafmaßes ist der gesetzliche
Richter zuständig. Ziel ist es aber. ein Zeichen zu setzen. dass
Gewalttaten, die aus Hass gegen eine nationale, rassische oder
religiöse Gruppe oder aus sonstigen niedrigen Beweggründen
begangen werden. Verbrechen und die Straftäter Verbrecher
sind.

(Beifall bei CDU und SPD)

Meine Damen und Herren! Justiz und Polizei können aber in
den meisten Fällen nur repressiv tätig werden. Sie kommen erst
dann zum Zuge, wenn das Kind bereits in den Brunnen gefallen
ist. Wir sind jedoch vielmehr gefordert, die Prävention vor-
anzubringen. Die größte Verantwortung liegt dabei unzweifel-
haft bei den Familien. Die Vermittlun g einer Werteordnung. zu
der auch die christlichen Werte gehören. ist hierfür eine sehr
wichtige Grundlage. Wir als Volksvertreter haben die Pflicht,
das gesellschaftliche Klima zu schaffen. in dem Rechtsextremis-
mus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus keinen Platz
haben.

Alle Demokraten sind hier aufgerufen. dem Rechtsradikalismus
den Nährboden zu entziehen und die Rädelsführer als das zu
entlarven. was sie sind. In diesem Zusammenhang freue ich
mich - das möchte ich noch einmal betonen -, dass uns heute ein
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Präsidentenantrag vorliegt, der insbesondere auch die Rolle und
Verantwortung der Eltern mit einbezieht, Zivilcourage anmahnt
und Bildungseinrichtungen anspricht. Rechtsradikalismus kann
keinen Erfol g haben, wenn alle Bürger in Brandenburg und im
Bundesgebiet in ihrem persönlichen Umfeld fremdenfeindlichen
Tendenzen mutig und entschlossen entgegentreten.

Ich wünschte mir. Herr Prof. Dr. Schumann. dass die von Ihnen
schon gespürte Sensibilisienmg der Gesellschaft deutlicher
eintritt und sich weiter entwickeln wird.

Aber auch der Staat muss entsprechend seinen Möglichkeiten
handeln. Herr Muschalla hat das ausdrücklich dargestellt. In
Brandenburg wurde dafür die Arbeit des Aktionsbündnisses
durch den neu eingerichteten Landespräventionsrat flankiert
und erweitert.

Meine Damen und Herren! Meine Hoffnung geht dahin. dass
unsere heuti ge Debatte nicht ungehört verklingt, sondern ei-
nen anhaltenden Anstoß gibt. entschlossen gegen Rechtsradi-
kalismus und fremdenfeindliche Gewalt vorzu gehen. - Vielen
Dank.

(Beifall hei CDU. SPD und PDS)

Vizepräsident Flabermann:

Ich danke der Abgeordneten Richstein. - Das Wort geht jetzt an
die Landesregierung. Herr Ministerpräsident Dr. Stolpe, bitte!

Ministerpräsident Dr. Stolpe:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die schrecklicher-
weise nicht abreißenden rechtsextremen und fremdenfeindlichen
Straftaten in Deutschland zeigen uns die erschütternde Drin g

-lichkeit. Wir müssen handeln. Wir müssen unsere Anstrengun-
gen auf allen Ebenen deutlich verstärken.

ich bin der festen Überzeugung. dass dies die Stunde der Demo-
kraten ist. und freue mich, dass der Präsident hier die Initiative
zu diesem Antrag ergriffen hat. Es wird auch so etwas wie eine
Stunde der Wahrheit in der Frage der Zustimmun g zu diesem
Antrag sein.

Gemeinsam verantwortete Konzepte sind jetzt zielbewusst um-
zusetzen zum Schutz der Opfer. zur Bestrafung der Täter, zur
Prävention von Straftaten und für die Erziehung zu Weltoffen-
heit und Toleranz. Das seit 1998 bestehende Handlungskonzept
für ein tolerantes Brandenburg ist ein richtiger Ansatz. Das
Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Frem-
denfeindlichkeit bündelt die gesellschaftlichen Kräfte. die den
Kampf für Demokratie. für das niedliche und produktive Zu-
sammenleben von Deutschen und Ausländern als ihre ureigene
Sache betrachten.

In enger Zusammenarbeit mit der Ausländerbeauftragten des
Landes. die über große Erfahrungen auf diesem Feld verfugt,
arbeitet das Aktionsbündnis daran. eine Vielzahl von Maßnah-
men und Initiativen miteinander zu verknüpfen. Das geschieht
auch in Kooperation mit dem Landespräventionsrat. der Krimi-
nalität und Jugendgewalt auch über den Rechtsextremismus
hinaus begegnen will. Die Vorstände beider Gremien werde ich
im Oktober zu einer gemeinsamen Sitzung einladen.

Meine Damen und Herren! Pflicht des Staates ist es, der Gewalt
Grenzen zu setzen. Die Landesre gierung hat mit dem Aufbau
der MEGA - der Mobilen Einsatzgruppe gegen Gewalt und
Ausländerfeindlichkeit - und der deutlichen Beschleunigung von
Verfahren gegen rechte Straftäter Zeichen gesetzt. Wir werden
mit allen rechtsstaatlichen Mitteln die Bedrohung des friedli-

chen Zusammenlebens abwehren. Zu diesem Zweck behandelt
die Landesregierung jetzt einen Gesetzentwurf zur besseren
Bekämpfung rechtsextremer Gewalttaten. Brutale Körperverlet-
zung aus Menschen verachtenden Motiven muss als schwere
Straftat geahndet werden.

Ich begrüße die Initiative des Justizministers für ein Gesetz zur
verbesserten Bekämpfung rechtsextremistischer Gewalttaten
und anderer extremistischer strafbarer Handlungen. Ich sehe den
gesetzgeberischen Handlun gsbedarf insbesondere darin. dass
sich die Qualität der rechtsextremistischen Gewalttaten in den
vergangenen Monaten verändert hat. Sie zeigen inzwischen ein
hohes Maß an Brutalität. roher Gesinnun g und Menschen ver-
achtender Einstellungen. insbesondere gegenüber Fremden. Es
erscheint deshalb sinnvoll, diese Taten genauer zu umschreiben
und ihnen einen ei genständi gen gesetzlichen Tatbestand im
Rahmen der Körperverletzungsdelikte zu geben. Es liegt nahe.
die mit ihnen verbundenen Bestrafungsmöglichkeiten denen der
schweren Körperverletzung anzupassen. Dafür spricht der
Schuldgehalt dieser Taten, die aus niedrigen Beweggründen
begangen werden.

Vizepräsident Habermann:

Herr Ministerpräsident. gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Ministerpräsident Dr. Stulpe:

Hinterher. - Notwendig ist ferner im Interesse einer schnellen
und nachhaltigen Aufklärung von derartigen Straftaten und zur
Vermeidung ihrer Wiederholung. die Voraussetzungen für die
Inhaftierung der Täter zu erleichtern. Eine entsprechende Bun-
desratsinitiative ist sinnvol l.

Meine Damen und Herren! Langfristig sind wir auf die Bürge-
rinnen und Bürger angewiesen, die sich aktiv gegen rechte Ge-
walt engagieren. Ihr Alltagsmut verdient alle Unterstützung.

Dic Landesregierung stärkt diese initiativen. Ich habe im Au-
gust gemeinsam mit dem Vorsitzenden des Aktionsbündnisses,
dem Vorsitzenden des Präventionsrates und den Präsidenten des
Städte- und Gemeindebundes und des Landkreista ges die Amts-
direktoren und Bürgermeister gebeten. Koordinatoren gegen
Fremdenfeindlichkeit und Gewalt zu benennen. In jeder Ge-
meinde könnte es für aktive Gruppen eine Telefonnummer
geben, einen Ansprechpartner, der seitens der Kommunalver-
waltung schnell und kompetent helfen kann. Wir müssen das
Engagement aus den Kommunen heraus entwickeln, wo die
Problemnähe gegeben ist. wo die Menschen sich kennen und wo
eine direkte Ansprache der Gewalttäter möglich ist.

Noch in diesem Herbst wollen wir mit Seminaren starten für
Verwaltungsangestellte. für Leiter von Jugendklubs, für Trainer
in Sportvereinen, um Schulungen sozialpädagogischer Interven-
tion anzubieten. Aktivitäten an den Schulen sollen jedem Schul-
leiter. jeder Lehrerin und jedem Lehrer die Mittel in die Hand
geben, engagiert und souverän mit rechtsextremen Schülern
umzugehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte Sie herzlich:
Lassen Sie uns gemeinsam für das tolerante Brandenburg strei-
ten. Das ist eine notwendige Zukunftsarbeit. Ich bitte Sie: Stim-
men Sie dem Antrag des Präsidenten zu.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Herr Ministerpräsident. Nachfragen lassen Sie
n icht zu.
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Meine Damen und Herren. wir sind am Ende der Aussprache zu
diesem Tagesordnungspunkt an gekommen. Wir kommen zur
Abstimmung. Ich rufe zuerst zur Abstimmung den Änderungs-
antrag des Präsidenten. Drucksache 311734, auf. Wer diesem
Änderungsantrag seine Zustimmung gibt. möge die Hand auf-
heben. - Gibt es Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit
ist der Änderungsantrag mehrheitlich angenommen worden.

Ich rufe den Antrag der Fraktion der PDS, Drucksache 3/1700.
einschließlich des bereits angenommenen .Änderungsantrages
auf.

(Vietze [PDS]: Ich möchte darauf hinweisen. dass sich
eine Abstimmung des Antrages erübrigt - da er wortgleich
mit dem Antrag des Präsidenten. mit den entsprechenden
Ergänzungen. ist. Insofern ist eine weitere Abstimmung
nicht notwendig.)

- Das nehme ich entgegen. Ich akzeptiere das auch. Damit an-
nulliere ich die zweite Abstimmung. Der Änderungsantrag des
Präsidenten ist angenommen.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 7 und rufe Tagesord-
nungspunkt t auf:

Gegen Gewalt und Diskriminierung - für Demokratie
und Rechtsstaat

Antrag
der Fraktion der DVU

Drucksache 371 691

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt. Für
die einreichende Fraktion hat die Abgeordnete Hesselbarth das
Wort.

Frau Hesselharth (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ausländische Staats-
bürger sind in den allermeisten Fällen Gäste in unserem Land.
Als Touristen. Studenten. Arbeitnehmer. Selbstständige. Flücht-
linge usw. genießen sie in Deutschland Gastrecht. In allen Kul-
turen der Welt sind Gäste heilig. so auch in unserem Land.
Deswegen bedürfen sie unseres besonderen Schutzes. Wer sich
an ihnen vergreift, begeht eines der schlimmsten Verbrechen,
ebenso wer sich ansonsten an den Schwächsten unserer Gesell-
schaft vergreift. also an Kindern, Alten. Behinderten. Obdach-
losen und allen Übrigen. die unseres besonderen Schutzes be-
dürfen. Wer das tut, schließt sich damit selbst aus unserer Wer-
tegenleinschaft aus.

Wir als Fraktion der Deutschen Volksunion im Landtag Bran-
denburg lassen uns in der entschiedenen Verurteilung ausländer-
feindlicher und sonstiger Gewalttaten von niemandem über-
treffen. Wir fordern daher, gegen Gewalttäter jeder Couleur und
besonders gegen solche. die sich an ausländischen Staatsbürgern
oder an den Wehrlosesten in unserer Gesellschaft vergreifen,
mit allen gebotenen Mitteln vorzugehen und sie streng zu be-
strafen.

(Beifall bei der DVU)

Nun geht allerdings ein Gespenst um in Deutschland. das Ge-
spenst von Gewalt in den Medien sowie in der bundesdeutschen
Öffentlichkeit, reduziert auf das Phänomen des so genannten
Rechtsradikalismus oder - besser - auf das, was für rechtsradikal
gehalten wird. Ausgelöst wurde dies durch den bis heute nicht

aufgeklärten Bombenanschlag von Düsseldorf sowie eine Reihe
abscheulicher Gewalttaten gegen Ausländer und Wehrlose in
der Bundesrepublik Deutschland. Dabei ist bis heute namentlich
der Bombenanschlag von Düsseldorf nicht aufgeklärt.

Auch ist nicht von der Hand zu weisen - und hier wende ich
mich an Sie. Herr Minister Schönbohin dass von so genannten
V-Leuten des Verfassungsschutzes - denken Sie nur an den
kürzlich enttarnten Auenten Piato in Königs Wusterhausen oder
den bekannten Herrn Dicnel aus Thüringen - unkontrollierbare
Subjekte aufgehetzt und aufgestachelt wurden, die dann
schwerste Gewalttaten gerade gegen Ausländer oder Angehöri-
ge sonstiger Minderheiten in unserem Land begangen haben. Es
stellt sich hier die Frage, ob nicht vielleicht auch dieser An-
schlag in Düsseldorf das Werk eines solchen Geheimdienstes
war. Zumindest stelle ich diese Fra ge. meine Damen und Her-
ren. einmal hier in den Raum.

Jedenfalls werden entsprechende Taten sodann zur Bekämpfung
der als rechtsextrem bezeichneten Konkurrenz genutzt. Es wur-
de eine beispiellose Hetze gegen alles entfacht. was nach Mei-
nung der Initiatoren dieser Diskussion für politisch rechtsex-
trem, national, patriotisch oder auch wertkonservativ gehalten
wird. Übertitelt wird dies einfach mit Begriffen wie Rassismus
und Ausländerfeindlichkeit. wobei diese auch nicht ansatzweise
erklärt oder hinterfragt werden. Insbesondere wird bei all dem
völlig verwischt. wo denn die eigentlichen Wurzeln der schon
über mehrere Jahre kontinuierlich in Ost und West auftretenden
Gewalttaten gegen Ausländer, auch gegen Schwächere und
Andersdenkende zu finden sind. Meine Fraktion wird die Dis-
kussion über Gewalt in unserem Land in dieser verkürzten und
sinnentstellenden Art und Weise nicht mittragen.

Oberstes Gebot allen staatlichen oder nichtstaatlichen Tuns
muss die Achtung der elementaren Menschenwürde und Rechts-
staatlichkeit sein und bleiben. Dazu gehört nun einmal notwen-
di g : Man schlägt seinem Gegenüber nicht den Schädel ein, weil
er schwächer ist. anders aussieht, anders spricht, anders denkt,
eine andere Nationalität oder Staatsangehörigkeit hat.

(Zurufe von der PDS)

einer anderen Religion angehört oder aber Anhänger einer ande-
ren Fußballmannschaft ist als man selbst.

Und weiterhin: Maßnahmen repressiver Natur, auch aufenthalts-
beendender Art bleiben dem staatlichen Gewaltmonopol mit
Ausschließlichkeit vorbehalten und sonst niemandem. Daran
und an nichts anderem wird die Deutsche Volksunion in der
Gewaltdiskussion anknüpfen und von diesen elementaren Er-
kenntnissen wird sie sich leiten lassen. Sie sind das Ergebnis der
nationalen geistigen und soziokulturelten Entwicklung unseres
Landes nicht erst seit 1945,  sondern schon seit Jahrhunderten.
also des Toleranzgebotes. der Freiheitsrechte. der Verantwor-
tungslehren und der Lehren über die Staatsführung. so wie sie
bereits von Friedrich dem Großen wesentlich vorgezeichnet
wurden. Hierzu gehört ganz einfach, dass es in unserer Verfas-
sung und im Grundgesetz ein mit Rechtsanspruch ausgestattetes
Asylrecht gibt und dass sich ausländische Staatsbürger aus
unterschiedlichen Gründen erlaubt in unserem Land aufhalten
dürfen.

Namentlich das wird in der Bevölkerung zur Bekämpfung der
Ursachen von Gewalt zu vermitteln sein - ohne Ausgrenzung
und ohne parteipolitische Brille. Doch gerade darum geht es in
der gegenwärtigen Situation offenbar überhaupt nicht. Es geht
den herrschenden Meinungsträgern einschließlich der PDS im
Ergebnis offensichtlich nur darum, politische Gegner, die Ängs-
te und Befürchtungen der Bevölkerung aufgreifen und politisch
artikulieren wie die Deutsche Volksunion, nach Möglichkeit
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endgültig politisch auszuschalten und hierbei demokratische
Freiheitsrechte der Bürger so weit wie möglich einzuschränken.

(Beifall bei der DVU )

Wohin politisch die Reise geht, zeigt wiederum die gegenwärtig
stattfindende Kampagne mit den Profilierungsversuchen ver-
schiedener Personen des politischen Lebens in der Bundesre-
publik Deutschland und im Land Brandenburg. vom bayeri-
schen Innenminister Beckstein angefangen über den niedersäch-
sischen Ministerpräsidenten Gabriel bis Mn zu Ihnen. Herr Mi-
nister Scherter. Die Forderungen sind für unser Land bislang
ohne Beispiel. So wird unter anderem dazu aufgefordert. na-
tional gesinnten Bürgerinnen und Bürgen) ihre Arbeitsstellen
oder ihre Bankkonten zu kündigen. sie zu bespitzeln oder durch
unangemeldete Besuche von Sicherheitskräften einzuschüch-
tern.

Die von Ihnen. Herr Minister Schelter. geplante Bundesrats-
initiative geht dahin, auf Bundesebene einen Gesetzentwurf zu
erwirken. der drakonische Strafen ausschließlich bei Begehung
so genannter extremistischer Gewalttaten vorsieht. Zudem
schlagen Sie Bestimmungen vor. welche die demokratischen
Freiheitsrechte der Bürger in der Bundesrepublik Deutschland
endgültig aushebeln. Somit soll schon der Verdacht einer ex-
tremistischen Straftat Grund für Untersuchungshaft sein. und
zwar auch dann, wenn keine Flucht- oder Wiederholungsgefahr
besteht.

So genannte Propagandadelikte von Deutschen im Ausland
sollen in Deutschland strafrechtlich verfolgt werden können.
Den Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder
soll die Möglichkeit einer fast unbeschränkten Telekommunika-
tionsüberwachung bei so genannten Meldungsdelikten geschaf-
fen werden. Obendrein wollen Sie den Zugang zum Internet.
dem letzten noch freien Medium, drastisch einschränken.

Herr Minister Schelter, das alles kann unsere Zustimmung nicht
finden. Das wäre politisches Tendenzstrafrecht. Das verlässt den
Boden des rechtstaatlichen Grundgedankens, den Boden des
objektiven Tatstrafrechtes vollständig und führt zu einer un-
verhältnismäßigen Einschränkung von Bürgerrechten wegen
einer kleinen gewalttätigen Minderheit. Diese hat und findet
zumindest in der Bevölkerung offenkundig keinen Rückhalt.
Das zeigen im Übrigen die Erinnerungen und die Erfahrungen
mit dem gewalttätigen Linksextremismus der 70er Jahre.

Sie sollten sich in diesem Zusammenhang nicht nur die Artikel
5 und 10 des Gnindgesetzes sowie den Artikel 19 der Landes-
verfassung anschauen, sondern auch den Artikel 19 der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948 in Paris.
Hierin heißt es:

‚Jedermann hat das Recht auf Freiheit der Meinung und
der Meinungsäußerung. Das Recht umfasst die ungehin-
derte Meinungsfreiheit und die Freiheit, ohne Rücksicht
auf Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut durch
Mittel jeder Art sich zu beschaffen, zu empfangen und
weiterzugeben.-

Meine Damen und Herren! Nun möchte ich Sie fragen: Will
man so jede politische Gruppierung platt machen, welche die
Regierungsmacht der etablierten Parteien demokratisch infrage
stellen könnte? Glauben Sie, meine Damen und Herren von den
anderen Landtagsfraktionen. was Sie oder Ihre Freunde oder
Genossen alles sagen. wirklich? Glauben Sie wirklich, Herr
Ministerpräsident Dr. Stolpe, Ihre eigenen Worte, dass die Mit-
teldeutschen faschismusanfällig, seien, weil sie so lange abge-

schlossen gelebt haben? Wer ist eigentlich für diese Abge-
schlossenheit verantwortlich, meine Damen und Herren von der
PDS? Wer derartige Kampagnen wie die laufende lostritt. der
vergiftet nicht nur das politische Klima im Land. sondern der
führt auch nichts Positives im Schilde und fügt unserem Ge-
n) einwesen Schaden zu. In der freiheitlichen Demokratie tut
man so etwas nicht. Erinnern Sie sich nur an ein von Ihnen oft
benutztes und Ihnen sicherlich geläufiges Zitat: Freiheit ist
zunächst immer die Freiheit des Andersdenkenden.

Kehren Sie. meine Damen und Herren von den übrigen Land-
tagsfraktionen, und Sie, meine Damen lind Herren auf der Re-
gienmushank, endlich zu einer demokratischen Streitkultur
zurück! Beenden Sie sofort diese Diskriminierungskampagne
und stimmen Sie unserem vorliegenden Antrag zu! Dann kom-
men wir gemeinsam weiter. - Ich bedanke mich.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Ilaberniarin:

Ich danke der Abgeordneten Hesselbanh. - Das Wort geht an
die Fraktionen der SPD und der CDU. die den Abgeordneten
Klein als Redner nominiert haben. Bitte schön. Herr Klein!

Klein (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mei-
ne Damen und Herren der DVU-Fraktion, sowohl der Inhalt
Ihres Antrages als auch die Rede Ihrer Fraktionsvorsitzenden
veranlassen mich zu einer Kurzfassung meines Vortrages.

Bemerkung Nummer 1: Rosa Luxemburg ist als Andersdenken-
de von rechtsgerichteten Freikorpssoldaten nicht beschützt wor-
den. sondern ermordet worden.

Bemerkung Nummer 2: Der Landta g hat soeben seiner Sorge
über Rechtsradikalismus und Fremdenfeindlichkeit Ausdruck
verliehen. Auch die DVU-Fraktion macht sieh Sorgen. Diese
Sorgen sind allerdings ganz anderer Art. Sie ist die einzige
Fraktion in diesem Landtag, deren Sorge nicht den Opfern.
sondern den Tätern gilt. Das ist der Inhalt dieses Antrages. Das
nennen wir skandalös.

(Beifall bei SPD. CDU und PDS)

Ihr Antrag ist kein Antrag gegen Rechtsradikalismus. sondern
für Rechtsradikalismus. Die Fraktionen der CDU, der PDS und
der SPD werden diesen Antrag deshalb ablehnen. - Vielen
Dank.

(Beifall bei SPD, CDU und PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Klein. - Gehe ich recht in der
Annahme. dass die PDS-Fraktion und somit der Abgeordnete
Hammer, der mir als Redner angekündigt worden ist. kein Re-
derecht mehr in Anspruch nimmt? - Das ist der Fall. Wünscht
die Landesregierung dazu noch das Wort? - Das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Aussprache zu diesem Tagesord-
nungspunkt und komme zur Abstimmung über den Antra g der
Fraktion der DVU. der Ihnen mit Drucksache 3/1691 vorliegt.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt. den bitte ich um
sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Damit ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt worden. Ich schlie-
ße den Tagesordnungspunkt 8.
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Ehe ich die 2 I . Landtagssitzung schließe. möchte ich Sie an die 	 tages Brandenburg. Kommen Sie gut nach Hause oder auf den
gestrige Bemerkung des Präsidenten erinnern. Sie haben nach-	 Sportplatz
her die Gelegenheit, sportliche Höchstleistungen zu vollbringen.
Mit diesem Antrag an Sie schließe ich die 21. Sitzung des Land- 	 Ende der Sitzung: 15.16 Uhr
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anlagen

Gefasste Beschlüsse

Zum TOP 7:

Gegen Rechtsextremismus und fremdenfeindliche Gewalt -
für ein tolerantes und weltoffenes Brandenburg

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 21. Sitzung am 21. Sep-
tember 2000 folgenden Beschluss gefasst:

Der Landtag Brandenburg verurteilt mit Entschie-
denheit rechtsextremistische und fremdenfeindliche
Haltungen und Gewalttaten. Sie gehen zu höchster
Besorgnis Anlass. Der Landtag erklärt sich soli-
darisch mit den Opfern fremdenfeindlicher Gewalt.
Sie brauchen die Unterstützung der Gesellschaft
und des Staates. Gewalt. Intoleranz und Fremden-
feindlichkeit muss unter Nutzun g aller geeigneten
Mittel entschieden entgegengetreten werden. Das ist
Voraussetzung dafür. ein friedliches Zusammenle-
ben in unserem Land zu sichern und den Ruf Bran-
denburgs als weltoffenes und tolerantes Land zu
wahren und zu festigen.

2. Rechtsextremistische und fremdenfeindliche
Einstellungen sind in allen Altersgruppen der Ge-
sellschaft zu finden, nicht nur bei Jugendlichen und
rechtsextremistischen Gewalttätern. Die Bekämp-
fung von Intoleranz und Gewalt und die Stärkung
der Zivilcoura ge sind deshalb eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. die von allen Bür gern getragen
werden muss. Insbesondere Eltern und Erzieher
sind verpflichtet. Kindern und Jugendlichen Wurte
zu vermitteln. Aber auch jeder Bürger muss sich im
Alltag aktiv für die Rechte seiner Mitbürger ein-
setzen, welche Hautfarbe, Religion oder Staats-
angehörigkeit sie auch haben. Nur so kann Bran-
denburg seine Tradition der Toleranz und Welt-
offenheit bewahren.

3. Der Rechtsextremismus darf keine Chance erhalten.
die Grundlagen unserer demokratischen Ordnung zu
gefährden. Rechtsextremistisches Gedankengut
muss geächtet und bekämpft werden. Der Landtag
von Brandenburg unterstützt alle Bekenntnisse und
alle Initiativen von Kirchen. Gewerkschaften, Ver-
einen. Wirtschaft. Kultur. Sportverbänden und Bür-
gern, die ein tolerantes Miteinander der Kulturen
und die Integration der hier lebenden ausländischen
Mitbürger fördern. Dabei kommt dem Aktionsbünd-
nis gegen Gewalt. Rechtsextremismus und Frem-
denfeindlichkeit eine große Bedeutung zu.

Es ist Aufgabe aller Demokraten, die Akzeptanz der
demokratischen Institutionen zu stärken und das
Verständnis ah- die Werte des Grundgesetzes zu
fördern. Der Landespräventionsrat soll präventive
Maßnahmen zur Verhinderung von Straftaten mit
fremdenfeindlichem und rechtsextremistischem
Hintergrund erarbeiten und in dieser Hinsicht die
Landesregierung in ihrem Bemühen uni ein toleran-
tes Brandenburg unterstützen.

4. Der Landtag Brandenburg spricht sich dafür aus,
rechtsextremistische Straftäter har und umgehend
zu bestrafen. Polizei und Justiz werden darin he-

stärkt. alle rechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen und -
wo notwendi g und begründet - zu erweitern.

5. Der Landtag Brandenburg unterstützt die
Landesregierun g in ihren Anstrengungen gegen
Fremdenfeindlichkeit und rechtsextremistische
Gewalt und fordert sie auf, das Konzept 'Tolerantes
Brandenburg' konsequent umzusetzen und weiter-
zuentwickeln. Der Landtag befasst sich halbjährlich
mit den Ergebnissen der Umsetzung dieses Konzep-
tes.

6. Der Landta g drin gt darauf. die beschlossenen Maß-
nahmen zur Bekämpfung von Jugendkriminalität
und Rechtsextremismus entschlossen durchzuset-
zen. Besondere Anstrengungen sind in der gesamten
Gesellschaft auf den Schutz der Jugend zu richten.
Dabei muss von allen Bildungs- und Erziehungsträ-
gern primär darauf hingewirkt werden, die Jugend
gegen rechtsextremistische und fremdenfeindliche
Einflüsse zu immunisieren und ihr aktives Handeln
auf der Basis demokratischer Wertvorstellungen zu
fördern. Dies ist der Weg, um Tendenzen der Ern-
wurzelung. Bindungslosigkeit und blindem Hass
entgegenzuwirken. Er kann nur zum Erfolg führen,
wenn die Ächtung von rechtsextremistischen Ten-
denzen und Gewalt als gesellschaftliche Norm -
auch und nicht zuletzt in den Familien - erlebt wird.

Konkret gehören dazu:

die Erweiterung von Projekten zur För-
derung der moralischen Urteils- und Hand-
lungsfähigkeit von Kindern und Jugendli-
chen in allen Erzichungs- und Bildungsem-
richtungen.

ein größerer Stellenwen für den Bildungs-
und Erziehungsauftrag an den Schulen und
stärkere Berücksichtigung der politischen
Bildung bei den Lehrinhalten,

die Arbeit der Landeszentrale für politische
Bildung mit Multiplikatoren im Bildungs-
und Erziehungsbereich weiter auszubauen.

die systematische Aus- und Weiterbildung
der Pädagogen und Studierenden zur Aus-
einandersetzung mit dem Rechtsradikalis-
mus und -extremismus, zur Konfliktbewäl-
tigun g und Gewaltprävention.

deutlich mehr Möglichkeiten für Kinder
und Jugendliche, an interregionalen sowie
internationalen Austauschen und Begegnun-
gen teilzunehmen.

7. Der Landtag fordert die Verfassungsorgane des
Landes. die Hochschulen, die wissenschaftlichen
und kulturellen Einrichtungen auf, mit ihren Poten-
zialen eine Öffentlichkeitswirkung zu entfalten. die
gerade junge Menschen erreicht. Interkulturelle
Projekte und Begegnungen sollten weiterentwickelt
und unterstützt werden. Der Landtag erwartet weite-
re Unterstützun g von wissenschaftlichen Einrich-
tungen bei der Ursachenforschung von Rechtsextre-
mismus und Gewalteskalation, verbunden mit fun-
dierten Handlungsempfehlungen auch für die Poli-
tik."
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Schriftliche Antworten der Landesregierung auf Mündliche
Anfragen in der Fragestunde im Landtag am 21. September
2000

Frage 384
Fraktion der DVU
Ahgeordnete Liane Hesselharth
- Einrichtung so genannter Bahyklappen in Berliner und
Brandenburger Krankenhäusern -

Nach dem brandenburgischen Schönow, dem oberpfälzischen
Ambers und den Hamburger Stadtteilen Altona und Wilhelms-
burg sowie dem Münchner Kloster Sankt Gabriel soll auch im
Krankenhaus Waldfriede an der Argentinischen Allee 40 in
Berlin-Zehlendorf eine so genannte Babyklappe eingerichtet
werden.

Durch diese so genannten Babyklappen können Mütter. welche
ihre neugeborenen Kinder nicht bei sich behalten wollen. diese
in beheizte Kinderbetten im Inneren der Krankenhäuser schie-
ben. wo die Babys wenige Minuten später medizinisch versorgt
und betreut werden.

Ich frage die Landesregierung: Ist nach Erkenntnissen der Lan-
desregierung außer in Schönow in weiteren öffentlichen. pri-
vaten oder kirchlichen Krankenhäusern oder sonstigen Ein-
richtungen im Land Brandenburg die Einrichtung solcher Baby-
klappen geplant?

Antwort der Landesregierung

Staatssekretär im Ministerium für Bitdung, Jugend und
Sport Szymanski

Das Haus _Sonnenblume– in Schönow hat eine Betriebsgeneh-
migung zur Betreuung junger minderjähriger Mütter und ihrer
Kinder. Gleichzeiti g steht es zu jeder Zeit offen für die Auf-
nahme von Babys. deren Mütter die Kinder nicht bei sich behal-
ten und anonym bleiben wollen. Eine so genannte Babyklappe
befindet sich nicht an dieser Einrichtung und sie ist auch nicht
geplant.

Von Aktivitäten zur Einrichtung von so genannten Babyklap-
pen, auch anderenorts in Brandenburg, ist der Landesregierung
nichts bekannt. Über die Einrichtung so genannter Babyklappen
in brandenburgischen Krankenhäusern liegen der Landesregie-
rung ebenfalls keine Erkenntnisse vor.

Frage 393
Fraktion der PDS
Abgeordneter Frank Hammer
- Kulturentwicklungsplanung -

In der letzten Legislaturperiode wurde mit großem Aufwand
eine Kulturentwicklungsplanung (KEP) in Gang gesetzt. Dabei
konnten zahlreiche anregende Zwischenergebnisse präsentiert
werden. In vielen Bereichen lagen erstmals genauere Erhebun-
gen und Vorstellungen über eine perspektivische Entwicklung
vor. Die extra ausgebildeten Mitarbeiter sollten unter anderem
ein Netzwerk kultureller Einrichtungen und anderer gesell-
schaftlicher Bereiche schaffen. Insgesamt wurde eine Versteti-
gung der Kulturpolitik angestrebt.

Da seit Beginn dieser Legislaturperiode in der Öffentlichkeit
weniger über dieses Projekt zu erfahren war, frage ich die Lan-
desregierung: Wie ist der aktuelle Stand der Kulturentwick-
lungsplanung?

Antwort der Landesregierung

Minister für Wissenschaft, Forschung und Kultur Dr. Hacket

Brandenburg ist reich an Künstlern und historisch bedeutsamen
Bauwerken. Die Entwicklun g einer zeitgemäßen kulturellen
Infrastruktur und die Pflege des kulturellen Erbes ist vor diesem
Hintergrund vorrangiges Ziel der Kulturpolitik.

Aus Sicht des Landes gehören dazu der Erhalt einer lebendigen
Theater- und Orchesterkultur in Brandenburg. die Sicherung der
Arbeit der Musikschulen ebenso wie der Aufbau einer fun-ktio-
nierenden Museumslandschaft

Kulturpolitik liegt jedoch in besonderem Maße auch im Verant-
wortungsbereich der Kommunen. die durch eine angemessene
Finanzausstattung in die Lage versetzt werden müssen. sich
dieser freiwilli gen Aufgaben auch anzunehmen. Und Kultur
bedarf nicht zu letzt auch des ehrenamtlichen Engagements.

Basierend auf dem Ergebnis einer umfassenden kulturpoliti-
schen Bestandsaufnahme soll bis zum Ende des Jahres eine
tra gfähige Kulturentwieklungskonzeption vorgelegt werden. In
diesem Zusammenhang erinnere ich daran, dass die Kommunen
selbst sich die Aufgabe der Kulturentwicklungsplanung gestellt
haben. Sie sind auf dem Wege dorthin unterschiedlich weit
gekommen. Einige Kreistage haben bereits entsprechende Be-
schlüsse gefasst. andere sind noch im Verfahren. In einigen
Fällen liegt bisher nur eine Bestandserhebung vor.

Die Umsetzung des Zeitplanes der Erarbeitung einer Landeskul-
turentwicklungskonzeption hat sich ein wenig verzögert, weil
die Gespräche mit den Landkreisen mehr Zeit in Anspruch
nahmen. als wir ursprünglich hofften. Wir haben viele sehr
interessante und aufschlussreiche Gespräche mit allen Land-
kreisen geführt. insofern war in der Öffentlichkeit weniger über
unsere intensive Arbeit an der Bestandsaufnahme zu verneh-
men.

Auf dieser Grundlage wird in meinem Haus nun ein Entwurf für
die Landeskulturentwicklungskonzeption - sogar projektscharfprojektscharf-
erarbeitet, der dann ein weiteres Mal mit den Kommunen und
den Verbänden diskutiert und Ende des Jahres dem Landtag
vorgelegt werden soll. Eines der Ziele ist die Erhöhung der
Planungssicherheit für die Träger.

Es wird der Frage des Landesinteresses bzw. der überregionalen
Ausstrahlung von Veranstaltungen ein höherer Stellenwert
beigemessen als bisher. Zugleich wird auch der Aspekt der
kommunalen Beteiligung an der Finanzierung von Veranstaltun-
gen und Institutionen stärker berücksichtigt.

Frage 394
Fraktion der PDS
Abgeordnete Dr. Esther Schriider
- _Kurssystem kontra La ngzeita rheitslosigkeit" -

In Beantwortung einer parlamentarischen Anfrage (Nr. f)07) hat
der Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen ausge-
führt, dass nach der Reduzierung der Mittel für die Förderung
des ..Kurssystems kontra Langzeitarbeitslosigkeit" um etwa ein
Drittel im Jahr 2001 für die folgenden Jahre maximal von einer
Erhaltung dieses abgesenkten Niveaus ausgegangen werden
kann. Das Kurssystem hat nach den mir vorliegenden Angaben
auf der anderen Seite aber relativ hohe Eingliederungseffekte zu
verzeichnen.

Ich frage die Landesregierung: Für welche anderen beschäfti-
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gungsfördemden Programme oder Zwecke sollen die beim
Kurssystem gekürzten Mittel künftig eingesetzt werden?

Antwort der Landesregierung

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel

Wir verfolgen mit unserem Landesprogramm _Qualifizierung
und Arbeit- verschiedene Ansätze, um gerade auch durch eine
,,Politik des lebenslangen Lernens- den Menschen Brücken zu
bauen und ihnen Chancen zu geben für den Weg in die neue
Gesellschaft. Langzeitarbeitslosigkeit abzufedern und möglichst
zu verhindern bleibt uns dabei ein wichtiges Anliegen.

In der Tat können wir mit dein .,Kurssystem kontra Langzeit-
arbeitslosigkeit - einige Erfolge vorweisen. Seit 1994 haben
mehr als 40 000 Brandenburgerinnen und Brandenburger dank
umfangreicher ESF-Mittel und unserer Kofinanzierung am
Kurssystem teilgenommen: gut 40 der Kursteilnehmer ge-
langten in ein reguläres Arbeitsverhältnis bzv,. haben eine posi-
tive berufliche Perspektive gefunden. Das war ein wichti ger und
ein richtiger Weg. Fakt ist aber, dass uns im nächsten Jahr für
die Arbeitsmarktförderung weniger Mittel zur Verfügung stehen
werden als in diesem.

Es gilt also. sehr genau zu prüfen. welche Programme mit dem
bisherigen Mittelvolumen weiter geführt und welche weniger
Mittel erhalten sowie welche neuen Ansätze finanziert werden
sollen. Letztlich geht es also darum. hei dem vorhandenen Mit-
telvolumen Prioritäten zu setzen. Hinzu kommt. dass wir beim
Kurssystem - das ja. wie Sie wissen. aus ESF-Mitteln finanziert
wird - auch nicht ganz frei sind von den Rahmenbedingungen,
die die EU-Kommission dafür setzt. Danach werden ESF-Mittel
für insgesamt sechs Maßnahmebereiche eingesetzt. Die Mittel
für das Kurssystem sind dem Maßnahmebereich „Gesellschaft
ohne Ausgrenzung- zugeordnet.

Für alle Maßnahmen dieses Bereiches ist ein gutes Fünftel der
ESF-Mittel vorzusehen. Daraus werden - neben dem _Kurs-
system" und dem Ihnen ja auch bekannten Programm _Arbeit
statt Sozialhilfe- - z. B. berufspädagogische Maßnahmen im
Rahmen der Jugendhilfe finanziert oder auch Benachteiligte im
Bereich der Stadterneuerung gefördert. Auf der anderen Seite
werden aus diesem Bereich auch die Landesmaßnahmen zur
Bekämpfun g. der Jugendarbeitslosigkeit an der so genannten
zweiten Schwelle, Jugend 2005. sowie die Aktivitäten zur Lin-
derung der Arbeitslosigkeit älterer und schwer vennittelbarer
Arbeitsloser bestritten.

Schon allein diese Auflistung zeigt, wie schwer es uns natürlich
gefallen ist. die Prioritäten zu setzen. Dies bedeutet jedoch
nicht, dass Mittel des Kurssystems berufspädagogischen Maß-
nahmen im Rahmen der Jugendhilfe und der 13enachtei ligtenför-
dcrung int Bereich der Stadtemetterung geopfert würden. Zah-
lenmäßig käme das in etwa hin. Aber ich könnte genauso gut
sagen, dass die Mittel eingesetzt werden. uni die Ansätze im
Bereich „Arbeit statt Sozialhilfe- annähernd konstant zu halten.
Sie verstehen. worauf ich hinaus will.

Es geht uns nicht darum, hier etwas wegzunehmen und es dort
zuzuschustern. Es geht uns bei allem darum, wie wir die Mittel
am wirksamsten einsetzen können. Dem wird unser neues Lan-
desprogramm ..Qualifizierung und Arbeit für Brandenburg"
Rechnung tragen. Wir werden Bewährtes fortschreiben wie
„Arbeit statt Sozialhilfe- oder eben auch das _Kurssystem kon-
tra Langzeitarbeitslosigkeit- und anderes neu überlegen. was die
„Politik des lebenslangen Lernens - befördert. Denn wir müssen
uns für die folgenden Jahre die nötigen Spielräume offen halten.
damit wir rechtzeitig neue arbeits- und qualifizierungspolitische
Akzente setzen können,

Frage 395
Fraktion der PDS
Abgeordnete Irene Wolff
- Dienstantritt von Lehrkräften außerhalb Brandenhurgs -

Nach mir vorliegenden Informationen haben an einer Reihe von
Schulen Lehrkräfte, die bisher nur befristete Arbeitsverträge
hatten und auch zum neuen Schuljahr erneut nur einen befriste-
ten Arbeitsvertrag angeboten bekommen haben. ihren Dienst
nicht wieder angetreten und sich zum Teil eine neue Arbeits-
stelle in den westdeutschen Bundesländern gesucht. Dadurch
kam es zu Unterrichtsausfällen, die kurzfristig nicht vertreten
werden konnten.

Ich frage deshalb die Landesre gierung: Wie viele Lehrkräfte mit
einem befristeten Arbeitsvertrag haben zum Beginn des neuen
Schuljahres ihren Dienst nicht angetreten?

Animiert der Landesregierung

Staatssekretär im Nlinisterium für Bildung, Jugend und
Sport Szymanski

Nach einer Umfrage vom Montag, dem 18.09.. unter den Lei-
tern der Staatlichen Schulämter haben ca. 80 Lehrkräfte mit
einem befristeten Arbeitsvertrag zu Beginn des neuen Schul-
jahres ihren Dienst nicht angetreten.

Es kam dadurch auch zu Unterrichtsausfällen, obwohl die
Schulämter natürlich versuchen. umgehend Ersatz zu finden.
Das Land Brandenburg ist als öffentlicher Arbeitgeber in diesen
Fällen in einer außerordentlich schwierigen Lage_ weil schon in
unmittelbarer Nachbarschaft das Land Berlin bessere Arbeits-
vertragsbedingungen bietet als das Land Brandenburg.

Das gilt aber nicht nur für Berlin. sondern auch für die anderen
alten Bundesländer. wo durch das höhere Tarif- und Besol-
dungsniveau und einen in der Regel höheren Beschäftigungs-
umfang auf Dauer ein deutlich attraktiveres Angebot durch den
öffentlichen Arbeitgeber gemacht wird. In Berlin werden in
vielen Fällen Lehrkräfte mit auf Dauer vollem Beschäftigungs-
umfang eingestellt: der Schülerrückgang im Ostteil wirkt sich
für die ganze Stadt längst nicht so stark aus, wie es in Branden-
burg der Fall ist. da im Westteil kein Geburteneinbruch wie im
Osten zu verzeichnen war.

Darüber hinaus werden in Berlin auch außerhalb der Gymnasien
in der Sekundarstufe I Lehrkräfte mit 2 Wahlfächern bei gleich-
wertiger Ausbildung eine Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppe
höher eingruppiert als bei uns.

Für die anderen neuen Bundesländer stellt sich die Konkurrenz-
situation auf dem Lehrerarbeitsmarkt durchweg ähnlich dar.
weil auch dort Lehrkräfte nach einer zunächst befristeten Ein-
stellung bei der ersten Gelegenheit. eine Stelle mit einer besse-
ren arbeitsvertraglichen Absicherung oder einem besseren
Rechtsverhältnis zu erreichen, entweder durch Auflösungsver-
trag oder durch fristlose Kündigung ausscheiden. Das Land hat
keine Möglichkeit, eine Lehrkraft. die sich in einem befristeten
Arbeitsverhältnis befindet, daran zu hindern, sich ggf. durch
fristlose Kündigung die Möglichkeit zu schaffen. zu günstigeren
Arbeitsbedingungen in einem anderen Land zu arbeiten. Wenn
eine Beschäftigung auf Dauer angeboten werden kann, ist das
Land Brandenburg im Vergleich zu den anderen neuen Bundes-
ländern durch die Möglichkeit der Verbeamtung durchaus at-
traktiver; gegenüber Berlin sind wir jedoch nur hinsichtlich des
Ostteils der Stadt konkurrenzfähig.

Es ist leider nicht zu erwarten, dass sich diese Probleme kurz-
fristig lösen lassen. Es kommt viel darauf an, dass und wann die
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Angleichung der Tarife in Ost und West erreicht wird, es wird
aber über einige Jahre bei dem Problem bleiben. dass aufgrund
der sinkenden Schülerzahlen eine volle Beschäftigung nur in
wenigen Fällen auf Dauer zugesichert werden kann.

Die unterschiedlichen Einstufungen in den Ländern sind nur
über eine Harmonisierung der besoldungsrechtlichen Rege-
lungen durch den Bund anzugleichen. Es ist keineswegs ein
Ost-West-Problem. wenn in NRW und Brandenburg ein Lehrer
mit 2 Wahlfächern anders bezahlt wird. als in Berlin oder in
Hamburg.

Was können wir tun?

I. Wir haben versucht, durch bundesweite Ausschreibungen
und durch die Veröffentlichung über Einstellungsmöglich-
keiten im Internet Bewerber zu finden.

Wir haben uns mit Berlin verständigt. dass wenigstens
während des laufenden Schuljahres keine Abwerbungen
versucht werden.

Wir sind dabei, genau zu bestimmen. für welche Qualifi-
kation und Fachkombinationen eine dauerhafte Vollbe-
schäftigung trotz rückgehender Schülerzahlen zugesichert
und damit eine Vollzeitverbeamtung angeboten werden
kann.

4. Wir haben den jährlichen Einstellungskorridor für unbe-
fristete Neueinstellungen von 250 Vollzeiteinheiten in
diesem Jahr durch einen Vorgriff auf das nächste Jahr
deutlich ausgeweitet. Damit konnten mehr Lehrkräfte
unbefristet eingestellt bzw. gehalten werden.

5. Zwischen Finanzminister- und Kultusministerkonferenz
wird es eine Verständigung geben. welche Veränderungen
in der Lehrerbesoldung in absehbarer Zeit vorgenommen
werden sollen. Dabei wird die Frage der Harmonisierung
von uns zum Thema gemacht werden.

Frage 396
Fraktion der PDS
Abgeordnete Kerstin Osten
- Aktivitäten der Landesregierung zur Sicherung der Firma
Bagenda Baugesellschaft nihH Müllrose-

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Lande ist neben der
Ansiedlung neuer Unternehmen vor allem durch die Sicherung
der Klein- und Mittelunternehmen zu führen. Die dazu notwen-
dige Liquiditätssicherung im Falle von fremdverschuldeten
Insolvenzen wurde im Landtag oft diskutiert und gefordert.

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung, was sie
unternommen hat bzw. unternehmen wird, die wirtschaftliche
Existenz der Firma Bagenda Baugesellschaft mbH Müllrose und
damit mehr als 100 Arbeitsplätze zu sichern.

Antwort der Landesregierung

Minister für Wirtschaft Dr. Fürniß

Nach Auskunft des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) ist mit Be-
schluss vom 1. September 2000 das Insolvenzverfahren über das
Vermögen der Fa. Bagenda eröffnet worden. Einflussmöglich-
keiten für die Landesregierung gibt es in diesem Stadium des
Verfahrens grundsätzlich nicht. Allerdings bietet die Insolvenz-
ordnung verschiedene Möglichkeiten, die Existenz des Unter-
nehmens zu erhalten.

Die Landesregierung hatte vor der Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens erhebliche Anstrengungen zur Existenzsicherung des
Unternehmens unternommen. Ich erinnere hier daran, dass die
Landesregierung mit dem Liquiditätssichentilgspro gramm (LI-
ST) und dem Konsolidierungsfonds (KONSI II) über wirkungs-
volle Instrumente verfügt, an der Stabilisierung und Konsolidie-
rung von Unternehmen mitzuwirken.

Dass trotzdem die Insolvenz nicht vermieden werden konnte.
zeigt ein weiteres Mal, dass die vorhandenen Überkapazitäten
im Bereich des Bausektors zu notwendigen Strukturanpassun-
gen führen werden.

Frage 397
Fraktion der PDS
Abgeordnete Irene Wolff
- Regelungen hei Verwendung verfassungswidriger Symbole
in Schulen -

In verschiedenen Medien wurde in den letzten Wochen die
Frage thematisiert. dass an Schulen verfassungswidrige Symbo-
le und Zeichen geschmiert bzw. hergestellt worden sind. ohne
dass dies von den zuständi gen Schulleitungen aufgenommen
oder an die zuständigen Schulämter gemeldet worden wäre. In
diesem Zusammenhang sind Verdächtigungen gegenüber den
genannten Personen geäußert worden. die genannten Vorgänge
vertuschen zu w ollen, was nicht dazu beigetragen hat. über
diese Probleme sachlich zu diskutieren.

Ich frage deshalb die Landesregierung: Wie und nach welchen
Regelungen haben Lehrkräfte. Schulleitungen und Schulämter
in derartigen Fällen des Schmierens. der Herstellun g oder
Verwendung verfassungswidriger S ymbole zu verfahren?

Antwort der Landesregierung

Staatssekretär im Ministerium für Bildung. Jugend und
Sport Szymanski

Im Falle des Herstellens, Verwendens oder Verbreitens von
Symbolen verfassungswidriger Organisationen im schulischen
Zusammenhang - wozu das Schmieren gehört - hat die Schule
gemäß 11; 9 Abs. 1 der Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen-
verordnung zunächst und in jedem Fall das Staatliche Schulamt
zu informieren. Daneben besteht ausdrücklich eine Informa-
tionspflicht gegenüber den Eltern.

Außerdem entscheidet die jeweili ge Schule oder das Staatliche
Schulamt wie auch in anderen Fällen, in denen mögliche Straf-
tatbestände verletzt wurden, ob eine Strafanzeige erstattet wird.
Eine Anzeigepflicht sieht das Strafgesetzbuch nicht vor. In
Betracht kommt insbesondere eine Strafbarkeit gemäß § 86 a
des Strafgesetzbuches. Im Falle von Schmierereien wird darüber
hinaus der Schulträger we gen möglicher zivilrechtlicher An-
sprüche informiert.

Auf der Grundlage der Erziehun gs- und Ordnungsmaßnahmen-
verordnung ist zusätzlich nach pflichtgemäßem Ermessen zu
entscheiden, ob das Verfahren für eine schulische Ordnungs-
maßnahme einzuleiten ist. Im Regelfall ist wegen der Schwere
der Verfehlung in diesen Füllen von einem derart begrenzten
Ermessensspielraum auszugehen, dass praktisch in jedem Fall
das Verfahren zu Ordnungsmaßnahmen - bis hin zum Aus-
schluss von der Schule - einzuleiten ist. Zusätzlich ist über
Erziehungsmaßnahmen etwa zur Wiedergutmachung z. B. durch
das Entfernen von Symbolen zu entscheiden. Strafrechtliche
Ermittlungsverfahren bzw. Strafen der Jugendstrafgerichte
sowie strenge schulische Ordnungsmaßnahmen können neben-
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einander erfolgen, ohne das Verbot der Doppelbestrafung zu
verletzen.

Zusammen mit den ordnungsrechtlichen Reaktionen hat eine
weitergehende pädagogische Aufarbeitung derartiger Vorfälle
zu erfolgen. Entsprechend bestimmt § 9 Abs. I der Erzichungs-
und Ordnungsmaßnahmenverordnung, dass dies auch bei der-
arti gen Vorfällen außerhalb der Schule gilt.

Als Hilfe zur Einordnung entsprechender Sachverhalte wurde
im Oktober 1998 seitens des MBJS das INFO-BLATT-
RECHTS des Landeskriminalamtes Brandenburg den Kreis-
schulrätinnen und Kreisschulräten vorgestellt und übergeben.
Die Informationsbroschüre enthält Hinweise und Darstellungen
zu Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen. Zusätzlich
wurden im gleichen Monat Exemplare an die Staatlichen Schul-
ämter verschickt, um diese Infonnation den Schulen zur Verfü-
gung zu stellen.

Anzuführen ist schließlich § 4 des Brandenburgischen Schul ge-
setzes, der im Rahmen der Erziehung und Bildung sowie der
Weneerzichung insgesamt vorg ibt. auch den Unterricht zu nut-
zen. um auf Vorfälle mit Symbolen verfassungswidriger Orga-
nisationen einzugehen. Hinsichtlich der Vermittlun g von Kennt-
nissen. Fähigkeiten und Wertehaltungen sieht die genannte
Bestimmung ausdrücklich vor. Schülerinnen und Schüler unter
anderem dazu zu befähigen. den Ursachen und Gefahren der
Ideologie des Nationalsozialismus sowie anderer zur Gewalt-
herrschaft strebender Lehren zu erkennen und ihnen entgegen-
zuwirken.

Die Grundlagen für schulische Maßnahmen sowie für die päd-
agogische Behandlung auch zur Vermeidung derartiger Taten
sind eindeutig. Entscheidend kommt es zusätzlich darauf an. die
Lehrkräfte noch stärker darauf zu orientieren, dass in diesem
Bereich kein Verständnis etwa für ju gendtypisches abweichen-
des Verhalten angezeigt ist. Hierzu wurde am 15. September ein
Rundschreiben zur .,Erziehung zu Toleranz, Solidarität und
Wahrung der Würde und Freiheit des Menschen" erlassen, nach
dem jede Schule mit Hilfe der Beratung der Staatlichen Schul-
ämter bis zum 31. Januar 2001 einen Bericht zu pädagogischen
Zielen und Umsetzungsstrategien gegen Gewalt,
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit zu erstellen hat.

Daneben wird in Kürze ein weiteres Rundschreiben ergehen, uni
den erforderlichen Nachdruck zu erhöhen und um die Lehrkräfte
noch einmal zu offensivem und abgestimmtem Vorgehen zu
ermutigen.

Frage 398
Fraktion der PDS
Abgeordnete Kerstin Osten
- Komplementärmittel zur Investitionspauschale -

In einem konkreten Projekt zum Ersatzneubau einer Kita ist ein
freier Träger bereit, die notwendigen Komplementärmittel zur
Ergänzung zu Investitionsmitteln aus dem Investitionsförde-
rungsgesetz Aufbau Ost aufzubringen. Der Beschluss des Kreis-
tages entsprechend einer Prioritätenliste ist dafür Grundlage.
Das wäre der einzige Weg, dieses sehr notwendige Projekt reali-
sieren zu können.

Ich frage deshalb die Landesregierung, ob die Investitionspau-
schale entsprechend des § 21 des GFG dafür in Betracht kommt,
das heißt. die finanziellen Leistungen des freien Trägers als
Komplementärmittel anerkannt werden?

Antwort der Landesregierung

Ministerin der Finanzen Ziegler

Der Bau einer Kindertagesstätte ist nach den Förderrichtlinien
des Investitionsförderungsgesetzes Aufbau Ost gnindsätzlich
förderfähig. sofern es sich - wie in dem von Ihnen geschilderten
Fall - um einen Ersatzneubau handelt.

Die IfG-Mittel des Bundes können bis maximal 9(1 % der Ge-
samtmaßnahme eingesetzt werden. Gegenüber dem Bund sind
im Rahmen der Venvendungsnachweisprüfung mindestens 10%
andere öffent I iehe Mittel nachzuweisen.

Dieser öffentliche Anteil kann daher leider nicht direkt durch
Mittel freier Trä ger oder privater Dritter getragen werden.

Frage 399
Fraktion der PDS
Abgeordnete Kerstin Kaiser-Nicht
- Häusliche Abwesenheit wegen Erwerbssuche -

In einem Infonnationsschreiben des Ministeriums für Bi ldung.
Ju gend und Sport vom I 1 . August 2{)00 zu Strukturverände-
rungen im Kindertagesstättenbereich an alle Gemeinden und
Ämter des Landes Brandenburg wird festgestellt. „dass die
Änderung des Rechtsanspruches auf Kindertagesbetreuung der
Anerkennung der Verfügbarkeit von Kinder betreuenden Ar-
beitslosen im Sinne des § 119 SGB III grundsätzlich nicht
entgegensteht".

Ich frage die Landesregierung: Wie erklärt sie sich die wenige
Zeilen weiter formulierte Wertun g. dass eine kurzzeitige und
kurzfristige Unterbringung wegen Erwerbssuche „nur selten
praktische Bedeutung hat, da verantwortungsbewusste Eltern
schon im Interesse des Kindswohls eine Betreuung durch be-
kannte Personen vorziehen werden"?

Antwort der Landesregierung

Staatssekretär im Ministerium für Bildung. Jugend und
Sport Szymanski

Bei Ihrer Anfrage stellen Sie zwei Sachverhalte in einen Zu-
sammenhang, der so nicht besteht.

Mit der beispielhaften Nennung der häuslichen Abwesenheit
wegen Erwerbssuche für eine familiäre Situation. die Tages-
betreuung erforderlich macht, wollte der Gesetz geber sicher-
stellen. dass die konkrete Erwerbssuche nicht an fehlenden
Betreuungsmöglichkeiten scheitern darf, uni die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf zu gewährleisten.

Das von Ihnen zitierte Informationsschreiben nimmt darauf
Bezug und erläutert in diesem Zusammenhan g zwei von ein-
ander getrennt zu betrachtende Sachverhalte:

Der erste Sachverhalt bezieht sich auf die Frage der Verfügbar-
keit von Kinder betreuenden Arbeitslosen für den Arbeitsmarkt,
wenn es zu einer kurzfristigen Arbeitsaufnahme kommen sollte.
Hier besagt das von Ihnen zitierte Informationsschreiben klar
und deutlich, dass eine dauerhafte Aufnahme eines Kindes in
Tagesbetreuung in der Regel kein Problem ist. da auch kurz-
fristig Plätze geschaffen werden können und die bisher schon
gezeigte Flexibilität von Leistungsverpflichteten und Trägern
durch die Kita-Gesetz-Novelle nicht beeinträchtigt wird.
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Der zweite Sachverhalt bezieht sich auf eine kurzzeiti ge und
kurzfristige Unterbringung des Kindes bei Erwerbssuche. wenn
z. 1.3. der allein zur Verfügung stehende Elternteil das Kind zu
einem Vorstellungsgespräch nicht miniehmen kann und die
familiäre Situation keine Betreuung durch Familienangehörige
ermöglicht. In dem von Ihnen zitierten Informationsschreiben
wird darauf verwiesen. dass es sich bei den betroffenen Kindern
um die Altersgruppe der unter Zweijährigen handelt. die in
einem solchen Fall durch ihnen fremde Personen betreut werden
müssen. Da insbesondere kleine Kinder ein entwickeltes Ver-
trauen zur Bezugsperson und Umgebung brauchen, ist im
Grundsatz eine geeignete Eingewöhnung erforderlich, die bei
einer kurzzeitigen und kurzfristigen Unterbringung nicht 113(532°
lieb ist. Eine kurzzeitige und kurzfristige Unterbringung hei
häuslicher Abwesenheit wegen Erwerbssuche. soll den Eltern
lediglich die Bewältigung von Betreuungsnotfällen ermögli-
chen. Dabei ist davon auszu gehen. dass sich die Eltern des Pro-
blems einer kurzzeitigen und kurzfristigen Unterbrin gung ihres
Kindes bewusst sein werden und im Interesse des Kindeswohls
eine Betreuung durch dem Kind bekannte Personen vorziehen
werden.

Das von Ihnen zitierte Informationsschreiben sprich! das Span-
nun gsverhältnis der gesetzlichen Norm zum Bedarf und der
allgemeinen Aufgabe von Kindertagesbetreuung an und nimmt
darin ausführlich Stellung zu der damit verbundenen Ausle-
gungsproblematik.

in diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen. dass es
sich hierbei uni kein neues Problem handelt. da auch hei der bis
30.06.2000 gültigen Rechtslage ähnliche Probleme hätten auf-
treten können. Bei einer Versorgungsquote von 30 % der unter
zweijährigen Kinder in der Krippe kann doch davon ausgegan-
gen werden. dass schon vor der Novellierun g des Kmderlaues-
stättengesetzes nicht alle Erwerbssuchenden ihre Kinder in der
Krippe untergebracht haben und deshalb das von Ihnen aufge-
griffene Problem in der Tat als ein Problem anzusehen ist. das
in der Realität kaum von Bedeutung ist.

Auch möchte ich darauf hinweisen, dass die Ehem. uni die es hier
geht. in gesellschaftliche und familiäre Netzwerke eingebunden
sind, aufdie sie zurückgreifen können. wenn sie eine kurzzeitige
und kurzfristige Unterbringung ihres Kindes benötigen.

Frage 400
Fraktion der PDS
Ahgeordnete Dr. Esther Schröder
- Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen -

Das Ministerium für Arbeit. Soziales, Gesundheit und Frauen
hat die Landkreise über eine Neufestsetzung, das heißt eine
Kürzung. der Kontingente für eine Förderung im Rahmen der
Richtlinie des Ministeriums für Arbeit. Soziales. Gesundheit
und Frauen für Maßnahmen im Bereich der Jugendhilfe. des
Breitensports und der freien Kulturarbeit informiert.

In der Konsequenz bedeutet dies. dass nur noch Maßnahmen
bewilligt werden, die nicht in das Jahr 21)4)1 hineinreichen. auch
wenn das Kreiskontingent für das Jahr 2000 noch nicht ausge-
schöpft ist. Bisher bot das Verfahren der Kontingentierung für
die Kreise eine relativ verlässliche Planungsgrundlage. Mit der
jetzt verfü.gten Kürzung wird dieses Anliegen konterkariert.

Ich frage die Landesregierung: Hält sie das beschriebene Ver-
fahren für einen geeigneten Schritt, um eine von der Landesre-
gierung selbst angekündigte „Verstetigung" der Arbeitsffir-
dening zu erreichen?

Antwort der Landesregierung

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Ziel

Für die Förderung nach der MASGF-Richtlinie über die Gewäh-
rung von Zuwendungen für Strukturanpassun gsmaßnahmen im
Bereich der Jugendhilfe. der sozialen Dienste. des Breitensports
und der freien Kulturarbeit stehen im Jahr 2000 Mittel in glei-
cher Höhe wie im Vorjahr zur Verfügun g. Eine Kontingentie-
rung der geförderten Personen in SAM erfolgt lediglich im
Bereich der sozialen Dienste. Wir konnten diese Kontingente zu
Jahresbeginn gegenüber dem Vorjahr erhöhen. Damals hatten
wir die Kreise und kreisfreien Städte ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass die Kontingente zur Jahresmitte neu festgesetzt
werden müssten. wenn durch zu späten Projektstart die Ver-
pflichtungsermächtigungen für das Jahr 2001 überdurchschnitt-
lich _belegt" würden.

Nachdem abzusehen war, dass im weiteren Jahresverlauf genau
diese Situation eintreten würde. sind die Landkreise umgehend -
und zwar deutlich vor Ausschöpfung der Verpflichtun gsermäch-
tigungen - informiert worden. Wir verbanden die Mitteilung mit
einer Erhöhung des Kontingents für solche MaßnalynerL die
ausschließlich Kassenmittel benötigen.

Ich kann hei unserem Vorgehen heim besten Willen keinen
Widerspruch zu unserer angekündigten Verstetigung der Ar-
beitsförderung sehen, zumal ja auch hei unserer SAM-Förde-
rung insgesamt in diesem Jahr gegenüber dem Vorjahr eine
Erhöhung der Förderfälle und des Mitteleinsatzes vorgesehen
ist. Allerdings überlegen wir derzeit. oh es sinnvoll ist, die Ver-
pflichtungsermächtigungen von vornherein bei der Kontingen-
tierung zu berücksichtigen. Das würde ein „Nachwaschen"
überflüssig machen und größere Planungssicherheit fiir alle
schaffen.

Frage 40I
Fraktion der PDS
Abgeordnete Dr. Dagmar Enkelmann
- Mögliche Auswirkungen einer Deicherhöh ung, bei Lätzen -

Bei einem Vor-Ort-Besuch im Nationalpark „Unteres Odertal"
wurde von einem Vorhaben berichtet. hei dein der Deich unter
anderem in Höhe Zützen uni 2 m angehoben werden soll. Der
dort befindliche Uferradweg wurde erst vor kurzem mit EU-
Fördennitteln ausgebaut. Die Befürchtung besteht. dass mit der
Anhebung des Deiches der Radweg nicht mehr nutzbar sein
würde.

Ich frage die Landesregierung: Wie steht sie zum genannten
Vorhaben?

Antwort der Landesregierung

Minister für Landwirtschaft. Umweltschutz und Raum-
ordnung Birthler

Die von Ihnen angesprochene mögliche Deicherhöhung des
Deiches an der Hohensaaten-Friedrichsthaler-Wasserstraße ist
Teil einer Überlegung des Landesuniweltamtes, den Lunow-
Stolper-Polder an das Hochwasserabfluss geschehen der Oder
anzuschließen. Falls weitergehende Untersuchungen zeigen,
dass dieses Vorhaben genebilligungsfähig ist, was abzuwarten
ist. müsste der Deich an der Hohensaaten-Friedrichstaler-Was-
serstraße die Funktion übernehmen. die heute noch der Deich
unmittelbar an der Oder wahrnimmt, der dann seine heutige
Funktion verlieren wird. Damit verbunden wäre ein wesentli-



1300	 Landtau BraiidenhGru - 3. Wahlperiode - Nenarprolokoll 3.21 - 21. September 2000

eher Umbau des Deiches an der Hohensaaten-Friedrichstaler-
Wasserstraße ungefähr in dem Ausmaß. wie Sie es beschrieben
haben. Der Radweg würde dann als Ersatzmaßnahme vom Lan-
desumweltamt neu gebaut werden. Mit einer Umsetzung ist aber
frühestens ab dem Jahr 2006 zu rechnen.

Frage 402
Fraktion der PDS
Abgeordnete Anita Tack
- Bericht der Pällmann-Kommission -

Anfang September ist in Berlin der Bericht der Regierun gskom-
mission zur Reform der Verkehrsinfrastrukturfinanziemng vor-
gelegt worden. Dabei wird unter anderem der auch im Landtag
Brandenburg schon diskutierte Vorschlag zur Herauslösung des
Bahnnetzes aus der Deutschen Bahn AG und die Übertragung in
Bundes- bzsA . Länderhoheit unterbreitet.

Ich fra ge die Landesregierung, welche Position sie in die Dis-
kussion des Berichtes zu diesem Thema einbringen wird.

Antwort der Landesregierung

Minister für Stadtentwicklung. Wohnen und Verkehr Meer

Die Pällmann-Kommission hat sehr interessante Vorschläge
unterbreitet, die weitgehend mit der grundsätzlichen Auffassung
der Landesregierung übereinstimmen. Was nun die Herauslö-
sung des Netzes aus der Deutschen Bahn AG betrifft. wird sich
die Landesregierung nicht von vornherein festlegen lassen,
sondern die derzeitigen Entwicklungen bei der DB kritisch
beobachten (hauptsächlich sind das der angekündigte Rückzug
von Fernverkehrsleistungen und die so genannte Mittelstands-
initiative bei den regionalen Netzen) und schließlich eine Ver-
handlungsposition einnehmen, die den Zielen des Landes
entspricht.

Ganz gleich, ob das Netz im Konzemverbund der DB AG ver-
bleibt (das sind derzeit die Vorstellungen des Geschäftsführers
der Bahn und des Bundes), als ei genständige Gesellschaft aus
dem Konzern entlassen wird oder wieder in direkte staatliche
Verantwortung kommt, für die Landesregierung steht eines fest:

Die Vorgabe der diskriminierungsfreien Zugangsmöglichkeit
zum Netz für Dritte muss in jedem Fall gewährleistet sein, die
Entwicklung des Wettbewerbs auf der Schiene darf nicht durch
Konzernpräferenzen behindert werden.

Frage 4113
Fraktion der PDS
Abgeordnete Kerstin Kaiser-Nicht
- Kosten für Landstraßenhahnen -

In der Antwort der Landesregierun g auf die Kleine Anfrage 598

teilt der Minister für Stadtentwicklung. Wohnen und Verkehr
am 28. August 2000 mit, dass die Landesregierung die Höhe der
Kosten für Straßenbahnen bei den jeweiligen kommunalen
Aufgabenträgem unter Berücksichtigung der Zuführungen an
diese Aufgabenträger prüft. Die Prüfung sollte bis Ende August
dieses Jahres abgeschlossen sein.

Ich frage die Landesregierung. welche Schlussfolgerungen sie
aus den Ergebnissen der Prüfling insbesondere im Hinblick auf
eine gesonderte Unterstützung der betreffenden Landkreise
( z. B. im Rahmen des Haushaltstitels _Förderung der Aufgaben-
träger infolge Sonderlasten- ) und der drei Landstraßenbahnen
im Land Brandenburg zieht.

Antwort der Landesregierung

!1inister für Stadtemu icklung, VI ohnen und Verkehr !Meyer

Die Straßenbahnen in unserem Lande bilden gemeinsam mit
dem Schienenpersonennahverkehr und den Omnibussen ein
leistungsfähiges Gesamtsystem _Brandenburger ÖPNV -. Dabei
könnte man sagen, dass unsere Landstraßenbahnen östlich von
Berlin eine Art „Zwitterstellung- zwischen der Eisenbahn und
den Stadtstraßenbahnen einnehmen:

Einerseits erfüllen sie ähnlich wie die Eisenbahn eine Erschlie-
ßungsfunktion im Überlandverkehr. Andererseits bedienen sie
nicht das Massenverkehrsaufkommen in den großen Städten des
Landes wie die typischen Straßenbahnen. haben aber vergleichs-
weise hohe Fahrgastzahlen.

Einerseits erfordern sie hohe Investitions-. Abschreibungs- und
Betriebskosten. Andererseits haben sie einen volkswirtschaftli-
chen Beitrag zur touristischen und sonstigen Entwicklun g ihrer
Region geleistet.

Unter anderem unter Abwägung dieser Kriterien müssen sieh
zunächst die zuständigen Aufgabenträger und die verantwortli-
chen Gesellschafter der Landstraßenbahnen für deren dauerhaf-
ten Erhalt einschließlich ihres Finanzbeitrages aussprechen.

Nach meinen Erkenntnissen prüfen darüber hinaus die Fraktio-
nen der Regierungskoalition derzeit die Einleitung einer in-
itiative zur Änderung des ÖPNV-Gesetzes. Mit dieser Initiative
soll gegebenenfalls das Gesetz in der Weise geändert werden,
dass den Aufgabenträgem für den übrigen ÖPNV zum Aus-
gleich besonderer werkehrlicher Lasten Finanzhilfen gewährt
werden können. Dies könnte den Landkreisen, in denen die drei
Landstraßenbahnen im Land Brandenburg verkehren. zugute
kommen.

Die Landesregierung würde eine solche Initiative begrüßen und
unterstützen.
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